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Editorial

Bernd Löhmann, Chefredakteur

„Ich glaubte, es käme nichts mehr“, rechtfertigt sich Hanno, als er im Familienbuch der 
Buddenbrooks einen Schlussstrich unter seinen Namen zieht. Thomas Manns Roman 
stand im Kontext einer Geistesströmung, die bereits Jahrzehnte vor dem Ersten Welt-
krieg Endzeitstimmung verbreitete. Ergebt euch dem Niedergang, so lautete die Bot-
schaft, selbst wenn die Konturen neuer Verhältnisse – etwa in Gestalt der vulgären Bud-
denbrook-Konkurrenten Hagenström – wenig Gutes verhießen.

Heute werden auf Europa und den Westen vorzeitige Nekrologe verfasst. Brexit-
Chaos, Shutdown und neue Handelskriege bieten aktuell den Stoff, um die Verfalls thesen 
zu untermauern. Längst sind politische Hagenströms in Regierungen vorgedrungen. 
Nach den Europawahlen im Mai droht, dass Europaskeptiker und -feinde zumindest  einen 
mächtigen Block im Europäischen Parlament bilden könnten, der das Einigungsprojekt 
von innen heraus bekämpft.

Selbst Europa-Enthusiasten geraten in Zweifel. Sind sie, wie Hanno, weltflüchtige 
Spätlinge einer schon verlorenen Zeit? Manche wollen dem Defätismus mit geübten Be-
schwörungsformeln oder neuen Narrativen begegnen, merken dabei aber nicht, dass sie 
damit die Aushöhlung europäischer Fundamente mitbetreiben. Wer nur so auf den An-
sturm des Kontrafaktischen und die Militanz der Vorurteile reagiert, begibt sich selbst auf 
die schiefe Ebene der Vereinfachungen, der es zu entrinnen gilt. Europa darf begeistern, 
muss aber zunächst einmal überzeugen. Dazu gehört nicht zuletzt, dass sich alle Personen 
und Institutionen, die in und für die Europäische Union Verantwortung tragen, die Frage 
stellen: Was könnte der eigene Anteil am Misstrauen sein?

Die von Psychologen vorgetragene These, dass Emotion stets die Ratio schlägt, 
kann sich eine Politik im Sinne der europäischen Idee nicht zu eigen machen. Denn sie 
fußt auf dem aufklärerischen Leitbild des „animal rationale“ – selbst wenn die konkrete 
Anschauung dem allzu oft widersprechen mag. Das „Konstrukt“ des freien, sich ver-
nünftig verhaltenden Bürgers gehört zu den Errungenschaften, die es gegen Irrationalität 
und Affekte mit allen Kräften zu bewahren gilt. 

„Stay“ lässt ein Jungdesigner auf rote Schirmmützen nähen, die wohl nicht zu-
fällig an die Kappen erinnern, wie sie Donald Trump im Wahlkampf trug. So wacklig 
scheint dieses „Konstrukt“ dann doch nicht zu sein: Wenn sich heute wiederum die Kon-
turen neuer Verhältnisse abzeichnen, gewinnt die Europäische Union an Zustimmung. 
Sie ist laut dem Eurobarometer so beliebt wie seit 25 Jahren nicht mehr.

Die Wahl im Mai ist eine Schicksalswahl, doch steht das Schicksal – anders als bei 
den Buddenbrooks – nicht unausweichlich fest. Es ist von nicht geringer Bedeutung, den 
Bürgerinnen und Bürgern die Vorteile, die Europa auch im Kleinen mit sich bringt, vor 
Augen zu führen. Doch zweifellos müssen auch die Antworten auf die großen Fragen der 
Zukunft skizziert werden: Europa? Und ob! Es kommt noch was.

© DANIEL w. FLETCHER
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Schluss mit dem Geheule!
Kinderbuchillustratoren zeichnen für ein Europa

Die „EU-le“ blickt wieder in die Weite. Ihr in Großbritannien lebender Zeichner  
Axel Scheffler – Kindern wie Eltern spätestens durch das Monster „Grüffelo“ 

 bekannt – war nach der Brexit-Entscheidung am Boden zerstört. Doch blieb es 
nicht bei dem Lamento. Mit 44 weiteren Illustratoren aus mehreren europäischen 

Ländern spürte er die Verantwortung, Stellung für die zuletzt ziemlich  
„gerupfte“ europäische Idee zu beziehen. Die Zeichnungen – naiv und emotional, 

teils aber auch hintersinnig – sind gar nicht so niedlich, wie sie auf den ersten  
Blick erscheinen. Axel Scheffler geht es um Ermutigung – „zu mehr  

Gesprächen über Geschichte und Politik, und über die Zukunft, in der unsere 
 Kinder leben werden.“

Es mag weit stolzere Vögel als diese „EU-le“ geben, aber Weitsicht,  möglicherweise 
sogar Einsicht könnte man ihr gleichwohl zutrauen.

Illustrationen entnommen aus: „Drawing Europe Together: Forty-five Illustrators, 
One Europe“, veröffentlicht von Macmillan Children’s Books, 2018.  

Die deutsche Erstausgabe ist am 13. Februar 2019 unter dem Titel „Zeichnen für  
ein Europa. Bilder von 45 Illustratorinnen und Illustratoren“ im  

Verlag Beltz & Gelberg erschienen.

Cover/Umschlagrückseite: © Axel Scheffler 2017, 2018
Seite 6/7: © Andreas Német 2017, 2018; Seite 8/9: © Anne Brouillard 2017, 2018

Seite 10/11: © David Roberts 2018; Seite 12/13: © Penny Dale 2018

Europa?
—

Und ob !
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In Zeiten  
des Populismus

Anmerkungen zur Lage Europas und der Demokratie

Politiker, Parteien und Bewegungen, die sich 
der Vereinfachung, Emotionalisierung und 
nicht selten dreister Lüge bedienen, gewinnen 
weltweit an Zustimmung – auch in Europa, 
von Italien bis Schweden. Kommentatoren 
sprechen von der „Stunde der Populisten“. Die 
etablierten Parteien in den Parlamenten und 
zuweilen auch die repräsentative Demokratie 

als solche geraten unter Druck. Der Siegeszug populistischer Parteien, die fast 
alle eine Renationalisierung fordern, trägt zumindest zur Verunsicherung über 
die weitere Entwicklung bei und wirkt zersetzend auf die Integration Europas.

Populismus ist ein Phänomen, das eine allgemeingültige Definition 
ebenso scheut wie der Populist das sachliche Argument. Das Thema verlangt 
jedoch nach Differenzierung. In demokratischen Systemen, in denen der Wäh-
ler entscheidet, von wem er regiert werden will, gehört es zur  Grundorientierung 

nORBERt laMMERt 
Geboren 1948 in Bochum, Sozial-
wissen schaftler, 1998 bis 2002 kultur-  
und medienpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 2005 
bis 2017 Präsident des Deutschen 
Bundestages, seit 2018 Vorsitzender 
der Konrad-Adenauer-Stiftung.

jedes Politikers, sich darum zu kümmern, was das Volk denkt. Verantwort liche 
Politik darf sich jedoch nicht auf Popularität als maßgebliches Kriterium redu-
zieren lassen. Sie muss im Interesse der Sache und der üblichen Interessen des 
eigenen Landes zuweilen auch unpopuläre Entscheidungen treffen.

Besonders populär sind Populisten, wenn sie „das Volk“ gegen „die 
Regierenden“ ausspielen: „Wir“ gegen „die da oben“. Das Unverständnis da-
rüber, dass die vermutete „wahre“ Meinung des Volkes nicht einfach umge-
setzt würde, basiert auf einem prekären Missverständnis über die Grundprin-
zipien der Demokratie, die den „Volkswillen“ nur im Plural kennt. Denn hier 
geht es nicht um vermeintliche Wahrheiten, sondern um konkurrierende In-
teressen und Ideen, die in einem Wettstreit nach Mehrheiten streben. Demo-
kratische Lösungen sind weder durch autoritäre Kommandos noch im Hau-
ruckverfahren zu haben, wie politische „Führer“ suggerieren. Die einfachen 
Patentlösungen, mit denen sie auf Stimmenfang gehen, gibt es angesichts  
der komplexen Herausforderungen der heutigen Zeit nicht; jedenfalls sind sie 
nicht sachgerecht.

Durch die Stimmabgabe für populistische Parteien bringt ein größer 
werdender Teil der Öffentlichkeit in ganz Europa zum Ausdruck, sich in den 
Parlamenten nicht mehr repräsentiert zu fühlen, ohne deshalb das politische 
System insgesamt infrage stellen zu wollen. Das darin zum Ausdruck kom-
mende Empfinden in Teilen der europäischen Gesellschaft, von der parla-
mentarischen Willensbildung ausgeschlossen zu sein, muss man ernst neh-
men. Auch und insbesondere dann, wenn Kritik übertrieben erscheint oder 
unberechtigt, müssen die politisch Verantwortlichen die Zusammenhänge 
verständlicher erläutern. Zu den vielen aktuellen Streitfragen möchte ich ei-
nige grundsätzliche Anmerkungen zur gegenwärtigen Lage Europas und der 
repräsentativen Demokratie beisteuern.

Erstens: Ein Blick zurück hilft oftmals, bestehende Verhältnisse ins 
rechte Licht zu rücken. Unser heutiges Europa ist entstanden unter dem trau-
matischen Eindruck von zwei Weltkriegen mit Millionen Toten. Sie waren das 
Ergebnis einer jahrhundertelangen Rivalität von Nationalstaaten, die – nicht 
ausschließlich, aber überwiegend – in unterschiedlichen Konstellationen mit 
der Frage beschäftigt waren, wie man die eigene Hegemonie in Europa errei-
chen und behaupten könne. Heute dagegen leben wir in demokratischen 
Staaten in Frieden und Freiheit. Und wir haben uns längst daran gewöhnt, 
diesen historisch außergewöhnlichen Zustand für eine schiere Selbstverständ-
lichkeit zu halten. Daher ist es für eine realistische Lagebeurteilung dienlich, 
sich hin und wieder in Erinnerung zu rufen, dass wir in einem absoluten Aus-
nahmezustand der europäischen Geschichte leben. Die Probleme, vor denen 
unsere Zeit steht, sind beachtlich. Doch sie erscheinen luxuriös im Vergleich 
zu den nicht gelegentlichen, sondern dauernden Herausforderungen, Verir-
rungen und Verwüstungen, die diesen Kontinent jahrhundertelang gekenn-
zeichnet haben.
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Zweitens: Wenn es für die großen Veränderungen unserer Zeit überhaupt so 
etwas wie eine gemeinsame Überschrift gibt, dann ist es die „Globalisierung“. 
Der folgenschwerste – und übrigens irreversible – politische Effekt der Globa-
lisierung besteht darin, dass die Nationalstaaten zunehmend das verlieren, 
was sie jahrhundertelang für den Kern ihres Selbstverständnisses gehalten 
haben: Souveränität. Transnationaler Terrorismus, Migrations bewegungen, 
Klimawandel und Digitalisierung – dabei handelt es sich um Probleme, die 
kein Staat allein wirkungsvoll zu lösen vermag. In diesem Zusammenhang 
lässt sich der europäische Integrationsprozess auch als eine ehrgeizige, aber 
hochintelligente Reaktion auf den Verlust von Souveränität in Zeiten der Glo-
balisierung verstehen. Denn durch die geteilte und gemeinsame Wahrneh-
mung von Souveränität erhalten die Mitgliedstaaten letztlich ihre Fähigkeit, 
auf die eigenen Angelegenheiten Einfluss nehmen zu können. Daher sind die 
Tendenzen zur Renationalisierung, die von vielen populistischen Parteien in 
Europa vertreten werden, anachronistisch und kontraproduktiv.

Drittens: In der Geschichte der europäischen Integration existiert zwei-
fellos eine Asymmetrie zwischen Exekutive und Legislative. Es waren Regie-
rungen, die Europas Einigungsprozess im Wesentlichen vorantrieben, getra-
gen von erstaunlich weitsichtigen, von den historischen Erfahrungen der 
beiden Weltkriege geprägten Regierungschefs, die die Autorität im eigenen 
Land innehatten, die Veränderungen herbeizuführen. Sie haben die Einheit 
Europas überhaupt erst ermöglicht.

Viertens: Im europäischen Integrationsprozess verbinden sich eine Er-
rungenschaft und ein Problem fast unauflösbar miteinander. Mit jeder ver-
traglichen Vereinbarung über den Ausbau der Zusammenarbeit der Staaten in 
Europa, mit jedem Vertragstext von Rom über Maastricht und Amsterdam 
bis zum Lissabon-Vertrag, wurden Zuständigkeiten, die eigentlich den Mit-
gliedstaaten obliegen, auf eine Gemeinschaft übertragen, die selbst kein Staat 
war und ist. Dennoch konnte und kann sie diese Aufgaben nur dann erledi-
gen, wenn sie sich wie ein Staat verhält, was den Mitgliedstaaten bisweilen 
jedoch nicht gefällt, sodass die getroffenen Vereinbarungen von denjenigen, 
die diese Vereinbarungen selbst getroffen haben, als Zumutung empfunden 
werden. Das hat sich jedoch nicht wie ein Naturereignis vollzogen, sondern ist 
Ergebnis selbstbestimmter Entscheidungen. Daher ist es unsinnig, eine aus 
guten Gründen wahrgenommene Kompetenzübertragung anschließend als 
Kompetenzverlust zu beklagen.

Fünftens: Über einen längeren Zeitraum der europäischen Integration 
bestand eines der großen Ärgernisse darin, dass die gesetzgeberischen Zu-
ständigkeiten, die in den Nationalstaaten bei den Parlamenten lagen, in Eu-
ropa nicht von einem mit entsprechenden Befugnissen ausgestatteten euro-
päischen Parlament wahrgenommen wurden, sondern von den Ministerräten. 
Dies ist spätestens mit dem Lissabon-Vertrag in einer bemerkenswerten Weise 
korrigiert worden. Inzwischen haben wir in Europa einen Zustand, der sich in 

vielen Politikbereichen von den Mechanismen der Willensbildung und der 
Gesetzgebung in den demokratischen Nationalstaaten nicht mehr substan-
ziell unterscheidet. Dazu gibt es – in den Mitgliedsländern in unterschied-
licher Weise – eine weiterentwickelte und im Falle Deutschlands auch ver-
fassungsrechtlich abgesicherte Beteiligung der nationalen Parlamente an 
europäischen Angelegenheiten.

Als mit der Wiedervereinigung der Artikel 23 Grundgesetz, der den 
Beitritt von „anderen Teilen Deutschlands“ zum Geltungsbereich des Grund-
gesetzes regelte, seinen Zweck erfüllt hatte, schloss Deutschland diese Lücke 
mit einem Europa-Artikel. Dieser neue Artikel 23 hat in Verbindung mit ei-
nem eigenen Parlamentsbeteiligungsgesetz zur Folge, dass nach geltender 
Rechtslage in Deutschland die Regierung verpflichtet ist, von jeder euro-
päischen Regelungsabsicht den Bundestag erstens unverzüglich und zweitens 
vollständig zu unterrichten, um dem Parlament Gelegenheit zu geben, dazu 
Stellung zu nehmen. Und wann immer – das ist der entscheidende dritte 
Punkt  – der Bundestag von seinem Recht auf Stellungnahme Gebrauch 
macht, gilt diese für die eigene Regierung als verbindliche Verhandlungsposi-
tion. Ähnliche Regelungen gibt es in den meisten Mitgliedstaaten. Jedenfalls 
fällt mir auf diesem Globus keine zweite internationale Institution ein, die es 
an demokratischer Legitimation mit der Europäischen Union (EU) und ihren 
Entscheidungsprozessen auch nur annähernd aufnehmen könnte.

Sechstens: In der öffentlichen Meinung wird umfassendere direkte 
 Beteiligung der Bürger immer öfter als probates Mittel gegen die attestierte 
Verdrossenheit an der Politik angesehen. Dass jedoch die gern und oft gefor-
derten Volksentscheide die unzulässige Vereinfachung komplizierter Zusam-
menhänge tendenziell begünstigen, manchmal sogar erzwingen und damit 
die ideale Plattform für populistische Stimmenfänger bilden, sollte insbeson-
dere derjenige bedenken, der ausgerechnet im Aufweichen des repräsentati-
ven Gedankens den Königsweg aus der Vertrauenskrise in die Politik sucht.

Das Brexit-Referendum ist ein für Europa folgenreiches Beispiel. Die 
plebiszitäre Urteilsbildung bringt eine Reihe von Fragen und Problemen mit 
sich: Direkte Demokratie setzt in der Regel überschaubare, wenig komplexe 
Entscheidungsgegenstände voraus, wie sie eher auf kommunaler Ebene und 
gelegentlich auf Landesebene vorkommen. Eine direkte Entscheidung durch 
Bürger erscheint in solchen Fällen sinnvoll, wenn es sich um lokal oder regio-
nal begrenzte Themen handelt, die noch dazu mit einem klaren Ja oder Nein 
zu beantworten sind. Auf nationaler, geschweige denn auf europäischer 
Ebene sind die zu regelnden Sachverhalte hingegen meist so komplex, dass 
man ihnen durch Volksabstimmungen kaum gerecht werden könnte. Hier 
verfügt der Parlamentarismus über den strukturellen Vorteil, in festen Ver-
fahrensabläufen viele Auffassungen und Lösungsmöglichkeiten diskutieren 
zu können, bevor entschieden wird. Für die getroffenen Entscheidungen ha-
ben sich im Übrigen dann Regierungen und Abgeordnete zu verantworten, 

In Zeiten des Populismus, Norbert Lammert
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die Bürger können sie bei der nächsten Wahl sanktionieren. Für Volksent-
scheide hingegen kann niemand verantwortlich gemacht werden.

Siebtens: Europa ist nicht nur eine „Kopfsache“, sondern vor allem auch 
eine Herzenssache. Ein Verweis auf wirtschaftliche und politische Notwen-
digkeiten reicht nicht aus; Europa muss emotional begründet werden. Auf 
diesen Sachverhalt wies 2006 schon der frühere österreichische Bundeskanz-
ler Wolfgang Schüssel in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung hin: „Europa darf sich nicht nur wirtschaftlich begründen. Europa war 
früher ein Herzthema: ‚Nie wieder Krieg‘. Heute ist es ein Kopfthema, oder es 
ist heruntergerutscht zum Portemonnaie: Was nützt mir das? Was habe ich 
davon? Das ist tödlich.“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 9. Juni 2006, S. 4)

Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2019 werden 
nicht wenige der Populisten antreten, die die europäische Integration grund-
sätzlich infrage stellen. Die Folgen für die EU könnten verheerend sein. Dabei 
ist der Zeitpunkt für ein schwaches Europa denkbar ungünstig, denn die ge-
rade im Entstehen begriffene multipolare Weltordnung verlangt nach einer 
handlungsfähigen EU, die ihre Position im internationalen System selbst-
bewusst einfordert. Angesichts dessen und in Zusammenhang mit dem 
Schwinden nationalstaatlicher Souveränität durch die Globalisierung sowie 
durch transnationale Herausforderungen, vom Klimawandel bis zum inter-
nationalen Terrorismus, ist „mehr Europa“ – auch und gerade im Bereich ei-
ner gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik – im vitalen 
nationalen Interesse jedes EU-Mitgliedstaates.

Wie kann dem europäischen Vertrauensverlust begegnet werden? 
Durch das Ernstnehmen von Kritik; durch das verständliche Erklären von 
Zusammenhängen; durch gute Argumente, pointiert und beherzt vorgetra-
gen; durch Widersprechen bei unzulässigen Vereinfachungen; und durch 
Kompromissfähigkeit – in der Einsicht, dass es die eine Wahrheit, wenn über-
haupt, nur ganz selten gibt.

Möglicherweise ist die Trendwende in Europas Bevölkerungen bereits 
eingeleitet. Eine regelmäßige repräsentative Umfrage des amerikanischen Pew 
Research Center zeigt, wie die Zustimmung der Europäer zur EU 2010 bis 2016 
deutlich gesunken, dann aber bis zum Frühjahr 2017 wieder erheblich gestie-
gen ist. „Wenn wichtige Nachbarländer sich in Diktaturen verwandeln und 
außenpolitisch immer aggressiver auftreten und gleichzeitig der Eindruck 
entsteht, man könne sich auf den wichtigsten Bündnispartner nicht mehr ver-
lassen, wird der Ärger über kleinliche Vorschriften für den Lebensmittelhan-
del nachrangig“, kommentiert Thomas Petersen diese Entwicklung im Jahr-
buch der Europäischen Integration 2017. Es bleibt zu hoffen, dass sich der 
gestärkte Zuspruch der Bevölkerungen in den anstehenden Europa wahlen 
niederschlägt: Sie entscheiden – mindestens für die nächsten fünf Jahre – über 
die Fortsetzung der Erfolgsgeschichte des europäischen Einigungs prozesses.

Der europäische 
Traum

Die Europäische Union, ihre Nationen und die Menschenrechte

Vor acht Jahren erschien ein kurzes Manifest 
des 93-jährigen Stéphane Hessel (1917–2013) 
in Millionenauflage. Unter dem Titel Empört 
Euch! (2010 im französischen Original, deut-
sche Fassung 2011 erschienen) wandte er sich 
an die Jugend Europas und der Welt, um sie 
herauszufordern und zu ermutigen: „Schaut 
euch um“, schrieb er, „ihr findet genug The-

men, euch zu empören – wie man mit den Immigranten umgeht, mit ‚Men-
schen ohne juristische Legitimation‘ (sogenannte illegale Einwanderer), mit 
den Sinti und Roma. Ihr werdet konkrete Situationen finden, die euch zu 
kraftvollem Handeln als Bürger veranlassen werden. Sucht und ihr werdet 
finden!“ Hessel, Überlebender des Konzentrationslagers Buchenwald, wirkte 

alEIDa aSSMann 
Geboren 1947 in Gadderbaum bei 
Bielefeld, Anglistin, Ägyptologin  
und Literatur- und Kulturwissen-
schaftlerin, 2018  gemeinsam  
mit  ihrem Ehemann Jan Assmann 
mit dem Friedenspreis des Deut-
schen Buchhandels ausgezeichnet.
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nach dem  Zweiten Weltkrieg an der Formulierung der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte mit, die von den Vereinten Nationen (UNO) am  
10. Dezember 1948 in Paris verabschiedet wurde – ein Ereignis, an das gerade 
wieder nach siebzig Jahren in vielen Städten Europas erinnert wurde.

Wir konnten nicht ahnen, wie aktuell gerade dieser Aufruf zur Ein-
mischung 2015 auf dem Höhepunkt der Migrationsbewegung werden würde. 
Gleichzeitig müssen wir feststellen: Die Empörung hat die Seiten gewechselt. 
Neben einer Empörung über die Verrohung der Gesellschaft, über Gleich-
gültigkeit angesichts massenhaften Leids von Migranten und das Pokern mit 
Abschiebezahlen gibt es inzwischen eine Empörung gegenüber der Willkom-
menskultur, eine Aufrüstung der Grenzen und einen Diskurs nationaler 
Selbstbehauptung. Wer hätte sich je vorstellen können, dass diejenigen, die 
im Mittelmeer Menschenleben retten, heute kriminalisiert werden? Natürlich 
hat niemand das Ziel, Völkerwanderungen zu ermutigen, die ganze Konti-
nente entleeren und andere überfüllen. Dieses Bild ist eine gezielte Form der 
Propaganda, um Angst und Schrecken zu verbreiten. Worum es heute tat-
sächlich geht, ist die Verbreitung einer neuen Grundhaltung, die auf die 
längst eingetretene globale Verflechtung des Weltsystems antwortet und uns 
auf das längst real existierende Zusammenleben in diversen Gesellschaften 
einstellt. Die Empörung, die sich gegen eine zunehmende Verflechtung von 
Menschen unterschiedlicher Herkunft richtet, setzt auf Abschottung, auf die 
Reinheit der Nation und auf nostalgische Visionen von Heimat. Dieses Den-
ken ist rückwärtsgerichtet. Man will das Rad der Geschichte zurückdrehen 
und fordert dabei, dass wir abrupt vergessen, was wir in siebzig Jahren Um-
gang mit Demokratie und Menschenrechten gelernt haben.

VIER lEhREn DER GESChIChtE

1918 sind aus der Konkursmasse der alten Imperien viele neue National-
staaten entstanden. Mit dem Begriff der Nation verbanden sich dabei gegen-
sätzliche politische Programme: Die einen forderten ethnische Homogenität 
und erzwangen den Austausch von Bevölkerungsgruppen (wie die Türkei, 
Serbien oder Rumänien), andere (wie Deutschland und Österreich) erhielten 
zum ersten Mal eine Verfassung und wurden zu Demokratien. Demokratien 
sind, wie wir an der Geschichte der 1930er- und 1940er-Jahre gesehen haben, 
kein Bollwerk gegen autoritäre Bewegungen. Auch heute lautet die Grund-
frage: Wie können wir die Demokratie in Europa und der Europäischen 
Union (EU) in ihrer Krise stützen und retten? Wie können wir entschlossen 
umsetzen, was wir in siebzig Jahren Umgang mit Demokratie und Menschen-
rechten gelernt haben?

Dafür werden inzwischen zwei unterschiedliche Strategien vorgeschla-
gen. Die einen erklären angesichts autoritärer nationalistischer  Bewegungen 

die Nation zum Grundübel und zur Ursache der Fehlentwicklung in der Ge-
schichte und wollen sie deshalb abschaffen. Sie setzen auf die Europäische 
Union als einen übergreifenden Staat und als Steuerungsinstrument  eines 
Verbundes von Regionen, die ihre Nationen aufgelöst haben. Dieses Denken 
nenne ich utopisch und meine das keineswegs negativ. Ernst Bloch hat gesagt: 
„Eine Landkarte, auf der das Land Utopia nicht eingezeichnet ist, verdient 
keinen Blick!“ Dennoch kann ich mich dieser Idee nicht anschließen. Mein 
Weg ist ein anderer; er verteufelt die Nation nicht, sondern setzt auf sie als 
Träger der Demokratie und orientiert sich dabei an konkreten Lehren aus der 
Geschichte. Meine These ist nämlich, dass diese Geschichte ein Potenzial ent-
hält, das für die Orientierung der Europäischen Union dringend gebraucht 
wird und weiterhin zukunftstauglich ist. Dafür muss es aber einmal besser 
bekannt gemacht werden. Unter dem Stichwort „Europäischer Traum“ habe 
ich deshalb an vier Lehren erinnert, die die Europäer aus ihrer Gewaltge-
schichte gezogen haben – nach 1945: das Friedensprojekt – wie aus Todfeinden 
friedlich kooperierende Nachbarn werden, und das Freiheitsprojekt – wie aus 
Diktaturen Demokratien werden; und nach 1989: eine neue selbstkritische 
und dialogische Erinnerungskultur und die Umsetzung der Menschenrechte. 
Auf die Aktualität der letzten dieser Lehren, die Menschenrechte, möchte ich 
im Folgenden näher eingehen.

MEnSChEnREChtE SInD KEIn StaBIlER BESItZ

Die Menschenrechte haben keine kontinuierliche Geschichte. Es gab sie schon 
seit der Amerikanischen Unabhängigkeitserklärung, der Französischen Revo-
lution und der Revolution in Haiti. Warum mussten sie dann vor siebzig Jah-
ren von Veteranen des Ersten Weltkriegs und Mitgliedern der französischen 
Résistance wie René Cassin noch einmal neu deklariert werden? Die Antwort 
ist einfach: weil sie immer wieder vergessen und zurückgedrängt wurden. Sie 
sind alles andere als ein stabiler Besitz und müssen deshalb unter neuen histo-
rischen und politischen Umständen immer wieder neu entdeckt und er-
kämpft werden.

Die Geschichte der Menschenrechte ist eine unterbrochene Geschichte, 
aber gibt es auch eine Kontinuität unter all den Brüchen. Während das Kon-
zept der „Rechte“ weitgehend gleichgeblieben ist, hat sich das, was unter 
„Menschen“ verstanden wurde, im Laufe der Geschichte erheblich verändert. 
Es wurde kontinuierlich erweitert und auf immer neue Gruppen ausgedehnt: 
nicht mehr nur auf weiße Einwanderer wie noch in den Vereinigten Staaten, 
nicht mehr nur auf Männer wie in der Französischen Revolution, sondern 
nach und nach auch auf Frauen, Sklaven, indigene Einwohner, Menschen aller 
Hautfarben und Kulturen, Migranten, die unter dem Druck von Armut und 
Gewalt ihre Heimat verlassen müssen, sowie inzwischen auch auf Kinder.

Der europäische traum, Aleida Assmann
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René Cassin erhielt 1968 den Friedensnobelpreis. Das nahm damals in 
Deutschland kaum jemand zur Kenntnis. Die Stimmung war eine ganz  andere. 
In der Zeit der Studentenbewegung waren die Menschenrechte schon wieder 
von der Bildfläche verschwunden. In der jugendlichen Protestbewegung spiel-
ten sie tatsächlich keine Rolle, denn auf der Agenda standen damals andere 
Themen: eine radikale Umwandlung des Lebensstils, der Bruch mit erstarrten 
Traditionen und vor allem: der globale Klassenkampf gegen Kapitalismus und 
Imperialismus. Es ging um die Befreiung der Arbeiterschaft und den Kampf 
gegen das Bürgertum; von Menschenrechten war damals keine Rede.

ÖFFnUnG ZWISChEn OSt UnD WESt  
DURCh SChlUSSaKtE VOn hElSInKI

René Cassin starb 1976. Er konnte gerade noch miterleben, wie das Thema 
Menschenrechte wieder ins Bewusstsein zurückkehrte und auf die Tagesord-
nung kam – diesmal durch einen Impuls von Politikern, die sich mitten im 
Kalten Krieg aufeinander zubewegten, um in Europa Voraussetzungen für 
ein friedliches Nebeneinander zu schaffen. Im Rahmen einer Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa wurde im August 1975 in Helsinki 
eine Schlussakte unterzeichnet, in der neben neuen Formen der Zusammen-
arbeit den Ostblockstaaten die Anerkennung der Grenzen und die gegensei-
tige Nichteinmischung garantiert wurde, wofür diese Staaten sich im Gegen-
zug zur Achtung der Menschenrechte verpflichteten. Betont wurden dabei 
vor allem die Lebensbedingungen in den sozialistischen Diktaturen, weshalb 
damals Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Überzeugungsfreiheit an ers-
ter Stelle standen. Dieses siebte Kapitel der Schlussakte hatte Konsequenzen, 
die sich die Warschauer-Pakt-Staaten so nicht vorgestellt hatten. In vielen 
kommunistischen Staaten entstanden sogenannte „Helsinki-Gruppen“, für 
die diese Menschenrechtserklärung zu einem wichtigen Bezugspunkt wurde. 
Auf diese Weise wurde auch die Menschenrechtserklärung der Vereinten 
 Nationen erneuert und zur praktischen Grundlage für die Interventionen ost-
europäischer Dissidenten und westlicher Menschenrechtsorganisationen.

Ein Beispiel ist die Charta 77 in der Tschechoslowakei, eine Bürger-
rechtsbewegung, der der spätere Präsident Václav Havel angehörte. Diese 
Gruppe setzte sich für die Rechte von Künstlern und anderen politisch Ver-
folgten ein. Ein weiteres Beispiel ist der Streik der Arbeiter der Lenin-Werft 
von Gdańsk, die unter dem Namen Solidarność die erste Gewerkschaft im Ost-
block gründeten. Aber auch die mutigen Bürgerbewegungen in der DDR sind 
hier zu nennen, die mit ihrem friedlichen Protest gegen die repressiven Struk-
turen des Staates demonstrierten.

Kürzlich konnten wir anlässlich seiner Beerdigung den amerikani-
schen Präsidenten George Bush senior noch einmal in den Medien hören, wie 

Der europäische traum, Aleida Assmann

er 1989 sagte: „We have won the Cold War!“ Er meinte damit nicht nur „Wir 
Amerikaner“, sondern umfassender: Der Kapitalismus hat gegen den Kom-
munismus gewonnen. Das ist bis heute die Geschichte der Sieger, aber sie ist 
oberflächlich und birgt nur die halbe Wahrheit.

Hinter dem Fall des Eisernen Vorhangs und der EU-Erweiterung steht, 
so meine These, die Kraft der Menschenrechte, die damals nicht mehr nur von 
den maßgeblichen Politikern im Munde geführt, sondern immer öfter von 
mutigen Bürgerbewegungen und Aktivisten gegen ihre Staaten und weltweit 
eingeklagt wurden. Mit der Helsinki-Deklaration begann eine Phase der Öff-
nung zwischen Ost und West, die der europäischen Einigung voranging und 
die sie ganz entscheidend vorbereitet hat. Genau das war der Moment, als die 
Menschenrechte reaktiviert und als gemeinsames Fundament eines neuen, 
erweiterten Europas wiederentdeckt wurden. Den Kalten Krieg haben also 
nicht allein die Amerikaner gewonnen, sondern jene europäischen Politiker, 
die 1975 die Schlussakte von Helsinki unterzeichneten, und es war nicht der 
Kapitalismus, sondern es waren die Menschenrechte, in deren Geist die ost-
europäischen Aktivistinnen und Aktivisten das Ende des Ost-West-Konflikts 
eingeleitet haben. Das hat der Menschenrechtsaktivist Gáspár Miklós Tamás 
bestätigt, der unter Ceaușescu in Rumänien lebte: „Viele Politologen sprechen 
davon, dass der Systemwechsel von außen und von oben kam. Unsinn. Den 
Systemwechsel hat zwar nicht das ganze Volk gemacht, aber wir waren damals 
zwei, drei Millionen Menschen, es gab Klubs, Debatten, Versammlungen, 
Demonstrationen, es gärte unglaublich in der Gesellschaft. Dieser unbändige 
Freiheitswille von 1989, dieses Freiheitspathos, das war ein Augenblick von 
sehr großer Schönheit. Das bleibt“ (Amnesty Journal 12/2018, S. 67).

PathOS DES aUtORItÄREn Statt PathOS DER FREIhEIt

Fast dreißig Jahre später müssen wir hinzufügen: An die Stelle dieses Pathos 
der Freiheit ist heute in vielen mitteleuropäischen Staaten ein Pathos des Au-
toritären und der Nation getreten. Das Engagement für die Menschenrechte 
ist erlahmt und steckengeblieben. Umso wichtiger, dass wir uns heute an 
diese Geschichte wieder erinnern und die Vorkämpfer der Demokratie und 
unserer Europäischen Union würdigen. Der Kampf um die Menschenrechte 
vor 1989 ist ein so wichtiges Kapitel in der Geschichte der EU, weil die Ost-
blockstaaten eben nicht, wie es die Geschichte der Sieger will, mit dem west-
lichen Gut der Demokratie „beschenkt“ wurden, sondern weil sie dieses Gut 
selbst erkämpft und ihre eigene Utopie in die EU eingebracht haben. Heute, 
wo viele dieser Nationen ihr eigenes Engagement für die Menschenrechte ver-
gessen, sollten wir uns an diese Geschichte wieder erinnern.

Der Menschenrechtsoptimismus der 1990er-Jahre ist inzwischen je-
doch schon wieder Geschichte. Nach dem Niedergang der Ideologien kamen 
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nicht nur die Menschenrechte wieder zur Geltung, sondern auch religiöse, 
nationalistische und geopolitische Überzeugungen. Diese politischen Orien-
tierungen haben gemeinsam, dass ihre Wertstrukturen und Interessen die 
Rechte der Individuen einschränken und die des jeweiligen Kollektivs  stärken. 
Die Menschenrechte sind aber nicht nur von außen durch den rapiden Demo-
kratieabbau in autokratischen Regimes bedroht, sondern auch von innen durch 
ihren schlechten Ruf unter Intellektuellen. Für Stefan-Ludwig Hoffmann 
zum Beispiel, dessen Buch über die Geschichte der Menschenrechte im Mai 2019 
erscheint, sind die Menschenrechte „das Mantra unserer Tage. Die damit ver-
bundenen Gedanken und Gefühle gelten stillschweigend als selbstverständ-
liche Wahrheiten, die keiner Rechtfertigung mehr bedürfen“ („ Human Rights 
and History“, in: Past and Present, August 2016, S. 1–32, und „Rückblick auf 
die Menschenrechte“, in: Merkur, Januar 2017, Heft 812, S. 5–20).

Hoffmann spricht von einem „Menschenrechtsidealismus“ und posi tio-
niert sich damit selbst außerhalb des Menschenrechts-Projekts. So kritisiert 
er zum Beispiel den Gebrauch der individuellen Menschenrechte als einen 
moralischen Kompass, der einem globalen politischen Engagement jenseits 
des Nationalstaats Vorschub leistet (Hoffmann, a. a. O.). Im Gegensatz zu 
 Stéphane Hessel sieht er in der Aufrufung der Menschenrechte einen bedenk-
lichen Interventionismus seitens selbsternannter Aktivisten. Linke Denker 
sprechen in markierter Distanz vom „neuen Humanitarismus“ der Men-
schenrechte mit seinem Fokus auf Empathie mit dem leidenden Individuum. 
Sie sehen darin den Totengräber kommunistischer Werte im Kampf für Fort-
schritt, Zukunft, Solidarität, Gleichheit und Freiheit. Während die Ge-
schichtsvision des Kommunismus ausschließlich auf Zukunft und Fortschritt 
ausgerichtet ist, sind die Menschenrechte von der unmittelbaren Erfahrung, 
Anschauung und Erinnerung an traumatische Gewalt getragen, die gegen 
Einzelne und Gruppen eingesetzt wurde und weiter eingesetzt wird. Der 
 po litische Rahmen der Menschenrechte ist bestimmt durch Begriffe wie 
„ Demokratie“ und „Zivilgesellschaft“, die im militanten linken Vokabular 
leider immer noch keinen Platz finden. 

ERFOlGSGESChIChtE DER EUROPÄISChEn UnIOn ERZÄhlEn

Nach dem Niedergang politischer Ideologien hat der amerikanische Rechts-
historiker Samuel Moyn die Menschenrechte als „die letzte Utopie“ bezeich-
net. Diese Utopie steht derzeit unter starkem Druck. Angesichts des anhalten-
den Syrienkriegs erklärte der UNO-Generalsekretär Ban Ki-Moon das Jahr 
2016 zum „Katastrophen-Jahr für die Menschenrechte“. Das veranlasste ihn 
aber keinesfalls zur Resignation, sondern verstärkte sein Engagement und 
seine Botschaft, dass man die Menschenrechte dringend wieder ins Bewusst-
sein rücken sollte, um diesen Pfeiler der Zivilgesellschaft zu stärken.

Nicht alle Nationen sind notwendigerweise auf autoritäre Politik, ethnische 
Homogenität und den Ausschluss von Fremden ausgerichtet. Es gibt seit dem 
18. Jahrhundert wichtige Beispiele für Nationen als konstitutionelle Demo-
kratien, die in ihrer Verfassung nicht den Heiligen Gral der Nation, sondern 
die Freiheit und Würde des einzelnen Menschen in den Mittelpunkt stellen. 
Das autoritäre Bekenntnis zur Nation dagegen sprengt den Rahmen der 
 Europäischen Union. Nachdem Europa in Staaten wie Ungarn oder Polen als 
eine Stütze und Sicherung für die Eigenständigkeit ihres Staats gefeiert wor-
den war, ist es dort inzwischen zum Feindbild geworden, weil es den autoritä-
ren Typ der Nation untergräbt, der auf Stolz und Ehre des Kollektivs gegrün-
det ist. Dieses nationale Selbstbild wird von oben politisch und pädagogisch 
verordnet und nicht von den freien Bürgern des Landes definiert. Der Staat 
mono polisiert die Öffentlichkeit, andere Stimmen kommen in den  Medien 
nicht mehr zu Wort oder werden als unpatriotisch diffamiert, denunziert, 
zensiert und verfolgt. Gegen diesen antidemokratischen Typ der Nation gilt 
es, nicht die Nation als solche abzuschaffen, sondern die Erfolgsgeschichte 
der Euro päi schen Union zu erzählen und die demokratischen Nationen stark 
zu  machen und zu pflegen, was sie ausmacht: historische und politische Bil-
dung, ein starkes zivil gesellschaftliches Engagement, die Menschenrechte, 
die Unterstützung von Vielfalt und den Kampf um soziale Gerechtigkeit.

Europa, so meine These, muss die Geschichte kennen, aus der es nach 
den heißen Weltkriegen und dem Kalten Krieg hervorgegangen ist. Ohne 
eine europäische Verständigung über diese Geschichte und ihre bis heute an-
haltenden Folgen ist es unmöglich, einen gemeinsamen Richtungssinn – und 
nichts anderes heißt ja Orientierung – in der aktuellen Krise zu gewinnen  
und eine gemeinsame Zukunft zu imaginieren. In dieser Krise ist gerade das 
Gegen teil von Nostalgie, feindseliger Abschottung und trotziger Abwehr ge-
fordert: Wir müssen in allen Generationen und Schichten lernen, das, was wir 
besitzen, zu teilen, die Erfahrungen und Standpunkte anderer anzuerkennen 
und vor allem auch für neue politische und ökologische Herausforderungen 
konstruktive Lösungen zu finden, wenn wir in Europa und der Welt Frieden 
bewahren und eine gemeinsame Zukunft haben wollen.

Zum Weiterlesen

Aleida Assmann: Der europäische Traum. Vier Lehren aus der Geschichte, C. H. Beck Verlag, 
 München 2018.

Der europäische traum, Aleida Assmann



26 27 Nr. 554, Januar/Februar 2019, 64. JahrgangDie Politische Meinung

IntERVIEW

„Ambitioniert,
 aber geerdet“

Für ein starkes und bürgernahes Europa

ManFRED WEBER
Geboren 1972 in Niederhatzkofen  
(Landkreis Landshut), seit 2004 Mitglied 
des Europäischen Parlaments, seit  
2014 Vorsitzender der EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament, seit 2015  
Stell vertretender Parteivorsitzender der 
CSU, Spitzenkandidat der CDU und  
CSU und der EVP für das Amt des Kom-
missionspräsidenten bei den Europa-
wahlen 2019.

Ein berühmter Vers von Heinrich Heine 
veranlasst immer wieder zu einem ver-
tieften Nachdenken über Deutschland. 
Wenn man ihn auf die Europäische 
Union überträgt, was würden Sie dann 

sagen? „Denk’ ich an Europa in der 
Nacht, dann …“?

Manfred Weber: Denk’ ich an Europa in 
der Nacht, dann freue ich mich, dass ich 
Europäer bin. Weil wir auf einem freien 
Kontinent leben dürfen, der Wohlstand 
für die Menschen bringt und in den letz-
ten Jahrzehnten das Leben aller verbessert 
hat. Dennoch beinhaltet Europa nicht das 
Versprechen, sorgenfrei zu leben, sondern 
bedeutet, die Sorgen, Probleme und Kon-
flikte besser miteinander lösen können.

Für den Europa-Wahlkampf ist mir 
aber wichtig, dass wir in keine Krisen-
rhetorik verfallen, sondern auch über die 

Erfolge sprechen, weil wir die Menschen 
sonst nicht überzeugen werden. Es sind 
nicht zuletzt Erfolge der Europäischen 
Volkspartei (EVP) und ihrer einzelnen 
natio nalen Mitgliedsparteien. In allen 
Ländern, die von der Eurokrise betroffen 
 waren, haben Politiker der EVP die not-
wendigen Reformen durchgesetzt.

Welche Erfolge gehören in den Vorder-
grund?

Manfred Weber: Wenn ich mir die Leis-
tungen der letzten zehn Jahre vergegen-
wärtige, als die Eurokrise uns in Anspruch 
nahm, dann sind das enorme Erfolge. Bis 
heute sind dreizehn Millionen Arbeits-
plätze geschaffen worden, die Neuver-
schuldung der Staaten liegt unter einem 
Prozent. Seit 2015 haben sich die Flücht-
lingszahlen um über neunzig Prozent re-
duziert.

Der zurückliegende Europawahlkampf 
der CSU hatte aber eine doppelte Bot-
schaft: Wir sind zwar grundsätzlich 
für Europa, aber es gibt auch sehr vie-
les, was uns stört … 

Manfred Weber: Die Strategie von 2014 
hat viele unserer Anhänger irritiert. Unser 
Ansatz heute bedeutet eine Rückbesin-
nung auf die Grundüberzeugungen der 
Christlich-Sozialen Union. Seit den Zei-
ten von Alfons Goppel und Franz Josef 
Strauß ist sie eine proeuropäische Partei, 
die die europäische Idee mit Herz und 
Kopf vertritt und Europa auch gestaltet 
hat. Denken Sie an Franz Josef Strauß und 
den Aufbau des europäischen Flugzeug-
herstellers Airbus, an Theo Waigel, der 
für die Einführung des Euro mitverant-
wortlich war! Für ein Land wie Bayern, im 

Herzen Europas, kann es keine andere Zu-
kunft geben als eine europäische. Die CSU 
ist mit der CDU die Volkspartei  Europas, 
und das werden wir in diesem Wahlkampf 
auch deutlich machen.

Aber ein Stück Skepsis bleibt vielleicht 
doch, wenn Sie sagen: „Es darf kein 
Weiter-so geben.“ Was darf nicht so 
weitergehen?

Manfred Weber: Mir ist wichtig, dass wir 
Europa von den Menschen her denken, 
nicht aus den Amtsstuben in Brüssel. Das 
heißt, dass wir uns den Themen widmen, 
die die Menschen bewegen – etwa dem 
Thema Sicherheit mit seinen vielen Facet-
ten. Beispielsweise geht es um den Schutz 
der äußeren Sicherheit und der Grenzen. 
Illegale Migration muss bekämpft wer-
den, und es muss vor allen Dingen völlig 
nachvollziehbar sein, wer sich auf euro päi-
schem Boden befindet.

Weil sich die günstige wirtschaftliche 
Konjunktur abschwächen könnte, wird 
auch die Frage, wie wir Arbeitsplätze si-
chern, wichtiger. Und als drittes Themen-
feld sehe ich die Außen- und Sicherheits-
politik. Europa muss im weltweiten Kon- 
text stärker mit einer Stimme sprechen.

Sie haben von einer „Schicksalswahl“ 
gesprochen. Hauptgegner sei das Ge-
spenst des Nationalismus. Woraus re-
sultieren die nationalistischen Ten-
denzen? Und was setzen Sie ihnen 
entgegen?

Manfred Weber: Das Gespenst des Na tio-
nalismus ist zurückgekehrt, und deshalb 
steht bei den Europawahlen viel auf dem 
Spiel. Der Rückzug ins Nationale ist ein 
Sich-abschotten gegen die ungeheure 
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 Veränderungsdynamik in vielen Berei-
chen. Die Aufgabe einer Politik der Mitte 
ist es, Führung zu zeigen und zu sagen, 
dass in Zeiten der Digitalisierung und 
Globali sierung nationale Antworten kaum 
mehr Durchsetzungskraft haben, sondern 
uns nur hemmen und abseits stehen las-
sen. Europa ist eine Antwort auf diese He-
rausforderungen und nicht das Problem. 
Europa macht uns stärker und die Men-
schen sicherer. Das müssen wir den Men-
schen an konkreten Beispielen vermitteln 
und ihnen damit Zutrauen und Sicherheit 
in Zeiten großer Umbrüche geben.

Sie treten als gemeinsamer Spitzen-
kandidat von CSU und CDU bei der 
Europawahl an. Welche Impulse brin-
gen Sie für das gemeinsame Wahlpro-
gramm der Union mit ein?

Manfred Weber: Ich freue mich, dass  
die CDU und CSU geschlossen in die Eu-
ropawahl ziehen und den Menschen in 
Deutschland sagen, dass wir eine gemein-
same Idee für die Zukunft Europas haben. 
Wir wollen ein ambitioniertes Europa, das 
groß denkt, aber gleichzeitig ein geerdetes 
Europa, das bei den Menschen ist.

Was bedeutet, groß zu denken, aber 
bei den Menschen zu bleiben? Ich kann 
mir beispielsweise vorstellen, dass wir  
im Kampf gegen den Krebs alle Kräfte 
bündeln und dafür einen Masterplan er-
stellen. In fünf bis zehn Jahren wäre es  
aus wissenschaftlicher Sicht möglich, be-
stimmte Krebsformen zu stoppen. Wenn 
Europa die Kraft hat, Krebs zu stoppen, 
dann ist Europa zu Großem fähig – und 
zwar ganz konkret auch für die Menschen 
in ihrem Alltag. Über solche Bilder möchte 

ich reden, solche Perspektiven möchte ich 
geben. Wenn Populisten mit Angst Wahl-
kampf machen, möchte ich es mit Realis-
mus und begründeter Hoffnung tun.

Was unterscheidet die europapoliti-
schen Positionen der Union von denen 
der SPD und der Grünen?

Manfred Weber: Da gibt es eine Fülle 
von Unterschieden. Die Grünen standen 
beispielsweise dem Binnenmarkt, der 
Schaffung gemeinsamer Märkte immer 
ablehnend gegenüber. Im Europäischen 
Parlament haben sie alle Handelsabkom-
men, die international abgeschlossen wor-
den sind, abgelehnt. Wir vertreten dagegen 
die Meinung, dass Wohlstand in Deutsch-
land nur gesichert werden kann, wenn wir 
offen für Export und Welthandel sind und 
mit einem sehr entwickelten Land wie bei-
spielsweise mit Kanada weiter Handels-
verträge abschließen können.

Mit den Sozialdemokraten sind wir 
einig in dem Ziel, ein soziales Europa zu 
schaffen. Aber die Einführung einer euro-
päischen Arbeitslosenversicherung lehne 
ich beispielsweise ab, weil die Verantwor-
tung für soziale Sicherungssysteme wei-
terhin in der nationalen Kompetenz blei-
ben muss. Diese Fragen werden wir im 
Wahlkampf diskutieren, um zu entschei-
den, in welche Richtung der Kontinent in 
Zukunft geht.

In Riesa verhandelt die Alternative für 
Deutschland (AfD) aktuell über die 
Forderung eines Dexit. Wie bewerten 
Sie den dortigen Positionsstreit?

Manfred Weber: Es zeigt, wie gefährlich 
die AfD im Kern ist. Wer aktuell nach 
Großbritannien blickt, sieht mit aller 
Klarheit, wie risikoreich es ist, die Mit-

gliedschaft in der Europäischen Union 
 infrage zu stellen. In Großbritannien 
herrschen wirtschaftliche Instabilität, Zu-
kunftsängste und eine chaotische poli-
tische Situation. Daher kann man doch 
nicht ernsthaft einen deutschen Austritt 
aus der Europäischen Union in das Schau-
fenster stellen, so wie es die AfD macht. 
Die AfD steht für Instabilität, für große 
politische Risiken und wirtschaftliche 
Sorgen.

Viel Skepsis gegen die EU speist sich 
aus der „Brüsseler Bürokratie“. Hat die 
EU zu viele Regeln oder besteht das ei-
gentliche Problem darin, dass die Re-
geln nicht immer eingehalten werden?

Manfred Weber: Europa muss sich auf 
die großen Aufgaben konzentrieren und 
sich aus den Aufgaben, die Nationalstaa-
ten, Bundesländer oder die Kommunen 
selbst gestalten können, heraushalten. 
 Andererseits ist auch klar: Europa ist eine 
Rechtsgemeinschaft. Beschlüsse, die ge-
fasst werden, müssen umgesetzt und ein-
gehalten werden. Dabei spielt der Euro-
päische Gerichtshof als unabhängige In- 
stitution eine zentrale Rolle. Wir müssen 
Rechte in Europa umsetzen und einhalten. 
Beide Punkte sind gleichwertig wichtig.

Wenn Sie ein Tableau der wichtigsten 
Politikfelder aufstellen müssten: Wo 
würden Sie Ihre Schwerpunkte als 
Kommissionspräsident setzen?

Manfred Weber: Ich möchte Europa zu-
rück zu den Menschen bringen. Die wich-
tigsten Aufgaben sind die, die die Men-
schen umtreiben. Und das ist nach wie vor 
die Frage der Sicherung der Außengren-
zen. Wir müssen die illegale Migration 

Foto: © EVP-Fraktion
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 beenden und trotzdem ein Kontinent der 
Humanität sein, der weiterhin Hilfsbereit-
schaft ausstrahlt. Dieser Spagat muss uns 
gelingen. Das zweite große Thema ist die 
wirtschaftliche Stabilität, die Sicherung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen und die 
Verbesserung der Einkommenssituation, 
damit die Menschen mehr Geld im Geld-
beutel haben. Die Erhöhung des Lebens-
standards in den Krisenstaaten, aber auch 
in den Staaten, in denen es den Menschen 
gut geht, ist nach wie vor ein großes The- 
ma. Die künftige wirtschaftliche Pros-
perität ist ein zentraler Baustein für die 
Zukunft Europas. Der dritte Schwerpunkt 
betrifft die Frage, ob wir als Europäische 
Union außen- und sicherheitspolitisch 
handlungsfähig werden.

Sie unterstützen die Forderung eines 
unabhängigen Europäischen Wäh-
rungsfonds. Inwieweit decken sich Ihre 
Vorstellungen mit den Vorschlägen 
Emmanuel Macrons?

Manfred Weber: Wir alle wollen die Un-
abhängigkeit der Eurozone stärken, und 
das bedeutet, dass wir einen Europäischen 
Währungsfonds benötigen, der von den 
Staats- und Regierungschefs im Dezem-
ber 2018 auf den Weg gebracht worden ist. 
Um es klar zu formulieren: Bei der letzten 
großen Eurokrise war es notwendig, den 
Internationalen Währungsfonds in Wa-
shington um Geld und um Know-how zu 
bitten. Und dabei war immer auch die 
 Zustimmung aus dem Weißen Haus not-
wendig. Bei künftigen Krisen möchte ich 
nicht von Donald Trump abhängig sein. 
Ich möchte, dass die Europäer eigenstän-
dig in der Lage sind, ihre Probleme zu lö-
sen. Und deswegen brauchen wir diesen 
Europäischen Währungsfonds.

Sehen Sie unterschiedliche Vorstellun-
gen in Frankreich und Deutschland?

Manfred Weber: Ich glaube, dass der Be-
schluss des Europäischen Rats im Dezem-
ber eine Grundsatzeinigung auf dem Kon-
tinent herbeigeführt hat. Die Frage wird 
sein, ob darüber hinaus weitere Akzente 
zur Etablierung eines gemeinsamen In-
vestitionsbudgets in der Eurozone not-
wendig sind. Das sind weitergehende 
 Fragen. Aber der Währungsfonds ist be-
schlossen und auch akzeptiert.

Wieviel europäische Gemeinsamkeit 
halten Sie in der Flüchtlingsfrage für 
realistisch?

Manfred Weber: Das ist eine der großen 
offenen politischen Fragen des Kontinents. 
Ich vertrete die Position, dass wir die of-
fenen Enden endlich zusammenbinden 
müssen. Es gibt heute keine Diskussion 
mehr darüber, dass die Außengrenzen ge-
sichert werden müssen. Dazu sind 10.000 
zusätzliche Frontex-Beamte notwendig, 
die die Außengrenzen dort schützen, wo 
die Schlepperbanden intensivere Angriffe 
durchführen. Damit zeigen wir auch Soli-
darität mit den Außengrenzenstaaten, vor 
allem am Mittelmeer.

Auf der anderen Seite möchte ich ei-
nen Kontinent der Humanität. Ich will, 
dass wir legale Wege finden, Menschen in 
Not auch weiter in Europa aufzunehmen, 
kontingentiert und zeitlich befristet. Wenn 
wir beides tun, dann ist die euro päi sche 
Bevölkerung aus meiner Überzeugung 
 heraus auch bereit, das anzugehen. Priori-
tät ist der Außengrenzenschutz. Wenn  
wir diesen sicherstellen, können wir  
für echte Flüchtlinge weiterhin Offenheit 
praktizieren.

Sie sagen, Europa muss wieder eine ge-
meinsame Sprache finden. Wie kann 
das gelingen, wenn man teils in grund-
sätzlichen Dingen wie Rechtsstaats-
fragen auseinanderliegt?

Manfred Weber: Die EU ist eine Werte-
gemeinschaft. Es darf in der Europäischen 
Union keinen Rabatt in Sachen Grund-
rechte geben. Deswegen haben ich wie 
auch meine Fraktion das Artikel 7-Verfah-
ren gegen Ungarn und gegen Polen unter-
stützt. Ich möchte sogar noch einen 
Schritt weitergehen und spreche mich da-
für aus, einen eigenständigen, unabhän-
gigen Rule-of-Law-Grundrechtsmecha-
nismus in der Europäischen Union zu 
schaffen, der vor allem auf eine Entpoliti-
sierung des Verfahrens abzielt und dieses 
letztendlich in die Hände von Richtern 
gibt. Es wäre eine wichtige Innovation für 
Europa und für das, was uns an Werten 
und Spielregeln am Zusammenleben in 
der Gesellschaft wichtig ist.

Welche Chancen hat ein Beitritt der 
Türkei?

Manfred Weber: Ich bin der Meinung, 
dass die Türkei nicht Mitglied der Euro-
päischen Union werden kann. Wenn ich 
Kommissionspräsident werde, werde ich 
mich dafür einsetzen, die Beitrittsgesprä-
che in Partnerschaftsgespräche zu über-
führen. Die Türkei ist ein wesentlicher 
Partner für die EU, das steht außer Frage. 
Aber wir müssen gegenüber der Türkei 
ehrlich sein und ihr vermitteln, was mög-
lich und was nicht möglich ist.

In der Sicherheits- und Verteidigungs-
politik erwarten die Amerikaner mehr 
Engagement von den Europäern. Um-

gekehrt will sich Europa mehr auf seine 
eigenen Kräfte stützen. Wie soll sich 
die gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik fortentwickeln?

Manfred Weber: Die Welt hat sich fun-
damental verändert. Wir haben mit der 
russischen Regierung einen Nachbarn, 
der bereit ist, zur Durchsetzung seiner 
 politischen Ziele militärische Mittel an-
zuwenden, wie er es in der Ukraine, in Sy-
rien und in Georgien demonstriert hat. 
Wir haben auf der anderen Seite einen 
amerikanischen Partner in der für uns so 
wichtigen NATO, dessen Zusagen vorhan-
den sind, aber immer wieder durch den 
Präsidenten hinterfragt werden. Deswe-
gen steht die Grundsatzfrage im Raum, 
ob wir verstehen, dass wir unsere Sicher-
heit stärker in die eigenen Hände nehmen 
müssen.

Wenn die amerikanischen Freunde 
uns zu Recht zu mehr Engagement er-
mahnen, dann sage ich als Europapoliti-
ker: Die einfachste und beste Möglichkeit, 
jetzt mehr Sicherheit für Europa zu schaf-
fen, ist eine engere Zusammenarbeit bei 
der Verteidigung. Nicht allein, dass es viel 
Geld sparen würde, wenn wir in der Rüs-
tungsbeschaffung kooperieren. Es geht 
auch um eine bessere Einsatzfähigkeit 
durch gemeinsame Strukturen – denken 
Sie nur an Fragen der Cyber-Defense. Des- 
wegen ein Ja zu verstärktem Engagement, 
aber das heißt nicht automatisch mehr 
Geld, sondern zunächst mehr Effizienz, 
besseres Management und mehr europäi-
sche Zusammenarbeit.

Das Gespräch führte Bernd Löhmann  
am 14. Januar 2019.

„ambitioniert, aber geerdet“, Manfred Weber
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2019 wird ein Schicksalsjahr für Frank-
reich und Europa, so viel steht fest. Noch 
vor den Wahlen zum Europäischen Parla-

ment im Mai steht der Brexit bevor: Ab 
Mitternacht des 29. März wird Großbri-
tannien nicht mehr Mitglied der Europäi-
schen Union (EU) sein. Wie viele meiner 
Mitbürger bedaure ich die Entscheidung 
der britischen Wähler. Und doch haben 
die Verhandlungen zwischen Brüssel und 
London unter der Führung Michel Bar-
niers bewiesen, dass die anderen europäi-
schen Mitgliedstaaten trotz zahlreicher 
Meinungsverschiedenheiten weiterhin 

mit einer Stimme sprechen können. Die-
ses Bild der geeinten Union zu stärken, 
muss mit Blick auf die Wahlen und darü-
ber hinaus unser Ziel sein. 

In Frankreich sind die europäischen 
Parlamentswahlen seit einiger Zeit in den 
Hintergrund gerückt. Die gilets jaunes 
(Gelbwesten) haben ihr demokratisches 
Grundrecht wahrgenommen und ihren 
Anliegen auf der Straße, in den Medien 
und in der Politik Gehör verschafft. Aller-
dings hat die Gewalt und die Infrage-
stellung rechtsstaatlicher Prinzipien durch 
 einige Teilnehmer die Legitimität ihrer 
Anliegen schwer beschädigt. Auch mit 
Verweis auf die deutsche Debatte rund um 
die Gelbwesten gilt es zu betonen, dass die 
Bewegung mitnichten das französische 
Volk vertritt, wie es einige ihrer selbster-
nannten Vertreter behaupten. Selbst wenn 
die Mehrheit der Franzosen die diversen 
Forderungen der Gelbwesten unterstützte, 
wäre das noch lange keine Rechtfertigung 
für die Gewalt gegen Polizisten, für zahl-
lose Sachbeschädigungen und die massi-
ven Drohungen gegen Politiker und Jour-
nalisten. 

GRÜnDE FÜR DIE WUt  
DER „GElBWEStEn“

In den vergangenen Wochen habe ich ver-
sucht, die Gründe für die Wut der Gelb-
westen zu verstehen. Die Erklärung ist 
dabei weit über meinen Wahlkreis oder 
Paris hinaus von großer Bedeutung. Die 
Antwort wird schließlich hoffentlich eine 
europäische sein. Die Auseinandersetzun-
gen um den Brexit, die Wahlen in Italien 
und auch die Demonstrationen in Ost-
deutschland im vergangenen Jahr haben 

den Blick auf die großen Bruchlinien in 
Europa geschärft: Während sich die eine 
Seite ein Europa wünscht, das auf der in-
ternationalen Bühne mit einer gemein-
samen, starken Stimme spricht, pocht die 
andere Seite auf Selbstbestimmungsrechte 
und nationalstaatliche Kompetenzen.

Dabei haben viele der zunächst so un-
terschiedlich wirkenden nationalen Kon-
flikte in Wahrheit viel gemeinsam. Die 
Vertrauenskrise, mit der Regierungen in 
ganz Europa zu kämpfen haben, muss 
deshalb auf europäischer Ebene diskutiert 
werden. Die „große Debatte“, die Präsi-
dent Emmanuel Macron im vergangenen 
Dezember als Reaktion auf die Forderun-
gen der Gelbwesten angestoßen hat, sollte 
anlässlich der Wahlen im Mai auch auf 
 europäischer Ebene geführt werden. Eine 
selbstbewusste Diskussion mit Kritikern 
und Gegnern der Europäischen Union  
ist in allen Mitgliedstaaten vonnöten – in 
Deutschland über die Europawahl hinaus 
auch mit Verweis auf die im Herbst an-
stehenden Landtagswahlen in drei ost-
deutschen Bundesländern und die dorti-
gen Prognosewerte der „Alternative für 
Deutschland“ (AfD).

In Frankreich hat der Geograf Chris-
tophe Guilluy mit seinen Thesen viel 
 Aufmerksamkeit erregt. Mit Blick auf die 
wöchentlichen Proteste seit Anfang De-
zember macht auch er auf die neuen Bruch- 
linien aufmerksam, die sich durch unsere 
Gesellschaft ziehen. Der Eindruck, dass 
sich Teile dieser Gesellschaft zunehmend 
abgehängt fühlen, wird auch in der deut-
schen Diskussion oft beschrieben. Auch 
ich hatte während des Besuchs eines Pro-
testlagers in meinem Wahlkreis auf einem 
der vielbeschriebenen Kreisverkehre im 
Gespräch mit Protestierenden den Ein-
druck, dass viele der dort versammelten 
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Menschen auf der Suche nach Gemein-
schaft und Solidarität waren. Das verlo-
rene Gemeinschaftsgefühl wieder zu stär-
ken, ist unsere gemeinsame, europäische 
Aufgabe. Ob mit Blick auf die Gelbwesten 
in Frankreich, die Fünf-Sterne-Bewegung 
in Italien oder die AfD-Wählerschaft in 
Deutschland – die Menschen von der Zu-
kunftsfähigkeit europäischer Zusammen-
arbeit zu überzeugen, wird eine zentrale 
Aufgabe der Politik in den kommenden 
Jahren sein.

GUIllUY: DaS „ SChMUtZIGE 
GEhEIMnIS DER 
 GlOBalISIERUnG“

Die Diskussion über die Vor- und Nach-
teile von Europäisierung und Globalisie-
rung darf nicht nationalistischen Kräften 
überlassen werden. Im Dezember hat der 
Spiegel Guilluy in einem Beitrag mit den 
Worten zitiert, das „schmutzige Geheim-
nis“ der Globalisierung sei der Untergang 
der Mittelschicht; das letzte Buch des Au-
tors trägt den Titel No Society. Wo aber, 
wenn nicht auf europäischer Ebene, wol-
len wir uns dafür einsetzen, dass die nega-
tiven Auswirkungen der Globalisierung 
die Menschen nicht ungebremst treffen?

Die Gelbwesten-Bewegung zeigt, wie 
wichtig die gerechte Verteilung von Steu-
erlast und Sozialabgaben in Zeiten fort-
schreitender Globalisierung ist. Angesichts 
transnationaler Phänomene wie Klima-
wandel, globalen Migrationsbewegungen 
oder den Herausforderungen des rasanten 
technologischen Fortschritts kann Frank-
reich nicht allein handeln – genauso wenig 
wie Deutschland und die anderen Mit-
gliedstaaten. Wer, wenn nicht die EU, 

kann der ungezügelten Konkurrenz juris-
tische Grenzen setzen? Wo, wenn nicht in 
Brüssel, können die Repräsentanten der 
Mitgliedstaaten gemeinsam jenes „Ren-
dezvous mit der Globalisierung“ moderie-
ren, das Wolfgang Schäuble vor einiger 
Zeit so treffend beschrieben hat?

Zu Beginn des vergangenen Jahres 
war es mir eine große Freude, Wolfgang 
Schäuble in seiner neuen Funktion als 
Präsident des Deutschen Bundestages in 
Paris zu begrüßen. Anlässlich des 55-jäh-
rigen Jubiläums der Unterzeichnung des 
Élysée-Vertrags durch Konrad Adenauer 
und Charles de Gaulle war er als Mitglied 
einer deutschen Delegation zu Besuch in 
der französischen Nationalversammlung. 
Das damals beschlossene Parlaments-
abkommen sendet ein wichtiges Signal an 
alle, die sich für konkrete Fortschritte in 
der deutsch-französischen Zusammen-
arbeit einsetzen.

EUROBaROMEtER: POSItIVE 
EInStEllUnG ZUR EU

Für viele Franzosen ist die EU noch im-
mer eine abstrakte Institution. Ohnehin 
weit entfernt von den Alltagssorgen der 
Menschen, wird sie mit ihren vielen Ver-
ordnungen und Vorschriften oft eher als 
Bremsklotz denn als Türöffner wahrge-
nommen. Dass europäische Erfolge oft ge- 
nug nationalisiert werden, während haus-
gemachte Probleme auf die europäischen 
Institutionen abgewälzt werden, gehört 
auch zur Wahrheit.

Und dennoch: Die Eurobarometer zei-
gen regelmäßig, dass ein Großteil der Be-
fragten eine positive Einstellung zur Euro-
päischen Union und zum Euro teilt. Hier 

müssen wir als Abgeordnete der na tio nalen 
Parlamente ansetzen, die Vorteile der euro-
päischen Zusammenarbeit greifbar und 
unzutreffende Vorwürfe gegen Europa 
kenntlich zu machen. Auf  Initiative der 
Parlamente in Berlin und Paris wird das 
künftig auch in einer gemeinsamen 
deutsch-französischen Versammlung ge-
schehen. Das europäische Projekt ist seit 
seiner Begründung von Kompromissen 
geprägt gewesen. Dabei ist der Begriff 
„Kompromiss“ in Frankreich heute eher 
negativ besetzt, wird in den Debatten oft 
synonym mit „Aufgeben“ verwendet. In 
Deutschland dagegen gehört der Kompro-
miss seit langer Zeit zum selbstverständ-
lichen Vokabular demokratischer Mei-
nungsfindung. Diese Meinungsfindung 
muss in den kommenden Jahren auf euro-
päischer Ebene dazu führen, dass wir uns 
von europhoben genauso wie von europhilen 
Aussagen verabschieden und zu einem ge-
sunden „Europragmatismus“ finden.

tEIlS SKEPtISChE haltUnG 
GEGEnÜBER DEUtSChlanD

Für mich stellt sich diese Aufgabe in 
Frankreich gerade ganz konkret. Als Mit-
glied der Nominierungskommission mei-
ner Partei für die Europawahlen trage ich 
mit Verantwortung dafür, dass es uns ge-
lingt, eine Liste aufzustellen, die den He-
raus forderungen der Europäischen Union 
in den kommenden fünf Jahren gerecht 
wird und dabei die französische Gesell-
schaft in ihrer Diversität abbildet. Es gilt, 
Kandidaten zu nominieren, die fachpoli-
tisch gute Arbeit leisten, ohne dabei die 
Alltagssorgen der Bürger zu vernachlässi-
gen. Es gilt, die Anliegen der französi-

schen Wähler in Brüssel zu formulieren, 
ohne dabei um jeden Preis nationale Inte-
ressen durchsetzen zu wollen.

Im französischen Verständnis der 
Europapolitik spielt Deutschland dabei 
eine Schlüsselrolle. Einerseits herrscht 
Einigkeit, dass ohne den berühmten 
deutsch-französischen Motor auch nach 
den Parlamentswahlen wenig gelingen 
kann. Die Initiative für eine deutsch-
französische parlamentarische Versamm-
lung ist dafür ein Beleg. Andererseits blei-
ben Teile der französischen Politik Berlin 
und seiner Wirtschaftskraft gegenüber 
misstrauisch. Diese Stimmen fühlen sich 
durch die zögerlichen Reaktionen auf die 
Reformvorschläge Emmanuel Macrons 
bestätigt.

FORMUlIERUnG nEUER ZIElE

Der kommende Wahlkampf muss eine 
ehrliche Debatte über die Frage führen, ob 
Wähler und Politiker bereit sind, die Eu-
ropäische Union weiter als Schicksals-
gemeinschaft zu begreifen. Die Grund-
werte, für die Europa steht und die in Ar- 
tikel 2 des Lissabon-Vertrages verankert 
sind, müssen weiterhin die Handlungs-
grundlage bilden: Solidarität mit Grie-
chenland, Italien und Spanien in Fragen 
der Flüchtlingsverteilung gehört ebenso 
dazu wie die offene Diskussion mit jenen 
Mitgliedstaaten, die in den vergangenen 
Monaten rechtsstaatliche Errungenschaf-
ten infrage gestellt haben. Europa muss 
nach den Wahlen im Mai neue Ziele for-
mulieren und neue Prioritäten setzen. 
Dann kann 2019 ein Schicksalsjahr wer-
den, für Frankreich und für Europa – im 
besten Sinne.

Protest und Zusammenhalt, Sabine Thillaye
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Signale des 
Aufbruchs ?

Die politische Landschaft in der Europäischen Union im Vorfeld der Wahlen

Die bevorstehenden Wahlen zum Europäi-
schen Parlament finden in einem schwieri-
gen Umfeld statt: möglicherweise kurz nach 
dem Austritt des Vereinigten Königsreichs 
aus der Europäischen Union (EU), nach Jah-
ren mit einigen Erfolgen von Populisten und 

autoritären Parteien und nach einer Legislaturperiode, die stark von der Be-
wältigung verschiedener Krisen, wie beispielsweise der Migrationskrise, der 
Ukraine-Krise und des Brexit, geprägt war. Umso mehr ist die bevorstehende 
Wahl entscheidend für die Zukunft der EU: Ihre Handlungsfähigkeit steht 
auf dem Spiel.

Vergleicht man die politische Landschaft in der EU mit derjenigen vor 
rund zwanzig Jahren, so ist sie erheblich vielfältiger und undurchsichtiger ge-
worden: Bis in die 2000er-Jahre erfolgte auf nationaler Ebene meist ein regel-
mäßiger Wechsel zwischen (moderaten) Mitte-Links- und Mitte-Rechts- 
Regierungen, die meisten Staats- und Regierungschefs stammten entweder 
aus dem Lager der bürgerlichen Europäischen Volkspartei (EVP) oder der 

OlaF WIEntZEK 
Geboren 1982 in Krappitz/Krapkowice, 
Oberschlesien (Polen), Koordinator für 
Europapolitik, Hauptabteilung Euro-
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 Sozialisten. Inzwischen ist die EU „bunter“, was nicht unbedingt positiv sein 
muss: Von den im Europäischen Rat vertretenen Staats- und Regierungschefs 
gehörten Ende Januar 2019 nur die Hälfte einem der beiden großen Partei-
blöcke an (14 von 28, davon neun der EVP und fünf den Sozialisten), acht sind 
der liberalen ALDE-Familie (Allianz der Liberalen und Demokraten für Eu-
ropa) zugehörig, drei unabhängig, zwei gehören der euroskeptischen Fraktion 
der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR) und einer der Euro-
päischen Linken an.

Im November 2008 waren es noch 19 von 27, 1998 gar 13 von 15 Staats- 
und Regierungschefs, die einem der beiden großen Parteiblöcke angehörten. 
Zudem sind inzwischen in rund der Hälfte der EU-Länder europakritische 
oder populistische Kräfte direkt oder indirekt an der Regierung beteiligt: 
Rechte wie linke Populisten oder mit der moderat europakritischen EKR as-
soziierte Parteien stellen bisweilen den Premier, sind Koalitionspartner in ei-
ner Regierung oder tolerieren ein Minderheitenkabinett.

MEhRhEIt FÜR PRO-EUROPÄISChE  
KRÄFtE WahRSChEInlICh

Rechte und linke Populisten haben in den vergangenen Jahren zwar wichtige 
Erfolge erzielen können. Es ist jedoch offen, wie stark ihr Zuwachs im Euro päi-
schen Parlament tatsächlich ausfallen wird: Durch den Austritt Großbritan-
niens wird das europakritische Lager im Europäischen Parlament erheblich 
geschwächt. Eine von Matteo Salvini und Marine Le Pen vollmundig ange-
kündigte Fraktion mit 150 Europaabgeordneten, die dann vermutlich die 
zweitstärkste Kraft wäre, ist auch aus einem anderen Grund unwahrschein-
lich: Traditionell sind die Beziehungen von Parteien des rechten euroskepti-
schen Spektrums untereinander von Rivalität geprägt. Bei aller gemeinsamen 
Rhetorik, etwa im Bereich der Migrationspolitik, gibt es durchaus ideologi-
sche Unterschiede – etwa, was ihr Verhältnis zu Russland betrifft.

Noch nie ist es der extremen Rechten bisher gelungen, ihr Potenzial in 
einer gemeinsamen Fraktion zu bündeln. Im Europäischen Parlament gibt  
es derzeit insgesamt drei Fraktionen rechts der EVP. Zwar scheint ein Zu-
sammenschluss zu zwei Fraktionen wahrscheinlich; die Bildung einer großen 
gemeinsamen Fraktion ist jedoch unwahrscheinlich. Es wäre nur schwer 
 vorstellbar, dass etwa die nationalkonservative polnische Partei Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS) gemeinsam mit der Alternative für 
Deutschland (AfD) in eine Fraktion wechseln würde. Auch am linken Rand 
gibt es durchaus Divergenzen: So trat zuletzt der französische Links populist 
Jean-Luc Mélenchon mit seiner Bewegung La France insoumise aus der Euro-
päischen Linken aus, die seiner Auffassung nach zu sehr von „pragmatischen“ 
Kräften wie etwa der Syriza von Alexis Tsipras geprägt werde.
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Unabhängig von diesen Entwicklungen an beiden Rändern ist davon aus-
zugehen, dass das künftige Europäische Parlament nach wie vor über eine 
breite Mehrheit von Fraktionen mit pro-europäischer Ausrichtung verfügen 
wird. Je nach Szenario ist zu erwarten, dass EVP, Sozialisten, Liberale, Grüne 
und andere pro-europäische Kräfte zusammen etwa 64 bis 72 Prozent der 
 Abgeordneten stellen werden. Nach aktuellen Umfragen droht demnach mit-
nichten eine populistische Parlamentsmehrheit, wie sie einige Beobachter be-
reits für gegeben halten. Sicher ist hingegen, dass es eine nicht unerheb liche 
Zahl von zunächst fraktionslosen Abgeordneten geben wird: Einige werden 
sich extremen Gruppen anschließen, doch viele kommen aus dem moderaten 
Spektrum und werden sich einer der bestehenden pro-europäischen Fraktio-
nen anschließen.

REGIEREn UnD MEhRhEItSFInDUnG  
WIRD SChWIERIGER

Dennoch ist im Vergleich zur laufenden Legislaturperiode künftig eine 
schwierige Mehrheitsfindung im Europäischen Parlament zu erwarten. Hin-
sichtlich der Zusammensetzung des kommenden Europäischen Parlaments 
stellen sich verschiedene Fragen:

a)  Wie viele Parteien müssen koalieren? Die beiden großen Fraktionen werden 
voraussichtlich teils erhebliche Verluste erleiden: Während die EVP nach 
aktuellem Stand immerhin noch mit etwa 175 bis 190 von 705 Sitzen (24,5 
bis 27 Prozent) rechnen kann (derzeit 217 von 751), droht der Abgeordne-
tenanteil der Sozialisten mit 130 bis 140 Sitzen erstmals in der Geschichte 
des Europäischen Parlaments auf unter 20 Prozent zu rutschen. Europäi-
sche Volkspartei und Sozialisten wären dann von einer gemeinsamen 
Mehrheit weit entfernt. Um eine tragfähige Mehrheit zu erreichen, bedarf 
es mindestens 380, besser 400 Abgeordneter. Nach aktuellem Stand der 
Dinge wären die Liberalen (ALDE-Fraktion) als weiterer Partner für eine 
Mehrheit unumgänglich.

b)  Wie wirkt sich der Macron-Faktor aus? Sowohl Form als auch Ausrichtung 
der künftigen liberalen Fraktion sind im Wandel begriffen. Mit dem franzö-
sischen Präsidenten Emmanuel Macron und seiner Partei En Marche taucht 
ein neuer Akteur auf der europäischen politischen Ebene auf, der das Kräf-
teverhältnis im Europäischen Parlament zwar nicht umkehren, aber neu ge-
wichten kann. Eine gemeinsame Fraktion von ALDE und En Marche hätte 
gute Chancen, drittstärkste Kraft im Europäischen Parlament zu werden. 
Sollte es ihr zudem gelingen, neue, bisher noch nicht unabhängige moderate 
Parteien zu integrieren, könnte sie über 100  Abgeordnete ins Europäische 

Parlament entsenden. Damit wäre sie eine Kraft, gegen die schwerlich wich-
tige Entscheidungen durchgesetzt werden könnten. Eine solche Allianz 
müsste allerdings einige Hindernisse überwinden: In wichtigen Fragen, 
etwa zur Zukunft der Eurozone, stehen sich einige wichtige Parteien der 
ALDE und En Marche teilweise diametral gegenüber. Mithin könnte ei- 
ne neue gemeinsame Fraktion von Liberalen und Macron („Europe En 
 Marche“) zwar einer der Gewinner der Wahlen sein, aber auch ein deutlich 
heterogenerer und damit unberechenbarerer Partner werden.

c)  Wie wirkt sich das neue Kräfteverhältnis auf Personalentscheidungen aus? Die 
neue Zusammensetzung des Europäischen Parlaments könnte zur Folge 
haben, dass die Einigung auf wichtige Personalentscheidungen, aber auch 
auf programmatische Positionen mehr Zeit in Anspruch nimmt als in der 
letzten Legislaturperiode. Das gilt besonders für die personelle Besetzung 
von Positionen im Europäischen Parlament, wenn an den politischen Rän-
dern zwei große Fraktionen von jeweils sechzig bis neunzig Abgeordneten 
entstehen sollten. Bisher gelang es, gerade die Fraktionen der populisti-
schen Rechten so weit zu isolieren, dass sie die Arbeit des Europäischen 
Parlaments nicht allzu sehr torpedieren konnten.

Die politische Ausrichtung und die Zusammensetzung einiger Fraktionen 
werden sich stark verändern. Dies gilt insbesondere für kleinere Fraktionen 
wie etwa die moderat-euroskeptische EKR-Fraktion: Nachdem sie in der Legis-
laturperiode von 2009 bis 2014 oft ein Partner der bürgerlichen Parteien war, 
bewegte sie sich in den zurückliegenden Jahren immer weiter nach rechts. 
Nach dem voraussichtlichen Brexit-bedingten Ausfall der Tories wird die 
Gruppe zum über wiegenden Teil aus Abgeordneten aus Mittelosteuropa be-
stehen, mit der polnischen PiS als dominanter Kraft. 

Diese Faktoren lassen erwarten, dass die Mehrheitsfindung im kom-
menden Europäischen Parlament nicht einfacher werden wird. Das könnte 
sich nicht zuletzt auf die Zusammensetzung der künftigen Kommission aus-
wirken: Noch ist unsicher, ob der Spitzenkandidatenprozess, nach dem die 
europäischen Parteien wie bereits bei der Europawahl 2014 Spitzenkandida-
ten aufstellen, auch 2019 von einer ausreichenden Zahl von Akteuren unter-
stützt wird. Durch die Unterstützung von EVP, S&D (Progressive Alliance of 
Socialists & Democrats) und Grünen wird vermutlich eine Mehrheit der Abge-
ordneten hinter dem Spitzenkandidatenprozess stehen. Der vor allem tak-
tisch motivierte Entzug der Unterstützung durch die ALDE schwächt jedoch 
die Vorgehensweise und wirkt sich damit negativ auf ein wichtiges Element 
zur Stärkung der demokratischen Legitimität der EU aus.

Dies spielt insbesondere für den Europäischen Rat eine wichtige Rolle, 
denn er schlägt den Kommissionspräsidenten vor: Dort stellt die ALDE-Fami-
lie derzeit acht Regierungschefs, hinzu kommt Emmanuel Macron, der dem 

Signale des aufbruchs?, Olaf Wientzek
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Spitzenkandidatenprozess ebenfalls skeptisch gegenübersteht. Dabei bleibt 
abzuwarten, wie sich die Balance im Europäischen Rat entwickeln wird: 
Schließlich stehen im kommenden Jahr mindestens in sieben Ländern natio-
nale  Parlamentswahlen an. Die Ergebnisse können bedeutsam für die künf-
tige Zusammensetzung des Kommissionskollegiums sein, denn die Kommis-
sare werden von nationalen Regierungen benannt. Mithin spielt deren 
politische Couleur eine entscheidende Rolle bei der Besetzung. Aktuell er-
scheint es unwahrscheinlich, dass die EVP abermals die Hälfte der EU-Kom-
missare stellen wird. Vielmehr könnte es sein, dass euroskeptische Regierun-
gen ein bis zwei Kommissare mit EU-kritischer Haltung benennen. Allerdings 
müssten diese anschließend noch die oftmals kritischen Anhörungen im Eu-
ropäischen Parlament überstehen und könnten noch dazu vom Kommissions-
präsidenten mit marginalen Portfolios ausgestattet werden.

ZEntRalE ROllE DER EUROPÄISChEn VOlKSPaRtEI

Ohne die Europäische Volkspartei wird auch im künftigen Europäischen Par-
lament wenig Staat zu machen sein: Trotz voraussichtlicher Verluste wird sie 
vermutlich mit Abstand die größte Fraktion stellen. In ihr wird die deutsche 
Gruppe (CDU/CSU) aller Voraussicht nach weiterhin über die meisten Ab-
geordneten verfügen. So ist davon auszugehen, dass deutsche Mitglieder des 
Europäischen Parlaments auch künftig eine tragende Rolle innerhalb ihrer 
Fraktion einnehmen werden. Erheblich kleiner könnte hingegen die italieni-
sche Delegation werden. In anderen Bereichen ist Kontinuität zu erwarten: 
Dabei wird die EVP mit 36 bis 38 Prozent nach wie vor einen überproportional 
hohen Anteil von Abgeordneten aus den elf postkommunistischen Ländern 
Mittelost- und Südosteuropas aufweisen. Weiterhin dürfte die EVP Abgeord-
nete aus fast jedem Mitgliedsland in ihren Reihen haben.

Bei allen Unwägbarkeiten bieten diese Europawahlen auch sichtbare 
Chancen: Der Spitzenkandidatenprozess wirkt in den verschiedenen Parteien-
familien besser vorbereitet als 2014. Laut internen Erhebungen wird der Spit-
zenkandidat voraussichtlich eine bedeutendere Rolle für die Wahlentschei-
dung spielen als zuvor – wenngleich die Wahlentscheidung weiterhin deutlich 
von der nationalen politischen Situation abhängt. Für die Europawahlen wird 
es darauf ankommen, auch innerhalb des pro-europäischen Lagers zu de-
monstrieren, dass es einen Wettbewerb verschiedener Visionen gibt, wie die 
EU und ihre Mitgliedstaaten den Herausforderungen der Zukunft (Sicherheit, 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit, Digitalisierung) begegnen sollten.

Das könnte auch dabei helfen, die bei den letzten Wahlen zu niedrige 
Wahlbeteiligung (2014: 43 Prozent) erstmals wieder zu steigern und damit die 
Legitimität der Europäischen Union zu stärken – angesichts des schwierigen 
Umfelds der Wahlen wäre dies ein Signal des Aufbruchs nach den Krisenjahren.

Unhappy Isolation
Die Schriftsteller und Europa

Gibt es nicht bereits während der Frühen Neu-
zeit einen lebhaften Dialog zwischen Schrift-
stellern über Europa, seine kulturelle Be-
sonderheit und Identität? Das jedenfalls hat 
Nicolas Detering 2017 in seiner Studie Krise 
und Kontinent nachgewiesen. Und denkt man 
nicht unter Autoren seit der Aufklärung und 
der Romantik bis in unsere Gegenwart über 
mögliche staatliche Formen eines politisch ge-
einten Kontinents nach? Dazu legte ich 1992 

mein Buch Die Schriftsteller und Europa vor.1 Hat nicht schon Victor Hugo in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts die „Vereinigten Staaten von Europa“ gefordert? 
Fand nicht in den beiden Dekaden nach dem Ersten Weltkrieg – provoziert 
durch Richard Coudenhove-Kalergis Schrift und Bewegung Pan-Europa – die 

PaUl MIChaEl lÜtZElER 
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Kreis Erkelenz), deutsch-amerikani-
scher Germanist und Vergleichender 
Literaturwissenschaftler, Rosa May 
Distinguished University Professor 
in the Humanities, Director Max Kade  
Center for Contemporary German 
Literature, Washington University, 
St. Louis.
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denkbar lebhafteste Diskussion unter den europäischen Intellektuellen über 
künftige kontinentale Gemeinschaftsformen statt? Und gab es nicht seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs zwei Phasen, in denen die Essayisten unter den 
Schriftstellern mit Elan und Phantasie pro-europäische Stellungnahmen ver-
fassten?

Zu denken ist erstens an die Zeit zwischen 1945 und 1957, also vom 
Kriegsende bis zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) und zweitens an das Jahrzehnt zwischen 1985 und 1995, als die Jalta-
Teilung des Kontinents durch eine Wiedervereinigung Europas abgelöst 
wurde. Nach 1945 publizierten Autoren wie Ernst Jünger, T. S. Eliot, Alfred 
Andersch, Hans Werner Richter, Frank Thiess und Werner Bergengruen, 
Klaus Mann und Jean-Paul Sartre Essays, in denen die politische und kultu-
relle Zukunft des Kontinents so lebhaft wie kontrovers diskutiert wurde.

Diese Schriftsteller sprachen nicht ins Leere, wie der Haager Europa-
Kongress im Mai 1948 zeigte. Dieser reagierte auf die Begeisterung in Teilen 
der westeuropäischen Jugend für das Projekt einer Einigung des Kontinents. 
Es war eine privat initiierte, unter der Schirmherrschaft von Winston Chur-
chill organisierte Tagung, bei der in der damaligen niederländischen Haupt-
stadt Möglichkeiten einer kulturellen europäischen Kooperation, eines euro-
päischen Staatenbundes, sogar einer Föderation Europas diskutiert wurden. 
Zu ihren Teilnehmern zählten unter anderem Hendrik Brugmans, François 
Mitterand, Konrad Adenauer, Walter Hallstein und Altiero Spinelli, die sich 
bald darauf für die europäische Integration engagierten. Zwei Jahre später 
verlieh die Stadt Aachen erstmals den Internationalen Karlspreis; gleich zu 
Anfang an den Vordenker eines föderierten Europa, an den Schriftsteller und 
Privatgelehrten Richard Coudenhove-Kalergi. Nach ihm erhielten alle Grün-
dungsväter der Montanunion und der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft den Karlspreis.

ChanCE EInER nEUORDnUnG

Die zweite Phase eines intensiven literarischen Diskurses um die Zukunft Eu-
ropas fiel in die Jahre um 1990. Aus der mittel- und osteuropäischen Dissiden-
tenbewegung heraus entwickelte sich ein internationales Gespräch über die 
Rolle eines nicht mehr durch zwei antagonistische Großmächte geteilten 
Kontinents. Entscheidende Impulse lieferten Autoren wie Milan Kundera, 
Václav Havel, György Konrád und György Dalos sowie Vertreter der polni-
schen Solidarność-Bewegung. Zu Wort meldeten sich auch Österreicher wie 
Manès Sperber, Italiener wie Claudio Magris und Schriftsteller aus der alten 
Bundesrepublik wie Peter Schneider, Hans Christoph Buch und Hans Mag-
nus Enzensberger. Heute liegt 1989 bereits drei Jahrzehnte zurück und zu 
überlegen ist, ob man die Chance einer kontinentalen Neuordnung genutzt 

hat. Noch 1988 glaubten die meisten, dass sie ein Ende der Jalta-Teilung nicht 
erleben würden, und heute ist man nur selten geneigt, über den Status quo der 
Europäischen Union (EU) hinauszudenken. Brexit und der Europaverdruss – 
nicht nur in Ländern wie Griechenland und Italien, Polen und Ungarn – 
zwingen einen jedoch, die Politik in Brüssel zu überdenken.

FEhlEnDE FUnDaMEntalE DEBattE

Anders als nach 1945 und in den Jahren vor 1990 lassen sich die Es sayis ten 
unter den Autoren heute kaum auf eine öffentliche Grundsatzdebatte über 
Europa ein. Hängt das in Deutschland vielleicht mit dem schwierigen inner-
deutschen Integrationsprozess zusammen? In vielerlei Hinsicht sind sich das 
ehemalige Ost- und das frühere West-Deutschland fremd geblieben, und so ist 
das Land, was Fragen der Einheit und der Identität betrifft, nach wie vor stark 
mit sich selbst beschäftigt. Und ist die Bundesrepublik nicht längst ein soge-
nannter „global player“ geworden, in dem die wirtschaftlichen wie me dia len, 
die wissenschaftlichen wie touristischen Kontakte weit über die europäischen 
Grenzen hinausreichen? Hinzu kommen Flüchtlingswellen aus dem Nahen 
Osten und Afrika, die das wohlhabendste und bevölkerungsreichste Land der 
Europäischen Union besonders betreffen.

Die Medien, die politische Klasse und die EU-Forschung sind heute in 
Deutschland nur selten bereit, eine fundamentale Debatte über die EU zu be-
ginnen. Zu den Gründungsmitgliedern der neuen Gruppe „Arbeit an Europa“ 
gehören deutsche Schriftstellerinnen wie Nora Bossong und Autoren wie Si-
mon Strauß. In ihr werden zwar viele kulturelle und gesellschaftliche Fragen 
angeschnitten, aber die politische Form der Europäischen Union wird bisher 
nicht diskutiert. Das ist nicht anders in dem neuen und wichtigen Buch Der 
euro päi sche Traum von Aleida Assmann, in dem es um die Menschenrechte in 
Europa geht, um Friedenssicherung und Demokratie, um eine deutsche und 
eine europäische Erinnerungskultur und um das koloniale Erbe Europas.2 
Hier wird zwar die Gefahr einer Auflösung der EU-Konföderation erwähnt, 
aber die Zukunftsfähigkeit einer europäischen Föderation nicht diskutiert.

REGIOnEn ERSEtZEn DIE natIOnEn

Ist es ein Zufall, dass ein österreichischer Schriftsteller – Robert Menasse – die 
radikalsten Fragen stellt zu den Themen der Legitimität, Demokratie, Effi-
zienz und Zukunftsfähigkeit der Europäischen Union? Aber warum hat Me-
nasse kein Interesse an dem, was seine Zunftgenossen in den letzten 200 Jah-
ren zum Thema einer europäischen Föderation geschrieben haben? Warum 
diese fast autistische Abstinenz in Sachen des literarischen Europa-Diskurses?

Unhappy Isolation, Paul Michael Lützeler
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Robert Menasse startete 2010 mit einem in der Zeit veröffentlichten Essay zur 
Krise der EU eine Reihe von Publikationen, die eine Revision seiner ehemali-
gen Skepsis gegenüber der EU-Kommission belegt. In Zeitungs-, Radio- und 
Fernsehinterviews sowie in zwei Essaybänden (Der Europäische Landbote von 
2012 und Heimat ist die schönste Utopie von 2014) sowie einem Manifest und 
einer Rede vor dem Europa-Parlament von 2017) hat er die Effizienz der Kom-
missionsbeamten gelobt. Er hatte sich, weil er den Roman Die Hauptstadt 
(2017) – ein Buch über das Europa-Brüssel – schreiben wollte, zu einem länge-
ren Aufenthalt in die EU-Metropole begeben und dort mit leitenden Beamten 
verschiedener Generaldirektionen der Kommission gesprochen. Seine Europa-
Thesen überschneiden sich zum Teil mit jenen der Politologin Ulrike Guérot, 
wie sie in ihren Büchern Warum Europa eine Republik werden muss (2016) und 
Der neue Bürgerkrieg (2017) zu finden sind.

Ähnlich wie Guérot fordert Menasse, dass die Nationen, das heißt die 
Nationalstaaten, abgeschafft werden sollten. Europa müsse durch die Brüsse-
ler Kommission im Einvernehmen mit dem Europäischen Parlament regiert 
werden. In diesem Parlament sollten aber nicht die Abgeordneten der euro päi-
schen Nationen zusammenkommen, sondern die Vertreter der europäischen 
Regionen. Menasses primäres Hassobjekt ist der Europäische Rat, die Gruppe 
der Regierungschefs der Nationalstaaten. Europa könne politisch kein Eigen-
gewicht und keine eigene Form finden, solange die Vertreter der National-
staaten die Politik der Union bestimmen. Er fordert die Abschaffung der Na-
tionen und deren Ersetzung durch die Regionen. Dabei beruft er sich auf die 
Gründungsväter der Europäischen Gemeinschaften, besonders auf Jean 
Monnet, den ersten Chef der Hohen Behörde der Montanunion, und auf 
Walter Hallstein, den ersten Kommissionspräsidenten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft.

WaS SaGEn DIE altVORDEREn?

Will man sich in Erinnerung rufen, was die Gründungsväter über die Finali-
tät der Europäischen Gemeinschaft dachten, muss man sich zum einen ihre 
Memoiren, zum anderen ihre Reden anschauen, die sie in Aachen bei der 
Verleihung des Karlspreises hielten. Während der elf Jahre zwischen 1950 
und 1961 erhielten alle Gründungsväter von Montanunion und EWG den 
Preis: Alcide De Gasperi, Jean Monnet, Konrad Adenauer, Paul-Henri Spaak, 
Robert Schuman, Joseph Bech und Walter Hallstein. Wird irgendwo in ihren 
Reden und Schriften die These Menasses über die Abschaffung der Na-
tionen bestätigt? Oder outeten sie sich dort als europäische Regionalisten? 
 Keineswegs!

Monnet freute sich 1953 in seiner Karlspreisrede darüber, dass die an 
der Union beteiligten Nationen einen Teil ihrer Souveränität auf die Hohe 
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Behörde übertragen hatten. So sehr er sich gegen den fatalen Nationalismus 
der Einzelstaaten im Europa der Vergangenheit aussprach, so sehr setzte er 
die Hoffnung auf eine neue Kooperation der Nationen in der Gegenwart. 
Während Menasse nichts von den „Vereinigten Staaten von Europa“ wissen 
will, widmete Monnet seinem Lebensziel der „Vereinigten Staaten von Europa“ 
ein ganzes Kapitel in seinem Erinnerungsbuch. Dort berichtet er ausführlich 
über das von ihm 1955 eingerichtete und 1975 aufgelöste „Aktionskomitee 
für die Vereinigten Staaten von Europa“. In dieser europäischen Union soll- 
ten die Einzelnationen nicht wie in einem zentralistisch organisierten Macht-
gefüge abgeschafft werden, sondern als Teile eines Bundes mit abgestimmten 
Kompetenzen existieren.

Monnet löste sein Aktionskomitee nach zwanzig Jahren auf, weil er  
der Überzeugung war, dass der Europäische Rat die Arbeit des Komitees fort-
setzen werde. Monnet war Realist genug, um zu wissen, dass der europäischen 
Föderation (dem Bundesstaat) zunächst einmal eine kontinentale Konfödera-
tion (ein Staatenbund) vorausgehen werde. Aber sein Ziel blieb eine Föde-
ration der europäischen Nationen. Es ging ihm nicht um eine Abschaffung 
der Nationen, sondern um ihr Aufgehen in einem Staatsganzen, das mit  
der Schweiz, den Vereinigten Staaten von Amerika und der Bundesrepublik 
Deutschland zu vergleichen wäre.

StaGnIEREnDE ODER  
RÜCKlÄUFIGE IntEGRatIOn

Ähnlich war die Situation bei Walter Hallstein, der 1961 den Karlspreis ent-
gegen nehmen konnte. Hallstein zitierte zustimmend in seiner Ansprache 
Churchills Züricher Rede von 1946 über „eine Art von Vereinigten Staaten 
von Europa“. Ingrid Piela zeigt in ihrem Buch über Hallstein von 2012, dass 
auch dieser deutsche Zeit- und Gesinnungsgenosse von Monnet in den Kate-
gorien von Konföderation und Föderation dachte, wenn es um das künftige 
Europa ging. Es war kein Zufall, dass Hallstein seinem letzten Buch, das 1969 
erschien, den Titel Der unvollendete Bundesstaat gab. Piela betont, dass es 
Hallstein letztlich um die Schaffung eines Bundesstaates, um die „Vereinigten 
Staaten Westeuropas“, und nicht um die Errichtung eines europäischen Ein-
heitsstaates gegangen sei. Das Eigenständige des Nationalen in dieser Födera-
tion habe er auf keinen Fall abgeschafft sehen wollen. Menasse muss, was die 
Pläne von Monnet und Hallstein und der Gründungsväter allgemein betrifft, 
etwas fundamental missverstanden haben. Natürlich haben die Altvorderen 
der EWG auch im Sinne der Subsidiarität den Regionen ihr Recht zugestan-
den, aber keineswegs auf Kosten der Nationen. Von der These, dass die Re gio-
nen die Rolle der Nationen in einer Europa-Föderation übernehmen sollten, 
ist bei diesen Politikern nichts zu finden.
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Man kann von den Gründungsvätern durchaus etwas über zukunftsfähige 
Europa-Modelle lernen, denn die Frage von Staatenbund und Bundesstaat ist 
bis heute bei den Entscheidungsträgern der EU – der Kommission, dem Parla-
ment und dem Europäischen Rat – ungelöst. Monnet setzte (als Mann der 
Wirtschaft) auf praktische Integration und glaubte, dass immer weitere Berei-
che von ihr erfasst werden würden: über das Wirtschaftliche  hinaus auch das 
Politische, Juristische und Militärische. Hallstein dagegen vertrat (als Jurist) 
die Meinung, dass auf dem Weg zur Gründung der euro päi schen Föderation 
eine Verfassung geschaffen werden müsse, die die Zielvorgaben des Integra-
tions prozesses enthalten würde.

Heute stagniert die Integration oder ist sogar rückläufig, und der Ver-
such, den Weg zum Bundesstaat mithilfe einer Verfassung zu beschleunigen, 
ist vorläufig gescheitert. Der europäische Lernprozess ist noch im Gange. Es 
braucht wohl noch Zeit, bis sich die alte Einsicht der Gründungsväter durch-
setzt, dass auch die Nationen durch die Schaffung einer europäischen Bun-
desrepublik besser überleben können als in einer unhappy isolation, in der sie 
als Einzelstaaten mit ihren Regionen und Kommunen anderen Großmächten 
politischer, militärischer und wirtschaftlicher Art ausgeliefert sind.

1 Paul Michael Lützeler: Die Schriftsteller und Europa. Von der Romantik bis zur Gegenwart,   
Piper Verlag, München 1992 (1. Auflage), Nomos Verlag, Baden-Baden 1998 (2. Auflage).

2 Aleida Assmann: Der europäische Traum. Vier Lehren aus der Geschichte, C. H. Beck Verlag, 
München 2018.

„La Lunga Notte 
dell’Italia“

Groll gegenüber Europa und Deutschland

anGElO BOlaFFI
Geboren 1946 in Rom (Italien), Politik-
wissenschaftler und Germanist, 
 ehemaliger Direktor des Italienischen 
Kulturinstituts in Berlin.

Italien ist heute das schwache Glied in der 
Kette der europäischen Staaten – in einer 
westlichen Staatengemeinschaft, die die 
schwerste politische und geistige Krise 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
durchlebt. Die Tatsache, dass das Land 
von einem neuartigen, populistischen rot-
braunen Bündnis regiert wird, stellt nicht 

nur eine Gefahr für die italienischen libe-
ral-demokratischen Institutionen, sondern 
auch eine ernsthafte Bedrohung für den 
europäischen Einigungsprozess dar.

Was das „seltsame Paar“ der Regie-
rungskoalition zusammenhält, ist ein welt-
weit einzigartiges Paradoxon, nämlich das 
Zusammenwirken zweier entgegengesetz-
ter populistischer Parteien: einer natio-
nalistischen Rechten auf der Suche nach 
Identität, fremdenfeindlich und „puti-
nistisch“, verwurzelt in den reichen und  
produktiven Regionen des Nordens, und  
ihr gegenüber eine linke, auf naive Weise 

Unhappy Isolation, Paul Michael Lützeler
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 egalitäre Partei, die im Grunde jedoch 
freiheitsfeindlich, anti-aufklärerisch und 
totalitär ist und mit der hoffnungslose 
junge Bürger und die Mittelschicht des 
Südens sympathisieren. Dieses wider-
sprüchliche Zusammenspiel beruht auf 
einer primitiven souveränitätssuchenden 
Ideologie, die sich nur wenig von der frei-
heitsfeindlichen Demokratie einiger ost-
europäischer Staaten unterscheidet.

Hinzu kommt eine polemische Anti-
Haltung gegenüber den sogenannten kos-
mopolitischen Eliten und den „eurokrati-
schen Abgeordneten ohne Seele in Brüs- 
sel“, die im populistischen Jargon als 
„Feinde des italienischen Volkes“ bezeich-
net werden – eine Polemik, die sich in ei-
nem systematischen Verstoß gegen die auf 
europäischer Ebene vereinbarten Regeln 
äußert.

„REnDEZVOUS MIt DER 
 GlOBalISIERUnG“

Sicherlich stellt der Erfolg populistischer 
Bündnisse in Italien chronologisch be-
trachtet das letzte Kapitel einer wahrhaf-
tigen „Zerstörung der Vernunft“ dar, die 
heute das politische Leben diesseits und 
jenseits des Atlantiks kennzeichnet. Sie 
wird beherrscht von der „Demokratie der 
Ablehnung“ oder „Gegen-Demokratie“, 
wie es der französische Historiker Pierre 
Rosanvallon charakterisiert hat.1 Selbst in 
Italien – wie beim Brexit, bei der antilibe-
ralen Wende der Visegrád-Länder oder 
dem Wahlsieg Donald Trumps  – haben 
die populistischen Bewegungen das Trau- 
ma der Finanzkrise des vergangenen Jahr-
zehnts, die das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in die Institutionen und die 

Regierungen zutiefst erschüttert hat, zu 
ihrem Vorteil ausgenutzt.

Ebenso begünstigen die negativen 
Konsequenzen einer wirtschaftlich-pro-
duktiven Globalisierung, die zu einer 
 Verarmung des Mittelstands in den fort-
schrittlichen Industrieländern geführt 
hat, auf geistiger Ebene die Bejahung ei-
nes „kulturellen Pessimismus“, der von 
der Dystopie einer radikal negativen Zu-
kunft dominiert wird. Und last, but not 
least: Durch die Auswirkungen des Phä-
nomens epochaler Migrationsbewegun-
gen auf die kollektive kulturelle Identität – 
oder, wie Wolfgang Schäuble es fulminant 
formuliert hat, „das Rendezvous mit der 
Globalisierung“ – nahm ein Zeitalter vol-
ler Angst und Schrecken seinen Anfang.

ZUnEhMEnD EUROSKEPtISChE 
 haltUnG

Im Fall Italien kommt erschwerend hinzu, 
dass es im Gegensatz zu allen anderen 
Ländern, in denen sich populistische Be-
wegungen etablieren konnten, tatsächlich 
das einzige Land ist, das 1957 zu den 
Gründungsstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft zählte und dem als Mitglied 
der Eurozone zusammen mit den anderen 
achtzehn Ländern eine gemeinsame Sou-
veränität zu eigen ist, die als „Gemein-
schaftswährung“ bezeichnet wird. Daher 
sorgen sich die anderen Protagonisten der 
Gründung eines vereinten Europa selbst-
verständlich um die derzeitige Situation 
Italiens: Ein Land, das gemeinsam mit 
Deutschland jahrzehntelang überzeugter 
Verfechter der europäischen Einheit war, 
hat im Laufe der Zeit eine immer euro-
skeptischere Haltung eingenommen, und 

aktuell gerät die italienische Regierung 
nahezu täglich mit der Europäischen Kom- 
mission aneinander.

Die derzeitige Situation ist demnach 
das Produkt einer Art „negativer Dialek-
tik“ zwischen verschiedenen Aspekten 
und historischen Verzögerungen, ständig 
falschen politischen Entscheidungen so-
wie langfristigen wirtschaftlichen Schwä-
chen und strukturellen Dynamiken. Seit 
der letzten Jahrtausendwende hat Italien 
einen progressiven wirtschaftlichen und 
produktiven Niedergang erlitten, den ei-
nige, vielleicht übertrieben, mit dem des 
Bel paese im 17. Jahrhundert am Ende der 
Renaissance vergleichen – einen Verfall, 
den die finanzielle und wirtschaftliche 
Krise im Jahr 2008 und die darauf fol-
gende Staatsverschuldung auf höchst ge-
waltsame Weise beschleunigt haben.

aUSWIRKUnGEn  
DER  FInanZKRISE

Man denke nur daran, dass die Rezession, 
die in Italien auf die Krise folgte, ähnliche 
Auswirkungen wie die eines Krieges hatte: 
Das Land verlor ein Viertel der verarbei-
tenden Industrie, die Arbeitslosigkeit stieg 
auf dreizehn Prozent an, und die Jugend-
arbeitslosigkeit lag über 42 Prozent. Das 
Bruttoinlandsprodukt sank um etwa zehn 
Prozentpunkte, und auch heute noch, 
zehn Jahre später, ist Italien ärmer als in 
den Jahren vor der Krise. 

Verbreitete Phänomene wie adminis-
trative Ineffizienz und Korruption sowie 
strukturelle Verzögerungen führten zu 
einem wachsenden Misstrauen der öffent-
lichen Meinung gegenüber den Eliten und 
den Parteien. Entsprechend sind antipo-

litische, extremistische und nihilistische 
Positionen in der Bevölkerung weit ver-
breitet, die vor allem den Partito Democra-
tico (PD, Demokratische Partei), der das 
Land von 2013 bis 2018 unangefochten 
mit guten Ergebnissen regiert hat, stark 
zurückgeworfen haben.

FEhlEnDER GEMEInSInn

Wie ist das Paradox zu erklären, dass Ita-
lien, das Land, welches objektiv betrachtet 
den größten finanziellen und wirtschaft-
lichen Vorteil aus der Mitgliedschaft in 
der Eurozone zieht – einer Mitgliedschaft, 
die anfangs stark von den anderen euro-
päi schen Partnern abgelehnt und von  
den Italienern ebenso stark gewünscht 
wurde –, heute von politischen Kräften re-
giert wird, die sogar den Abschied Italiens 
von der gemeinsamen Währung nicht aus-
schließen oder ihn zum Teil sogar für not-
wendig halten? Unterschätzen oder igno-
rieren diese Kräfte das Risiko, dass eine 
solche Entscheidung zu einer wirtschaftli-
chen Katastrophe führen kann, die den 
Zerfall des Landes sowie einen wirtschaft-
lichen Schock für ganz Europa bedeuten 
könnte? Wie lässt sich die schizophrene 
Politik erklären, die die Italiener in ihren 
Klauen zu halten scheint und sie dazu 
bringt, vermehrt Europa zu hassen und 
gleichzeitig den Euro zu lieben?

Sicherlich war es noch nie leicht, Ita-
lien zu verstehen, und heute fällt es schwe-
rer denn je. In der Tat wurzelt „la lunga 
notte dell’Italia“, die „lange Nacht Ita-
liens“, auf uralten Übeln, angefangen mit 
der „Südfrage“ und mit historischen 
Schwächen, vor allem die der Unterneh-
mer-Bourgeoisie des Nordens. Die Schuld 

„la lunga notte dell’Italia“, Angelo Bolaffi
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der herrschenden Klassen, aber auch das 
Fehlen eines kollektiven Gewissens, einer 
„zivilen Religion“ und eines Zusammen-
gehörigkeitsgefühls verhinderten die 
Schaffung einer gemeinsamen Identität, 
wie sie Massimo d’Azeglio mit dem be-
rühmten Satz angemahnt hatte: „Abbi-
amo fatto l’Italia. Ora si tratta di fare gli ita- 
liani.“ („Wir haben Italien gemacht. Jetzt 
geht es darum, Italiener zu machen.“) 2 

Untragbare soziale Unterschiede, aber 
auch ein weitverbreitetes und weitreichen-
des illegales Handeln (jährlich werden fast 
100 Milliarden Euro Steuern hinterzogen!) 
bestätigen ein strukturelles Defizit an öf-
fentlicher Moral. Hinzu kommen Zynis-
mus und Egoismus der politischen Klasse 
und auch der „Besitzindividualismus“ der 
Italiener, ewig schwankend zwischen an-
archischem Aufstand und unterwürfigem 
Opportunismus, als weitere Belege eines 
tief verwurzelten Mangels an Staatssinn.

GEtEIltES UnD 
 UnVOllEnDEtES lanD

Italien ist das zweitgrößte Fertigungsland 
Europas, aber auch das Land, in dem die 
anti-industrielle Kultur am längsten über-
lebt hat. Es verfügt über ein global agie-
rendes Unternehmertum, daneben aber 
auch über einen schwachen Kapitalismus, 
der eigentlich nie den eigenen wirtschaft-
lichen und sozialen Aufgaben gewachsen 
ist. Das Privatvermögen steht im Vergleich 
zum Einkommen hinter Japan an zweiter 
Stelle, gleichzeitig ist der Armutsanteil ei-
ner der höchsten unter den OECD-Staa-
ten. Auch aus geografischer Sicht ist die 
Situation widersprüchlich. Der Norden 
des Landes steht den produktivsten Re-

gio nen Deutschland nicht nach, auch in 
 Bezug auf die Effizienz des öffentlichen 
Dienstleistungssektors, während einige 
Teile des Südens kaum mit den weiter 
fortgeschrittenen Ländern Nordafrikas 
konkurrieren könnten.

Wir wissen seit Langem, dass Italien 
ein geteiltes und unvollendetes Land ist, 
sowohl in materieller als auch in kulturel-
ler Hinsicht – ein nur zur Hälfte modernes 
Land. Und genau dies war der Grund, wa-
rum die aufgeklärtesten Vertreter des ita-
lienischen „Europäismus“ anfangs dafür 
gekämpft haben, dass sich das Land an 
der Geburt des europäischen Projekts be-
teiligte. Nachdem es dem damaligen deut-
schen Finanzminister Theo Waigel gelun-
gen war, den starken (und verständlichen) 
Widerstand auszuräumen, sprach er vom 
„Kreuz des Südens“: Italien sollte so- 
fort am großen Experiment der Gemein-
schaftswährung teilnehmen können, in 
der Hoffnung, dass eine externe Bindung 
durch die Maastricht-Kriterien und die 
von den Regierungen der Eurozone an-
schließend eingeführten Neuregelungen 
das Land, seine Bürger, seine politische 
Klasse sowie seine Eliten dazu zwingen 
könnten, die notwendigen ethisch-politi-
schen Reformen zu vollziehen, von denen 
bereits Antonio Gramsci gesprochen hatte.

Auf diese Weise hätte es Italien gelin-
gen können, um eine berühmte Formulie-
rung von Giovanni Agnelli zu verwenden, 
„sich an den Alpen festzuklammern, um 
nicht in die warmen Gewässer des Mittel-
meers abzugleiten“. Es kam jedoch ganz 
anders. Als Italien in eine komplexere, ris-
kantere und weniger geschützte Welt ein-
treten und sich globalen Prozessen stellen 
musste, was sich sowohl als Sprung auf 
dem Weg der europäischen Integration  
als auch als Exposition gegenüber dem 

„la lunga notte dell’Italia“, Angelo Bolaffi

 internationalen Wettbewerb präsentierte, 
hat sich das Land verloren. Als Italien sich 
dazu bereit erklärte, am Experiment der 
gemeinsamen Währung teilzunehmen, 
hätte es die Mechanismen, auf deren Fun-
dament der politische und soziale Kom-
promiss in den Nachkriegsjahren wäh-
rend der sogenannten Ersten Republik 
gründete, radikal reformieren müssen.

„WEnIGER ItalIEnISCh,  
MEhR DEUtSCh“

Mit der Anerkennung der europäischen 
Stabilitätskultur (von wenigen herbei-
gewünscht, von vielen gefürchtet) hätte 
 Italien so etwas wie eine wirtschaftliche, 
 politische und kulturelle Revolution in 
Gang setzen müssen. Fast ein halbes 
 Jahrhundert lang hatte das Land nach ei-
nem „Inflationsmodell“ funktioniert, das –   
gekennzeichnet durch eine „schwache 
Währung“ und „schwache Regierun-
gen“ – das exakte Gegenteil des deutschen 
Modells ist, das auf „Stabilität der Wäh-
rung“ und „Stabilität der Regierungen“ 
basiert. Es hätte sozusagen „weniger itali-
enisch und mehr deutsch“ werden müs-
sen. Aus diesem Grund ist der Vergleich 
mit Deutschland zu einer Art Lackmus-
test geworden, mit dem man Freunde und 
Feinde der euro päi schen Perspektive un-
terscheiden kann.

Dieser ethisch-politische Salto mor-
tale ist gescheitert. Der Euro und Europa 
hätten für Italien nach Risorgimento („Wie-
dererstehung“) und der Resistenza („Wi-
derstand“) die dritte große Etappe auf 
dem Weg in eine vollständig demokra-
tische Moderne sein können. Um die 
Schlacht um den Euro gewinnen zu kön-

nen, hätte Italien eine Art „Regierung der 
öffent lichen Gesundheit“ benötigt, die 
von der historischen Notwendigkeit und 
der strategischen Reichweite einer solchen 
Verpflichtung überzeugt ist und die in der 
Lage hätte sein müssen, die Zustimmung 
der Nation zu gewinnen.

Stattdessen haben die italienischen 
Wähler zweimal, erstmalig zu Beginn  
der 2000er-Jahre unter der Berlusconi- 
Regierung und zuletzt mit den Wahlen 
am 4. März 2018, auf unverantwortliche 
Weise geglaubt, die Probleme und die 
schwierigen und vielleicht schmerzhaften 
Reformen umgehen zu können, indem sie 
sich von den verführerischen Geschichten 
und falschen Versprechungen der populis-
tischen Parteien überzeugen ließen. Denn 
eins sollte klar sein: Die heutige rot-
braune Regierung ist im Wesentlichen das 
Ergebnis der moralischen, politischen und 
sozialen Korruption, die in den Jahren 
 Silvio Berlusconis entstanden ist, den die 
Lega  – damals von Umberto Bossi und 
heute von Matteo Salvini angeführt, der 
die aktuelle Regierung dominiert – nicht 
ganz zufällig entscheidend unterstützt hat.

„DEUtSChES EUROPa“ alS 
SÜnDEnBOCK

Die finanzielle und wirtschaftliche Krise 
hat die historische Zustimmung der Italie-
ner in Bezug auf Europa zerstört, indem 
der „Geist einer deutschen Hegemonie“ 
wieder zum Leben erweckt wurde. Im All-
gemeinen ist die dominante Er zählung 
vorherrschend geworden, dass Deutsch-
land ein Feind Italiens sei, und zwar nicht – 
und nun das Paradox –, weil es anti-euro-
päisch, sondern weil es  Verteidiger der 
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Europäischen Verträge und ihrer genauen 
Anwendung ist. Das Land, das über ein 
halbes Jahrhundert lang unbestritten an 
der Spitze des „Europäismus“ stand, fiel 
einem ebenso verbitterten wie machtlosen 
Groll gegenüber Europa und vor allem ge-
gen Deutschland zum Opfer.

Die schleichende Entfremdung, die in 
den Jahren der Berlusconi-Regierung auf-
getaucht ist, beherrscht einen großen Teil 
der öffentlichen Meinung und einen klei-
neren der Führungseliten; sie ist in eine 
offene Feindseligkeit gegenüber dem ehe-
maligen Verbündeten umgeschlagen. Das 
„deutsche Europa der strengen  Sparpolitik“ 
dient nun als Sündenbock. Die beiden Län-
der, die aus historischen und politischen 
Gründen nach der Katastrophe des Zwei-
ten Weltkriegs in enger Zusammenarbeit 
den Aufbau des „europäischen Hauses“ 
vorangetrieben hatten und die Protagonis-
ten einer intensiven intellektuellen Osmose 
waren, bedienten sich nach und nach auf 
politischer, wirtschaftlicher und kulturel-
ler Ebene eines unterschied lichen Vokabu-
lars. Aus diesem Grund können sie sich 
nicht mehr verständigen oder verstehen.

Übersetzung aus dem Italienischen: 
Übersetzungsbüro Perfekt, München

1 Pierre Rosanvallon: La contre-démocratie. La poli-
tique à l’âge de la défiance, Seuil, Paris 2006.  
In Deutschland unter dem Titel „Die Gegen-Demo-
kratie“  erschienen (Hamburger Edition, 2017).

2 Anmerkung der Redaktion: Dieser Satz gilt allge-
mein als Aufruf zur Schaffung einer italienischen 
nationalen Identität im Sinne der Französischen 
Revolution, also die Vereinigung des „Volkes“, das 
sich bewusst ist, durch Merkmale wie eine gemein-
same Sprache, eine gemeinsame Geschichte  
und eine gemeinsame Religion geistig vereint zu 
sein, in einem Staat, der durch den kollektiven 
 Willen der Menschen geschaffen wurde.

Spitzenreiter mit 
Reformbedarf

Die Europäische Union und die Weltwirtschaft

Nach der Euro- und Wirtschaftskrise in den 
Jahren seit 2010 verzeichnet die Europäische 
Union (EU) derzeit einen soliden Wirtschafts-
aufschwung in allen Mitgliedstaaten. Der An-
teil Europas an der Weltwirtschaft beträgt 

rund 30 Prozent. Das europäische Wirtschaftswachstum ist 2018 mit 2,1 Pro-
zent sogar größer als das in Deutschland mit 1,6 Prozent. Eine Analyse der 
Dauer von Aufschwungsphasen zeigt, dass Europa im Vergleich zur Weltwirt-
schaft sogar unerwarteter Spitzenreiter ist. Seit den 1970er-Jahren liegt die 
durchschnittliche Dauer eines europäischen Wirtschaftsaufschwungs bei über 
dreißig Quartalen; sie ist mithin deutlich höher als in den USA und  Japan 
(SVR Wirtschaft, 2018).

Die wirtschaftliche Entwicklung der Eurozone ist ebenso positiv. 
Noch nie war die Zustimmung zum Euro so hoch und die Arbeitslosigkeit  

BODO hERZOG
Geboren 1976 in Meersburg am 
 Bodensee, Professor für Volkswirt-
schaftslehre, ESB Business School 
der Hochschule Reutlingen.

„la lunga notte dell’Italia“, Angelo Bolaffi
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so niedrig wie heute (siehe Tabelle unten). Der kontinuierliche Anstieg der 
 Exporte innerhalb Europas ist ein weiteres Zeichen für eine verstärkte Integ-
ration des Binnenmarktes und steigenden Wohlstand. Diese Kennzahlen sind 
beeindruckend, doch überzeugen sie viele Europakritiker dennoch nicht.

Insofern ist der Blick ebenfalls auf die alltäglichen und sozialen Zu-
sammenhänge zu lenken. In Zeiten globaler Herausforderungen manifestiert 
sich der wahre Wert der EU auch in Freiheit und Stabilität. Gerade der Brexit 
zeigt, was in Gefahr gerät, wenn man die EU verlässt.

SChlÜSSElInDIKatOREn ZUR  
WIRtSChaFtlIChEn EntWICKlUnG

2000 2010 2017

Wachstumsrate Euroraum (in Prozent) 3,8 2,1 2,4

Arbeitslosigkeit Euroraum (in Prozent) 8,9 10,2 8,3

Zustimmung zum Euro (good thing ) — 56,0 64,0

Binnen-EU-Güterexport in Relation zum BIP 17,2 19,9 20,8

Integrationsindex Binnenmarkt 61,8 73,9 75,9

Quelle: AmCham EU (2017), EZB (2018), Eurostat (2018)

Mit dem bevorstehenden Austritt Großbritanniens verlieren das Land und 
seine Bürger zahlreiche Vorzüge. Der interne Nutzen des Binnenmarkts ist 
charakterisiert durch einen einfachen Marktzugang in allen Mitglieds ländern 
und folglich einen größeren Absatzmarkt. Mithin impliziert das mehr Wett-
bewerb, niedrigere Güterpreise und größere Produktvielfalt – zum Wohle 
 aller EU-Bürger. Britische Unternehmen warnen unisono vor dem Verlust 
dieser internen Vorteile, insbesondere auch in lebenswichtigen Bereichen wie 
der Arzneimittelversorgung.

Die externen Vorteile des Binnenmarktes sind ebenso relevant. Die  
EU hat in den letzten Jahren zahlreiche Freihandelsabkommen mit anderen 
 Ländern und Regionen der Welt abgeschlossen. Die Vorzüge dieser Handels-
abkommen darf jedes Mitgliedsland in Anspruch nehmen. Unbestreitbar ist, 
dass die EU-Kommission ein großes politisches und ökonomisches Gewicht 
einbringt, da sie für gut 500 Millionen EU-Bürger verhandelt. Ein einzelner 
europäischer Nationalstaat verfügt über weit weniger Verhandlungsmacht. 
Der Verlust der externen Dimension des Binnenmarkts bereitet Großbritan-
nien – trotz geplanter bilateraler Handelsabkommen – ebenso Kopfzerbrechen.

Vor diesem Hintergrund ist es umso erstaunlicher, dass zuletzt in der 
EU und Deutschland geplante Handelsverträge wie CETA (Comprehensive 

Economic and Trade Agreement) oder TTIP (Transatlantic Trade and Investment 
Partnership) mehrheitlich Ablehnung erfahren haben. Kurzum: Die 
Trump’sche Idee des Protektionismus und des starken Nationalstaats ist auch 
in Europas Köpfen en vogue (Herzog, 2015; Herzog/Däubler-Gmelin, 2016). 
Richtig ist: Die Bürger haben sehr wohl verstanden, dass der Wohlstand – ins-
besondere der des Exportweltmeisters – vom internationalen Handel abhängt. 
Zugleich erfahren die Bürger jedoch auch die Kehrseite der Globalisierung: 
Arbeitsplätze werden in Billiglohnländer verlagert; der Niedriglohnsektor 
bietet kaum Aufstiegsmöglichkeiten; die Einkommens- und Vermögens-
ungleichheit wächst, und internationale Konzerne kommen oftmals nicht ih-
rer sozialen und ethischen Verantwortung nach.

nOtWEnDIGE ORDnUnGSPOlItISChE  
MODERnISIERUnG

Diese negativen Aspekte sind allerdings ein Merkmal nationalen Politikversa-
gens, denn die Arbeitsmarkt-, Sozial- und Steuerpolitik obliegt der Verant-
wortung der Nationalstaaten und nicht der EU! Aufklärung der Bürgerinnen 
und Bürger tut not, um nicht nachhaltig die Grundlage des Wohlstands – den 
freien Handel – zu verteufeln. Es ist angebracht, die Globalisierung mit euro-
päischen und nationalen Maßnahmen zu flankieren. Sichere Arbeit, gute 
Löhne sowie eine stabile Rechtsgemeinschaft sind die Grund lagen der Sozia-
len Marktwirtschaft – mit und ohne Globalisierung.

Es gibt jedoch auch indirekte und in westlichen Industriestaaten un-
bemerkte Erfolge des Welthandels. Nobelpreisträger Angus Deaton belegt, 
dass durch offene Märkte, wie beispielsweise den europäischen Binnenmarkt, 
die globale Armut sowie die Ungleichheit zwischen den Staaten rückläufig ist 
(Deaton, 2017).

Allerdings befindet sich Europa in einem Spannungsfeld mit der Welt-
wirtschaft. Die europäische Erfolgsbilanz darf nicht über die neuen Heraus-
forderungen hinwegtäuschen. Aus ökonomischer Sicht sind das die Gestaltung 
des digitalen EU-Binnenmarktes, die Gestaltung der Rahmenbedingungen 
für eine alternde Gesellschaft, der aufkommende Protektionismus sowie die 
Stabilisierung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU). 
Zur Sicherung des Wohlstands ist eine ordnungspolitische Modernisierung 
der „Sozialen Marktwirtschaft“ notwendig.

Die Gestaltung der Digitalwirtschaft mit der anschließenden Voll-
endung eines digitalen EU-Binnenmarktes ist eine omnipräsente Heraus-
forderung. Derzeit liegt der grenzüberschreitende Internethandel in Europa 
abgeschlagen bei knapp 20 Prozent. Die digitale Infrastruktur für E-Govern-
ment oder E-Health sowie die Erforschung der Künstlichen Intelligenz sind im 
internationalen Vergleich in Deutschland und Europa unterdurchschnittlich 
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(Euro stat, 2017). Im Unterschied zur öffentlichen Bildungs- oder Verkehrs-
infra struktur ist die digitale Infrastruktur privatisiert und an Profitinteressen 
ausgerichtet.

Ein weiteres ordnungspolitisches Problem sind die Entwicklung und 
das Angebot digitaler Geschäftsmodelle von jedem Ort der Welt. Sie sind so-
mit äußerst mobil und entziehen sich leicht der staatlichen Regulierung und 
Besteuerung. Eine aktuelle Studie (Herzog, 2018a) zeigt den fundamentalen 
Mehrwert der digitalen Plattformen wie etwa Google oder Facebook. Nutzer 
sind bereit, für die Google-Suchmaschine pro Woche gut 120 Euro und für 
Facebook gut 30 Euro zu bezahlen. Das bedeutet: Digitale Plattformgüter 
sind keine freien Güter, obwohl der Preis der Nutzung null beträgt. Das Ange-
bot von Plattformgütern sollte demgemäß der staatlichen Regulierung und 
Aufsicht unterliegen, insbesondere der Wettbewerbsregulierung (The Econo-
mist, 2018). Einerseits muss freier Marktzugang garantiert sein, andererseits 
die Monopolbildung unterbunden werden.

Neben diese langfristige Gestaltungsaufgabe tritt noch die Frage der 
disruptiven Transformationsphase. In einem Forschungsprojekt werden dazu 
neuartige ordnungspolitische Antworten entwickelt. Im Zentrum stehen 
Überlegungen, ob das Wettbewerbsrecht den Marktzugang in der Digital-
wirtschaft garantieren sowie die Tendenz der Monopolbildung vermeiden 
kann, ob die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung modernisiert werden muss 
und wie eine moderne Arbeitsmarktpolitik in der Digitalwirtschaft aussieht.

Zur Bekämpfung von Steuervermeidungsstrategien in der Digitalwirt-
schaft ist ein internationales oder europäisches Vorgehen trotz der Kritik des 
Sachverständigenrates, eine digitale Mindestbesteuerung könne „eine Zwi-
schenlösung darstellen, soweit sie einen ökonomisch sinnvollen Steuerwett-
bewerb nicht einschränkt“ (SVR Wirtschaft, 2018, S. 19), zu befürworten. 
Allerdings löst eine Digitalsteuer nicht den fortschreitenden digitalen Struk-
turwandel, sondern mildert lediglich das Symptom der bislang unzureichen-
den ordnungspolitischen Rahmensetzung.

FOlGERUnGEn aUS DEM  
DEMOGRaFISChEn WanDEl

Die Digitalisierung hilft, die Folgen des demografischen Wandels abzumil-
dern. Dennoch sind die europäischen Mitgliedsländer dieser Entwicklung in 
den kommenden Jahrzehnten besonders stark ausgesetzt (siehe Abbildung 
Seite 57). Der Schlüssel der demografischen Herausforderung ist zuallererst 
die Befähigung der Bevölkerung, die Chancen des digitalen Wandels zu  nut- 
zen. Dies erfordert ein unabhängiges modernes Bildungssystem mit besseren 
finanziellen Rahmenbedingungen und unter anderem auch eine Rück-
besinnung auf das Humboldt’sche Bildungsideal. Verkrustete Strukturen in 
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 unserem Bildungssystem (Bologna) bieten wenig Spielraum, der Heraus-
forderung zu begegnen. Auch die Isolation der europäischen Arbeitsmärkte 
 erschwert Maßnahmen zur Linderung der demografischen Lücke und zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Dennoch zeigt sich, dass Länder, die 
Strukturreformen umsetzen, durch verbesserte Arbeitsmarktpartizipation 
und höhere Wettbewerbsfähigkeit profitieren (De Grauwe et al., 2018). Die 
Skaleneffekte des Binnenmarkts sind mitunter ein unschlagbarer Standort-
vorteil Europas.
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Insbesondere bei den großen Herausforderungen unserer Zeit sollten wir 
 zunächst europäisch und international denken. So könnte die Vernetzung 
Europas mit der Weltwirtschaft einen Beitrag zur Entschärfung des demogra-
fischen Wandels leisten. Hingegen gefährdet wirtschaftlicher Isolationismus 
den Wohlstand.

Deutschland und Europa sind eine offene Volkswirtschaft. Der inter-
nationale Handel trägt maßgeblich zum Wohlstand bei. Nach Jahrzehnten 
der Liberalisierung und globalen Wirtschaftswachstums gewinnt seit der 
Amtsübernahme durch US-Präsident Donald Trump der Protektionismus an 
Einfluss. Obwohl die protektionistischen Maßnahmen der Vereinigten Staa-
ten die Zollsätze teils erhöht haben, kann noch nicht von einem Handelskrieg 
gesprochen werden (SVR Wirtschaft, 2018, S. 12 ff.). Nach wie vor besteht die 
Chance, in Verhandlungen ein für beide Seiten gewinnbringendes Frei-
handels abkommen abzuschließen (EU-Kommission, 2018).

Es liegt im deutschen und europäischen Interesse, wenn die EU- 
Kommission innerhalb der Welthandelsorganisation (WTO) auf die ameri-
kanischen Regel verletzungen hinweist und zugleich versucht, die WTO zu 
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 reformieren. Im Übrigen zeigt die Debatte, dass eigene protektionistische 
 respektive industrie politische Maßnahmen nicht im langfristigen Interesse 
Europas liegen.

Die hinter dem aktuellen Protektionismus stehenden gesellschafts-
politischen Motive sind allerdings weitreichender. Dani Rodrik (2017) zeigt, 
dass die sogenannte Anti-Bewegung, unter anderem Anti-Europa, Anti-Han-
del, Anti-Migration und so weiter, ein Charakteristikum des modernen Popu-
lismus darstellt, der auch mit der Überlagerung des Postfaktischen verwoben 
ist. Insoweit ist die Lösung des aufkommenden Protektionismus und Natio-
nalismus vielschichtiger. Ein neuartiger Lösungsansatz aus der Wissenschaft 
ist die Umsetzung „inklusiver Kommunikation“ (Herzog, 2018 b). Mithin sollte 
das gesamte Spektrum der Informationsverteilung von den pluralistischen 
Medien dargestellt werden.

Der Euro ist mit einem Anteil von gut zwanzig Prozent die zweitgrößte 
Weltreservewährung nach dem US-Dollar – allerdings mit fallender Tendenz. 
Dies deutet auf die internen Herausforderungen der Währungsunion hin. Die 
Debatte über die Zukunft der Währungsunion ist in vollem Gang. Mit der 
Europarede des französischen Präsidenten an der Universität Sorbonne vom 
26. September 2017 und den Vorschlägen der EU-Kommission vom 6. De-
zember 2017 sind erste Reformpfade beschrieben (Herzog, 2018 c).

Die Pläne der italienischen Regierung dürften allerdings die zöger liche 
deutsche Haltung bestärken. Das italienische Regierungsbündnis zwischen 
der Fünf-Sterne-Bewegung und der Lega Nord enthält nicht nur für die Wäh-
rungsunion, sondern auch für die EU Sprengstoff. Die Wahlgeschenke umfas-
sen den Abbau von Steuern, die Absenkung des Renteneintrittsalters und ein 
monatliches Mindesteinkommen von 760 Euro. Die EU-Kommission ist be-
reits alarmiert. Wie sollten sich die europäische Politik und die Bundesrepu-
blik verhalten?

StÄRKUnG DER MaRKtKRÄFtE

Die Daten zeigen das italienische Dilemma: Der Schuldenstand von 130,8 Pro- 
zent wird weiterhin steigen und nicht – wie von der EU-Kommission und im 
Stabilitätsprogramm anvisiert – konsolidiert. Zugleich imaginiert die italieni-
sche Regierung ein optimistischeres Wirtschaftswachstum, was die Erreichung 
der Haushaltsziele nochmals unglaubwürdiger macht.

Herzog und Ferencz (2019) zeigen, dass Italien keine Nachhaltigkeit 
der Staatsverschuldung attestiert werden kann. Am 21. November 2018 hat 
sich die EU-Kommission für die Einleitung eines Defizitverfahrens gemäß 
Stabilitäts- und Wachstumspakt ausgesprochen. Sollte Italien den Markt-
zugang zur Finanzierung der exzessiven Staatsverschuldung verlieren, könn- 
te es Hilfsgelder beim Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM)  unter 

 Einhaltung der Konditionalität beantragen. Als Ultima Ratio wird die  Euro- 
 päische Zentralbank erstmals das Outright Monetary Transactions-Programm 
(OMT- Programm) aktivieren.

Gewiss bilden der Stabilitäts- und Wachstumspakt von 1997 sowie das 
Europäische Semester aus dem Jahr 2011 zentrale Bausteine für die Stabilität 
der Währungsunion (Herzog, 2016). Allerdings gibt es noch etwas Wertvolle-
res in der Währungsunion: Marktkräfte!

Gelänge es, die Marktkräfte zu stärken und damit ein glaubwürdiges 
No-Bailout (Haftungsausschluss der Europäischen Union sowie aller Mit-
gliedstaaten für Verbindlichkeiten einzelner Mitgliedstaaten nach Artikel 125, 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union [AEUV]) zu signalisie-
ren, wäre der Euro stabilisiert, und zwar ohne weder die demokratisch ge-
wählte Regierung in Italien noch deren Bürger in Misskredit zu bringen. In-
folge eines glaubwürdigen No-Bailout würden die Refinanzierungskosten der 
italienischen Staatsschulden ansteigen – wie bereits ansatzweise zu beobach-
ten ist. Diese Marktreaktion ist im Interesse aller Europäer, denn die Folgen 
einer Schulden- und Wirtschaftskrise träfen ohnehin die europäischen Bür-
ger am härtesten.

Die Stärkung der Marktkräfte in der regelbasierten Währungsunion 
ist ein zentraler Reformbaustein (Herzog/Hengstermann, 2013). Die Eurozone 
beruht auf dem Fundament von Eigenverantwortung und Haftung in einer 
Hand. Das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach betont, dass eine Stabili-
tätsunion der Balance von Regeln und Marktkräften bedarf. Die Modernisie-
rung der Währungsunion sollte einerseits eine stärkere politische Stabilitäts-
verantwortung beinhalten und andererseits die Marktkräfte ertüchtigen. 
Dazu sind ein Abwicklungsmechanismus für überschuldete Mitgliedstaaten 
sowie das Zurechtrücken der originär politischen und der originär geldpoliti-
schen Verantwortung notwendig (Herzog, 2017; Herzog/Ferencz, 2019).

Diese Reformstrategie liegt im europäischen und nationalen Stabili-
tätsinteresse. Solide und europafreundliche Mitgliedstaaten profitieren davon; 
indes würde die nationalistische oder reformunwillige Politik automatisch 
von den Märkten sanktioniert. Die Anzeichen einer sich andeutenden schwä-
cheren Wirtschaftsdynamik sollten als Motivation verstanden werden, sich 
entschlossen den Aufgaben zu stellen und die Reformmüdigkeit zu über-
winden. Die größte Herausforderung besteht darin, das Reformtempo aufzu-
nehmen, sodass die Europäische Union für die Bürgerinnen und Bürger zu-
kunftssicher ausgestaltet wird.

Die Politik sollte zentrale Elemente der Sozialen Marktwirtschaft – 
wie Eigenverantwortung und Haftung, freien Handel sowie die Wettbewerbs-
ordnung – selbst unter dem Eindruck der vielfältigen Herausforderungen nicht 
infrage stellen.
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Handeln und 
Haften

Reformen für eine krisenfeste Währungsunion

Die Einigung Europas nach dem Zweiten 
Weltkrieg war eine politische Vision. Zu Recht 
gelten Frieden und Stabilität als die größten 
Errungenschaften der Europäischen Union 
(EU). Ein Schrittmacher der Einigung Europas 
war nicht zuletzt die Integration der europäi-
schen Volkswirtschaften. Wirtschaftliche In-
tegration kann den Wohlstand auf vielfache 
Weise steigern: Der freie Handel erlaubt, dass 

sich jeder auf das spezialisiert, was er am besten kann. Größenvorteile können 
besser genutzt werden. Außerdem bedeutet ein größerer Markt mehr Wett-
bewerb, und dieser fördert wiederum Innovation und Produktivität. Verbrau-
cher profitieren von niedrigeren Preisen und erweiterter Produktvielfalt.
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Die Wirtschafts- und Währungsunion war bislang der mutigste Schritt hin zu 
stärkerer wirtschaftlicher Integration. Mit ihr wurde insbesondere das Ver-
sprechen stabiler Preise gegeben. Zwanzig Jahre nach seiner Einführung ist 
der Euro eine nach innen und außen stabile Währung. Die durchschnittliche 
Teuerungsrate im Euroraum beläuft sich seit 1999 auf 1,7 Prozent. Das Ver-
sprechen einer stabilen Währung für Europa konnte also gehalten werden.

Die Finanz- und Staatsschuldenkrise hat den Euroraum jedoch in sei-
nen Grundfesten erschüttert. Millionen von Menschen wurden arbeitslos. Für 
einzelne Mitgliedsländer wurden umfangreiche Rettungspakete geschnürt, 
deren Auflagen dort zum Teil als sehr hart und als Einmischung in nationale 
Angelegenheiten wahrgenommen wurden. In den Hilfe gewährenden Län-
dern wurde die Unterstützung mitunter als Einstieg in eine Transferunion 
erachtet. Dabei darf nicht aus dem Blick geraten, dass die Finanzkrise ihren 
Ursprung in den USA nahm und auch andere Länder traf, etwa das Vereinigte 
Königreich. Sie verband sich später mit der Staatsschuldenkrise, die Fehlent-
wicklungen in einzelnen Mitgliedsländern, aber auch Schwachstellen im Ord-
nungsrahmen der Währungsunion offenlegte.

Das sollte nicht die Wohlfahrtsgewinne der wirtschaftlichen Integra-
tion insgesamt vergessen lassen. Studien belegen, dass Europa durch das Zu-
sammenwachsen seiner Volkswirtschaften wohlhabender geworden ist – mit 
einem geschätzten Anstieg der Wirtschaftsleistung von fünf Prozent bis über 
25 Prozent.1 Dabei ist der zusätzliche Wohlstand in Europa verhältnismäßig 
breit verteilt. Gemäß Eurostat-Daten ist der Gini-Index, ein oft genutztes 
Maß für wirtschaftliche Ungleichheit, weder in Deutschland noch in Frank-
reich, Spanien, Italien oder Griechenland heute höher als zu Beginn des ge-
meinsamen Binnenmarktes.

WEGFall DES  
„ÜBERDRUCKVEntIlS“

Klar ist: Der Wegfall des Wechselkurses als eine Art „Überdruckventil“ zur 
Anpassung stellt höhere Anforderungen an Flexibilität und Widerstands-
fähigkeit der nationalen Volkswirtschaften. Wenn zum Beispiel die Löhne 
stärker als die Produktivität steigen und die Wirtschaft dadurch an Wettbe-
werbsfähigkeit verliert, lässt sich diese Schere nicht mehr einfach durch ein 
Abwerten der nationalen Währung schließen. Notwendig sind dann langwie-
rige und vielfach schmerzhafte Anpassungen, etwa über Lohnkürzungen 
oder Stellenabbau.2 

Die Reformen in den von der Schuldenkrise betroffenen Mitgliedstaa-
ten waren daher unausweichlich, um verlorene Wettbewerbsfähigkeit zurück-
zuerlangen und die Widerstandsfähigkeit der Volkswirtschaften dauerhaft zu 
erhöhen. Hier wurden durchaus Fortschritte erzielt,3 jedoch es bleibt noch 

viel zu tun. Handlungsbedarf besteht zudem in Ländern, die vergleichsweise 
gut durch die Krise gekommen sind – man denke nur an den demografischen 
Wandel, der Deutschland in ganz besonderer Weise betrifft.

Die Mitgliedstaaten müssen in der Lage sein, mit der gemeinsamen 
Geldpolitik zurechtzukommen, auch wenn sie von länderspezifischen 
Schocks getroffen werden. Daher sind in einer Währungsunion flexible Gü-
ter- und Arbeitsmärkte unverzichtbar. Doch genauso wichtig ist ein effizien-
tes und widerstandsfähiges Finanzsystem. Schließlich sind Verschuldungs-
krisen nur dann möglich, wenn Kreditgeber Risiken falsch einschätzen oder 
leichtfertig Mittel vergeben.

Wie können wir sicherstellen, dass Anreize zu sorgfältiger Kreditver-
gabe gewahrt werden? Um mit Walter Eucken zu sprechen: „Wer den Nutzen 
hat, muss auch den Schaden tragen.“ Dass Finanzinstitute Verluste selbst tra-
gen und im Extremfall auch abgewickelt werden können, ist nicht nur eine 
Frage der Gerechtigkeit, sondern Bedingung für nachhaltiges Wirtschaften. 
Deshalb war die Schaffung der Bankenunion ein wichtiger Schritt auf dem 
Weg zu einer stabilen Architektur der Währungsunion. Sie legt unter ande-
rem fest, dass für Verluste von Banken zunächst die Eigentümer und Gläubi-
ger haften und erst in einem allerletzten Schritt auch gemeinschaftliche Gel-
der zur Sanierung oder Abwicklung herangezogen werden dürfen.

antWORtEn aUF DIE KRISE

Eine weitere Antwort auf die Krise war die Einrichtung des Europäischen Sta-
bilitätsmechanismus (ESM). Seine Finanzhilfen erlauben den Staaten eine 
gestreckte und geordnete wirtschaftliche Anpassung. Dadurch wird der Ge-
fahr begegnet, dass aus einer Krise in einem Mitgliedsland eine Bedrohung 
für das Finanzsystem im Euroraum insgesamt wird. Im Gegenzug verpflich-
tet sich der Staat zu Wirtschaftsreformen.

Die Regeln des ESM sehen vor, dass er nur vorübergehend illiquiden, 
nicht aber insolventen Mitgliedstaaten helfen darf. Ob ein Mitgliedsland nur 
vorübergehend illiquide oder zahlungsunfähig ist, lässt sich in einer akuten 
Notlage aber kaum abschließend feststellen. Die Bundesbank schlägt vor, die 
Anleihebedingungen für neu begebene Staatsanleihen im Euroraum dahin-
gehend zu ergänzen, dass automatisch eine dreijährige Laufzeitenverlän-
gerung in Kraft tritt, sobald ein Staat ein ESM-Programm erhält.4 Auf diese 
Weise blieben die Altgläubiger im Fall eines Hilfsprogramms in der Verant-
wortung. Entscheidungen über eine Restrukturierung können dann im wei-
teren Verlauf bei einem gesicherteren Ausblick auf die Schuldentragfähigkeit 
getroffen werden. Das „Pulver“ des ESM wird trocken gehalten, weil weniger 
Mittel zur Ablösung fällig werdender Titel benötigt werden. Die Steuerzahler 
der Hilfe gebenden Staaten werden geschont.
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Für den Überschuldungsfall sollte ein Mechanismus zur effektiven Krisen-
bewältigung die Möglichkeit zur Restrukturierung der Schulden beinhalten. 
Die Staats- und Regierungschefs haben sich im Dezember darauf geeinigt, 
dass der ESM bei Bedarf und auf Anfrage eines Mitgliedslandes eine koordi-
nierende Rolle für den Fall einer Restrukturierung von Staatsanleihen über-
nehmen kann. Zudem sollen die Klauseln vereinfacht werden, die Pro bleme, 
wie etwa den Erwerb von Sperrminoritäten im möglichen Fall einer Restruk-
turierung, verhindern sollen. Das sind notwendige Schritte auf dem Weg hin 
zu einem geordneten Verfahren der Restrukturierung von Staatsanleihen.

Eine solche Restrukturierung darf nicht das Finanzsystem in die Knie 
zwingen. In diesem Zusammenhang spielt insbesondere die regulatorische 
Privilegierung von Bankforderungen gegenüber Staaten eine Rolle. Bisher 
dürfen Banken Anleihen des heimischen Staates in unbegrenzter Höhe erwer-
ben und müssen diese kaum oder gar nicht mit Eigenkapital unterlegen. Das 
kann zu einer starken Verflechtung der Banken mit der fiskalischen Situation 
ihres Heimatlandes führen – ein Zustand, der sich ändern muss, wenn die 
Währungsunion dauerhaft stabil sein soll.

VORaUSSEtZUnGEn FÜR EInE  
EUROPÄISChE EInlaGEnSIChERUnG

Die Beendigung der regulatorischen Vorzugsbehandlung von Forderungen 
gegenüber Staaten ist auch aus einem anderen Grund wichtig. So wird als 
 zusätzliche Säule der Bankenunion eine gemeinsame europäische Einlagen-
sicherung diskutiert. Sie kann das Risiko eines „Bank Run“ verringern und 
würde damit zu einem stabileren Finanzsystem beitragen.

Die regulatorische Privilegierung hat ermöglicht, dass ein großer Teil 
der Staatsanleihen im Euroraum in den Büchern der Banken des jeweiligen 
Sitzstaates liegt. Eine regulatorische Verpflichtung zu einer adäquaten Behand-
lung der damit einhergehenden Risiken besteht aber gerade nicht. Versichert 
man in solch einer Situation im Euroraum Bankenrisiken, versichert man in-
direkt fiskalische Risiken. Es bestünde die Gefahr, dass künftig fiskalische 
Risiken in das nationale Bankensystem verschoben und über die Einlagenver-
sicherung vergemeinschaftet würden.

Darüber hinaus müssen die bestehenden Risiken in den Büchern der 
Banken aus Zeiten nationaler Eigenverantwortung hinreichend abgebaut 
sein, bevor eine gemeinsame Einlagenversicherung eingerichtet werden kann. 
Zu diesen Altlasten zählen neben den Staatsanleihen die Bestände an notlei-
denden Krediten. Dabei sind einige Mitgliedsländer von diesem Problem nach 
wie vor sehr viel stärker betroffen als andere.

Wie die Diskussion über weitere Schritte in der Bankenunion zeigt, 
muss das Ziel der Reformen für eine krisenfestere Währungsunion sein, 

 Handeln und Haften wieder stärker in eine Hand zu legen. An diesem Prinzip 
sollten wir uns auch orientieren, wenn wir die fiskalische Architektur der 
Währungsunion diskutieren.

GlEIChGEWICht VOn hanDEln UnD haFtEn

Die Staatsschuldenkrise hat die grundsätzliche Frage aufgeworfen, ob eine 
Währungsunion mit gemeinsamer Geldpolitik, aber mit dezentralen Wirt-
schafts- und Finanzpolitiken dauerhaft funktionieren kann. Eine solche Kon-
struktion kann verstärkt Anreize zur Verschuldung setzen, insbesondere 
dann, wenn die Aussicht besteht, die Kosten der Verschuldung zumindest 
zum Teil auf andere Mitgliedstaaten zu verlagern.

Ökonomen kennen dieses sogenannte Allmendeproblem auch aus ande-
ren Bereichen. Nehmen wir als Beispiel die Überfischung: Überfischung durch 
einen einzelnen Fischer verringert die Verfügbarkeit von Fischen für andere 
Fischer und gefährdet langfristig den Fischbestand insgesamt. Sie ist also für 
die Gemeinschaft der Fischer schädlich. Aus Sicht des einzelnen Fischers ist 
es jedoch attraktiv, einen möglichst großen Fang zu machen und nicht auf 
andere Fischer oder künftige Generationen von Fischern Rücksicht zu neh-
men. Eine denkbare Lösung für das Allmendeproblem ist eine Zentralisie-
rung: Wenn für gemeinsame Fischgründe verbindliche Fangquoten für jeden 
einzelnen Fischer festgelegt und durchgesetzt werden, ist der Fischbestand 
insgesamt gesichert.

In der Tat zeigen die Erfahrungen beispielsweise der USA, dass eine Fis-
kalunion eine Möglichkeit ist, um fiskalisches Handeln und Haften ins Gleich-
gewicht zu bringen. Das setzt aber die Bereitschaft der Gliedstaaten voraus, 
entsprechende Souveränitätsrechte auf eine europäische Ebene zu übertragen.

Die vergangenen Monate scheinen eher zu bestätigen, dass die Euro-
länder ihre wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungen weiterhin 
selbst treffen wollen. Dann müssen sie dafür aber auch haften. Dazu müsste 
etwa der gegenseitige Haftungsausschluss untermauert werden.

VERtEIDIGUnG DES  
MUltIlatERalEn hanDElSSYStEMS

Über Reformen für eine stabile Währungsunion hinaus steht Europa insge-
samt vor weiteren bedeutenden Herausforderungen. Die Krisen der vergan-
genen Jahre und ihre Bewältigung haben Animositäten und Ressentiments 
geschürt. Auch außerhalb des Euroraums haben populistische Bestrebungen 
regen Zulauf erfahren. Die Menschen empfinden tiefgreifende Veränderungen 
wie Globalisierung und Digitalisierung oft als Bedrohung. Hier ist die Politik 
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gefordert, die Menschen in die Lage zu versetzen, dass sie die Chancen aus die-
sem Wandel für sich nutzen können. Dabei ist Bildung ein wichtiger Schlüssel.

Darüber hinaus wurde einerseits mit der Politik des „America first“ 
ein neues Kapitel in der internationalen Handelspolitik aufgeschlagen. An-
dererseits verfolgt China internationale Ambitionen, etwa mit der „Neuen 
Seiden straße“. Gerade in dieser Situation benötigen wir Europäer eine starke 
Europäische Union. Dabei geht es nicht nur um die Wahrung der eigenen In-
teressen, sondern auch um Sicherung und Weiterentwicklung des multilate-
ralen regelbasierten Handelssystems.

Das ist eine der wichtigen Zukunftsaufgaben der Europäischen Union. 
Es gibt viele Bereiche, in denen Europa nur gemeinsam vorankommen kann. 
Das betrifft vor allem die Bereitstellung europaweiter öffentlicher Güter bezie-
hungsweise Politikbereiche mit externen Effekten über Ländergrenzen hin-
weg. Dazu gehören etwa Verteidigung, Migrationspolitik oder Klimaschutz.

Erst nach Klärung der Aufgaben sollte es um die Frage der Finanzie-
rung gehen. Angesichts nach wie vor hoher öffentlicher Schuldenstände in 
einigen Mitgliedsländern ist darauf zu achten, dass dabei keine neuen Mög-
lichkeiten zur Kreditaufnahme geschaffen werden. Wenn aber Europa weni-
ger über Fragen der Finanzierung oder Verteilung streitet und sich stärker 
darauf konzentriert, die Probleme der Bürger zu lösen, würde dies den Bürge-
rinnen und Bürgern den Vorteil europäischer Lösungen verdeutlichen und so 
das Vertrauen in die EU stärken.

1 Harald Badinger: „Growth Effects of Economic Integration: Evidence from the EU Member 
 States“, Review of World Economics 141, 2005, S. 50–78. Nauro F. Campos, Fabrizio Coricelli,  
Luigi Moretti: „Economic Growth and Political Integration: Estimating the Benefits from 
 Membership in the European Union Using the Synthetic Counterfactuals Method“, in: IZA 
 Discussion Paper Nr. 8162, 2014. Andrea Boltho und Barry Eichengreen: „The Economic Impact  
of European Integration“, CEPR Discussion Paper Nr. 6820, 2008.

2 Deutsche Bundesbank: „Lohndynamik bei hoher Arbeitslosigkeit im Euro-Raum“,  Monatsbericht 
Dezember 2016.

3 Deutsche Bundesbank: „Anpassungsprozesse in den Ländern der Wirtschafts- und Währungs-
union“, Monatsbericht Januar 2014.

4 Deutsche Bundesbank: „Ansatzpunkte zur Bewältigung von Staatsschuldenkrisen im Euro-Raum“,  
Monatsbericht Juli 2016.

Bitte keine 
blumigen Sprüche!

Europa und die Ostdeutschen

lOREnZ CaFFIER
Geboren 1954 in Weixdorf bei Dresden, 
stellvertretender Ministerpräsident  
und Minister für Inneres und Europa des 
Landes Mecklen burg-Vorpommern.

Als mich die Redaktion dieser Zeitschrift 
ansprach, ob ich mir vorstellen könne, 
 einen Meinungsbeitrag zum Thema „Eu-
ropa und die Ostdeutschen“ zu verfassen, 
brauchte ich etwas Bedenkzeit. Einerseits, 
weil bereits zahlreiche soziologische und 
politikwissenschaftliche Analysen dieses 
Thema aufgreifen. Sie befassen sich unter 

anderem mit sozio-ökonomischen Unter-
schieden zwischen Ost und West, der 
 Sozialisation der Ostdeutschen, den ge-
schichtlichen Zusammenhängen, aber 
auch mit Themen wie Fremdenfeindlich-
keit oder Angst vor Überfremdung. Was 
also hätte ich zu dieser Debatte noch beizu-
tragen? Andererseits handelt es sich um ein 
Thema, mit dem man sich nur in die Nes-
seln setzen kann, noch dazu als Politiker.

Schließlich geht es bei Themen wie 
diesem darum, über eine betroffene Grup- 
pe im Allgemeinen zu sprechen, quasi von 
einem Durchschnittsvertreter (oder einer 
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Vertreterin) in Bezug auf die üblichen 
Merkmale wie Alter, Geschlecht, Ausbil-
dung, Beruf, Einkommen, Elternhaus oder 
Religionszugehörigkeit. Verallgemeinern 
lässt sich allerdings niemand sehr gern.

Schnell wird klar: Der Durchschnitts-
Ossi existiert nicht. Es kann ihn auch gar 
nicht geben, da die Umbrüche durch die 
Wiedervereinigung zu vielfältig waren. In 
Westdeutschland musste mit dem Eini-
gungsvertrag nichts verändert werden – 
außer den Postleitzahlen. In Ostdeutsch-
land hingegen wurde alles komplett auf 
null gestellt.

Aber auch ich frage mich natürlich als 
Ost-Politiker und Minister, der auch für 
europäische Angelegenheiten zuständig 
ist, woher die unterschiedlichen Einstel-
lungen zwischen Ost und West zu Europa 
rühren. Dabei hoffe ich, dass ich in meiner 
Argumentation nicht der Versuchung er-
legen bin, nur ein paar auffällige Beispiele 
als Grundlage für eine ungewollte und 
vollkommen fehlplatzierte Pathologie für 
die rund sechzehn Millionen Menschen in 
den neuen Bundesländern heranzuziehen.

OStDEUtSChE WOllEn tatEn, 
KEInE lEEREn WORtE

Die einen mögen in Europa ein Bürokra-
tiemonster erkennen, andere ein Frie-
densprojekt, wiederum andere eine geo-
politische Macht. Vielen ist das Thema – 
leider – herzlich egal. Es ist also sehr 
schwierig, den Begriff „Europa“ genau zu 
erfassen. Und da fängt das Problem schon 
an: Ostdeutsche mögen sehr verschieden 
sein und unterschiedlich ticken. Von un-
bestimmten Worthülsen – und darauf 
möchte ich besonders hinweisen – haben 

sie aber noch nie viel gehalten. Die Men-
schen hier wollen Taten sehen. Das will 
nicht heißen, dass hinter dem Begriff 
„ Europa“ nicht tatsächlich Taten stecken. 
Ganz im Gegenteil: Noch nie haben wir  
in Europa eine solch lange Zeit des Frie-
dens erleben dürfen. Nur sieben Prozent 
der Weltbevölkerung erwirtschaften hier 
25 Prozent der Weltwirtschaftsleistung. 
Nirgendwo auf der Welt sind so viele Men-
schen so umfangreich gegen soziale Risi-
ken abgesichert wie auf unserem Konti-
nent. Und allein in das Bundesland, das 
ich mit vertreten darf, werden nach Ab-
schluss der laufenden Förderperiode Gel-
der der Europäischen Union (EU) in Höhe 
von etwa zehn Milliarden Euro geflossen 
sein. Die Investitionen kamen der Infra-
struktur und der Entwicklung des länd-
lichen Raumes sowie der Landwirtschaft 
zugute.

Aber die Menschen hier sind vorge-
prägt, was große Worthülsen des Staats 
betreffen: „Ich bitte Sie, mit mir das Glas 
zu erheben und zu trinken: auf die inter-
nationale Solidarität, auf den Frieden und 
das Glück aller Völker, auf den 40. Jahres-
tag unserer Deutschen Demokratischen 
Republik“ (Erich Honecker) – wer als 
Staatsoberhaupt so etwas am Vorabend 
des Untergangs des eigenen Landes fabu-
liert, der trägt natürlich nicht dazu bei, 
dass die Bürgerinnen und Bürger auf rhe-
torische Schleifchen viel geben.

Eine ungünstige Konstellation also: 
ein unendlich aufladbarer Begriff „Eu-
ropa“ einerseits, dem andererseits Men-
schen gegenüberstehen, die von Politikern 
keine abstrakten Begrifflichkeiten hören, 
sondern Taten sehen wollen.

Und bei der Begrifflichkeit „Europa“ 
bleibt es ja nicht allein: Globalisierung, 
Digitalisierung, Klimawandel, Migration 

und so weiter: All diese abstrakten Be-
griffskonstrukte stehen für tiefgreifende 
Veränderungen, von denen jeder spürt, 
dass sie kommen. Die wenigsten haben 
aber das Gefühl, dass diese Veränderun-
gen proaktiv angegangen werden oder 
auch angegangen werden können. Vor al-
lem aber: Nach der Wiedervereinigung 
stehen sie für noch mehr Umwälzungen. 
Da sagt der ein oder andere schlicht: Mir 
reicht’s. Das will ich nicht. Wir hatten ge-
nug Veränderung.

Selbst in anderen Ländern können 
wir im Angesicht dieser Veränderungen 
beobachten, wie sich Menschen auf Ver-
trautes besinnen und sich zurückziehen. 
Bedenkt man, was die Menschen in den 
ostdeutschen Bundesländern in der Kürze 
der Zeit alles mitgemacht haben, ist es 
nicht verwunderlich, wenn diese Entwick-
lung hier umso stärker ausgeprägt ist.

ÖKOnOMISChER UnD 
 KUltUREllER UMStURZ

Denn der ökonomische Umsturz hat nach 
der Wiedervereinigung in den neuen Bun-
desländern Änderungsprozesse in jeder 
Familie in Gang gesetzt. Viele Menschen 
haben sie als nachteilig für sich empfun-
den. Die Konsum-Verkäuferin konnte für 
den Einzelhandel noch umgeschult wer-
den. Die Handarbeitskraft in der Land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaft befand sich aber in einer ganz an- 
deren Situation.

In Zahlen: In den ersten zwei Jahren 
verloren 2,1 Millionen Menschen ihre 
 Arbeit. 1,4 Millionen Menschen verließen 
den Osten, Familien wurden auseinander-
gerissen. Derweil stieg die Arbeitslosen-

quote bis auf 18,7 Prozent im Jahr 2000 
an. Über die Jahre blieb sie doppelt so 
hoch wie in Westdeutschland. Viele Men-
schen wurden im Osten von einer Arbeits-
beschaffungsmaßnahme in die nächste 
 gesteckt. Diese Zeit – das Gefühl der Un-
sicherheit und das Gefühl, nicht gebraucht 
zu werden oder nicht gut genug zu sein – 
hat viele Ostdeutsche stark geprägt.

Zusätzlich hat sich auch das kultu-
relle Leben der Menschen tiefgreifend ver-
ändert. Sport-, Volks-, Sommer- und Ern-
tefeste, Karnevalsfeiern, Jugendfestivals 
sowie Stadt- und Arbeitsjubiläen – für all 
das war plötzlich kein Staat mehr zustän-
dig, sondern Bürgerinnen und Bürger, die 
Eigenverantwortung und Initiative neu 
für sich definieren mussten. Gleichzeitig 
hatten viele von ihnen genug mit dem 
neuen beruflichen Alltag zu tun, der ih-
nen jeden Tag aufs Neue alles abverlangte. 
In der DDR galt: an oberster Stelle die Fa-
milie, dann erst einmal lange nichts, dann 
kamen Beruf und Hobbys. Heute hinge-
gen zählt für viele Menschen vor allem 
erst einmal der Beruf – Familie und Hob-
bys haben sich dem unterzuordnen. Wenn 
trotz aller Mühen am Monatsende nur  
die notwendigen Kosten gedeckt werden 
können, ist ein gewisser Frust vorpro-
grammiert.

BalanCE ZWISChEn 
 RÜCKSChaU UnD GEGEnWaRt

Diese Erfahrungen stehen einer sicher 
auch nostalgisch eingefärbten Rückschau 
auf die eigene DDR-Vergangenheit gegen-
über. Denn viele Menschen fühlten sich 
wirtschaftlich abgesichert. Legte man sich 
jedoch mit den Oberen an oder ordnete 
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sich nicht einigermaßen in das sozialisti-
sche System ein, drohten harte Repressa-
lien. Auch an den verordneten sozialen 
Zusammenhalt erinnern sich viele gern 
zurück – selbst wenn das oftmals dem all-
gemeinen wirtschaftlichen Mangel ge-
schuldet war. Gerade in der Rückschau 
führt das zu einer sehr engen emotionalen 
Bindung mit der DDR, die vielen betrof-
fenen Bürgern im Umkehrschluss die 
Identifi kation mit dem neuen Deutsch-
land und erst recht mit der Europäischen 
Union erschwert.

In diesem neuen System galt und gilt 
es, für sich einzustehen, seine Interessen 
durchzusetzen. Das fiel vielen in den An-
fangsjahren schwer: einer alleinerziehen-
den Mutter mit zwei Kindern, die nicht 
verstehen kann, warum ihr das Arbeits-
losengeld gekürzt werden soll; einem 
Rentner, der aus allen Wolken fällt, weil 
bei der Renten berechnung Teile seines 
DDR-Gehalts nicht angerechnet werden 
können. In Fällen wie diesen traf ein Sys-
tem auf das andere. Oft wussten sich die 
Betroffenen nur mit moralischen Argu-
menten zu wehren, die teilweise mit großer 
Empörung vorgetragen wurden. Schnell 
war das Zerrbild des miesepetrigen Me-
cker-Ossis gezeichnet, der immer leicht 
genervt, gekränkt und passiv-aggressiv 
unterwegs war.

Die Zeichner dieses Bildes übersehen 
allzu leichtfertig, dass Menschen erst eine 
Stimme finden mussten, die jahrzehnte-
lang überhaupt keine hatten. Dass man 
dann angesichts völlig neuer Herausforde-
rungen und Erwartungen bisweilen über 
die Stränge schlägt, sollte nicht sonderlich 
überraschen. Selbstvertrauen entwickelt 
sich nicht über Nacht, sondern muss in je-
der Situation neu erprobt werden. Und 
Duckmäusertum – das wurde in der An-

fangszeit schnell klar – würde einen in ei-
ner Sozialen Marktwirtschaft, in der Frei-
heit und das Individuum im Vordergrund 
stehen, nicht weit bringen.

Die große Mehrheit der Ostdeutschen –  
insbesondere die junge Generation – hat 
mittlerweile ein gesundes Selbstbewusst-
sein entwickelt, vor allem mit Blick auf ih-
ren beruflichen Werdegang. Zu diesem 
Selbstbewusstsein haben sicher auch die 
Verankerung in der Region und das Pfle-
gen von Traditionen und Brauchtum bei-
getragen.

Außerdem brummt die Wirtschaft, 
und die Arbeitslosenzahlen sind so nied-
rig wie nie zuvor seit der Wiedervereini-
gung. Gerade die Jungen bewegen sich 
beruflich, akademisch und sozial ganz 
selbstverständlich im wiedervereinigten 
Deutschland. Aber es gibt auch eine ganze 
Generation, die in der Wendezeit kein 
Glück hatte und die es teilweise bis heute 
nicht geschafft hat, richtig Fuß zu fassen. 
Sieht man sich so einer Situation allein 
aufgrund von zeitlichen Zufällen wie der 
Wiedervereinigung in Deutschland aus-
gesetzt, erliegen viele der Versuchung, 
nostalgischen Gedanken an die DDR 
nachzugehen, die immer als Vergleichs-
ebene weiterleben wird.

hanDEln Statt REDEn

Besonders schwierig wird es, wenn auf 
Veränderung mit Trotz reagiert wird: „Ich 
lasse mir doch jetzt nicht schon wieder  
erklären, was ich zu tun und zu lassen 
habe!“ Ein Beispiel ist die Reaktion auf 
den Umgang mit der Flüchtlingskrise im 
Herbst 2015. Und Kritik ist auch durch-
aus berechtigt. Dass mit dem Zuzug von 
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 Menschen aus gänzlich anderen Kulturen 
auch Probleme einhergehen, liegt völlig 
auf der Hand. Unsere erste Reaktion war 
zu einseitig positiv, während in der öffent-
lichen Wahrnehmung häufig Zurückhal-
tung festgestellt wurde. Aber mit einseitig 
überschwenglichen Ankündigungsarien 
konnten die Ostdeutschen noch nie viel 
anfangen. Handeln statt reden ist hier 
noch immer oberste Maxime. Und das 
 betrifft natürlich nicht nur das Thema 
Flüchtlinge, sondern auch die Rente, das 
allgemeine Lohnniveau, die Konsequen-
zen aus dem Klimawandel – und natürlich 
Europa.

EUROPa MUSS  
ERGEBnISSE lIEFERn

Dass die Ostdeutschen Europa anders ge-
genüberstehen als die Westdeutschen, hat 
demzufolge nichts damit zu tun, dass Ers-
tere kognitiv nicht dazu in der Lage wä-
ren, die Vorteile eines geeinten Europas zu 
erkennen. Sie haben aber ihre Erfahrun-
gen mit blumigen Versprechungen ge-
macht, und das begriff liche Konstrukt 
„Europa“ erscheint ihnen zu unkonkret. 

Deshalb muss die Politik selbst dafür sor-
gen, dass Europa spürbare und erlebbare 
(positive) Ergebnisse liefert. Zumal wir es 
nach meinem Dafürhalten insgesamt ver-
passt haben – egal, ob in Nord, Ost, Süd 
oder West –, den Bürgerinnen und Bür-
gern die Vorteile der Europäischen Union 
vollumfänglich zu vermitteln.

Insofern soll dieser Beitrag auch als 
Appell an die eigene Zunft betrachtet wer-
den, mehr zu schaffen und weniger zu 
schnacken. Ich bin fest davon überzeugt, 
dass die Zustimmung in den ostdeutschen 
Ländern zur Europäischen Union ganz 
anders ausfiele, wenn es beispielsweise ei-
nen verbindlichen Verteilungsschlüssel 
für die Aufnahme von Flücht lingen gäbe, 
der allseits uneingeschränkt akzeptiert 
und praktiziert würde. Oder endlich mit 
der Aushöhlung der europäischen Steuer-
systeme durch steuerliche Lockvogelange-
bote für internationale Großkonzerne auf-
gehört würde.

Denn schwer über einen Kamm zu 
scheren mögen wir Ossis sein. Aber die 
Forderung nach Gerechtigkeit im Sinne 
von Chancengleichheit und gerechter 
Teilhabe ist doch nachvollziehbar und 
verständlich. Und das ist nun wahrlich 
keine falsche Messlatte für gute Politik.
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Anwalt für die 
Freiheit

Zur Bedeutung des Europäischen Parlaments gestern und heute

Vor vierzig Jahren, vom 7. bis 10. Juni 1979, 
waren die Bürgerinnen und Bürger der dama-
ligen Europäischen Gemeinschaft (EG) aufge-
rufen, ein Europäisches Parlament zu wählen. 
Genau vierzig Jahre vorher, 1939, wurden die 
jungen Generationen Europas gezwungen,  
in den furchtbarsten Krieg der Menschheits-
geschichte zu ziehen, um einander zu töten. 
Ausgelöst wurde dieser Krieg von einem ver-
brecherischen Regime, das den einzelnen 

hanS-GERt PÖttERInG 
Geboren 1945 in Bersenbrück, 1979 
bis 2014 Mitglied des Europäischen 
Parlaments, 1999 bis 2007 Vorsitzen-
der der EVP-ED-Fraktion, 2007 bis 
2009 Präsident des Euro päischen 
Parlaments, 1. Januar 2010 bis 1. Ja-
nuar 2018 Vorsitzender der Konrad- 
Adenauer-Stiftung, Beauftragter  
für Europäische Angelegenheiten  
der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Menschen einer Ideologie unterordnete, dem Nationalsozialismus. 1979 – 
welch ein Aufbruch in eine gemeinsame freiheit liche und friedliche Zukunft 
Europas, zunächst in neun Ländern unseres Kontinents, im Westen Europas!

Heute, 2019, sind die Bürgerinnen und Bürger in 27 Ländern der Eu-
ropäischen Union (EU) aufgerufen, zum neunten Mal ihre Abgeordneten für 
das Europäische Parlament zu wählen. Die Wahlen vom 23. bis 26. Mai 2019 
könnten für unseren Kontinent und nicht nur für die EU zu einer Schicksals-
wahl werden.

Das historische Gedächtnis der Menschen ist begrenzt. Positives wird 
für selbstverständlich gehalten, kritische Entwicklungen werden resignativ 
als scheinbar unabänderlich hingenommen. Dabei sind es die Menschen 
selbst, die die Zukunft gestalten – in der parlamentarischen Demokratie über 
ihre von ihnen gewählten Repräsentanten. Dies ist der Inhalt und Sinn von 
Freiheit und Demokratie. Dabei sind Freiheit und Verantwortung zwei Seiten 
einer Medaille. Das ist unsere Chance für eine gute Entwicklung der Euro päi-
schen Union als dem freiheitlichen und demokratischen Kern unseres euro-
päischen Kontinents.

Blicken wir kurz zurück ins Jahr 1979 – nicht, um nostalgisch innezu-
halten, sondern um den Weg bis 2019 noch einmal zu gehen; jenen Weg, der 
Voraussetzung und Teil unseres Voranschreitens in die Zukunft ist.

„GRUnDGESEtZ“ DER EUROPÄISChEn UnIOn

Am 7. Juni 1979 wurde in Großbritannien, Irland und in den Niederlanden 
gewählt, am 10. Juni 1979 in Belgien, in der (noch nicht wiedervereinigten) 
Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frankreich, Italien und Luxemburg. 
Am 23. Mai 2019 wird in Irland und in den Niederlanden gewählt – leider nicht 
in Großbritannien; der Brexit ist die größte Niederlage in der  Geschichte  
der EU –, am 26. Mai 2019 in Belgien, Bulgarien, in der (wiedervereinigten) 
Bundes republik Deutschland, in Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Öster-
reich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, der Slowakei, Slowenien, 
 Spanien, Tschechien, Ungarn und Zypern. In diesen 27 Ländern leben etwa 
450 Mil lio nen Menschen. Die Benennung dieser Länder ist nicht so sehr eine 
numerische Aufzählung, sondern Ausdruck eines 1979 unvorstellbaren histo-
rischen Wandels zu Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Frieden.

Erst die Überwindung der Diktaturen in Griechenland, Spanien und 
Portugal in den 1970er-Jahren, danach der Zusammenbruch des totalitären 
Kommunismus (1989/90) ermöglichten es diesen Ländern, der Wertegemein-
schaft der EU beizutreten. Dieser europäischen Wertegemeinschaft, deren 
Kern die Würde jedes einzelnen Menschen ist, anzugehören, entsprach dem 
innersten Bedürfnis der Menschen. Diese Wertegemeinschaft zu verteidigen – 
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ebenso nach innen wie nach außen – ist die höchste Priorität für die Europäi-
sche Union heute und in Zukunft. „Wir sind zu unserem Glück vereint“ – so 
heißt es in der Berliner Erklärung vom 25. März 2007 in Erinnerung an die 
Römischen Verträge vom 25. März 1957. Welche Erfolgsgeschichte für die 
Freiheit, das Selbstbestimmungsrecht der Völker und die Einigung Europas! 
Gerade in Zeiten großer Herausforderungen für die EU müssen wir uns daran 
erinnern. Die Berliner Erklärung war der Wegbereiter für den am 13. Dezem-
ber 2007 unterzeichneten Vertrag von Lissabon, der den bei Referenden in 
Frankreich und den Niederlanden 2005 gescheiterten „Verfassungsvertrag“ 
im Kern bewahrte und weiterführte.

Bestandteil des Vertrags von Lissabon ist die Charta der Grundrechte 
der Bürgerinnen und Bürger der EU, unterzeichnet am 12. Dezember 2007 
im Europäischen Parlament in Straßburg durch die Präsidenten des Europäi-
schen Rates, des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommis-
sion. Dieser Vertrag, in Kraft getreten am 1. Dezember 2009, ist heute das 
„Grundgesetz“ der Europäischen Union.

GESEtZGEBUnGSRECht DES  
EUROPÄISChEn PaRlaMEntS

Der größte Erfolg des Europäischen Parlaments in seiner bisherigen Ge-
schichte ist, dass es sich immer als Anwalt für die Freiheit aller Völker verstan-
den und sich für die Menschenrechte in ganz Europa und der Welt eingesetzt 
hat. Die jährliche Verleihung des Sacharow-Preises für geistige Freiheit (auch 
EU-Menschenrechtspreis) ist dafür Beweis und beeindruckendes Symbol. 
Dabei sollten wir Deutschen nicht vergessen: Anders als in mancher europäi-
schen Hauptstadt entwickelte sich im Europäischen Parlament kein ernst-
hafter Widerstand gegen die deutsche Einheit. Im Gegenteil: Sie wurde un-
terstützt, weil Freiheit, Demokratie, Recht und Frieden ein berechtigter 
Anspruch für alle Europäer ist. Das Vertrauen, das zwischen den Europa-
abgeordneten in der praktischen täglichen Zusammenarbeit gewachsen ist, 
hat wesentlich dazu beigetragen, auch das Selbstbestimmungsrecht aller 
Deutschen nicht nur zu akzeptieren, sondern auch zu unterstützen. Für uns 
Deutsche bleibt es Verpflichtung, dass wir uns in den Dienst der Europäi-
schen Union und unseres Kontinents stellen, ohne einen Anspruch auf Do-
minanz, jedoch immer in dem Bewusstsein, dass alle Völker – ob groß oder 
klein – ihre eigene Würde haben, die wir achten müssen.

Das Europäische Parlament ist heute einflussreich und mächtig. Bis 
dahin war es ein weiter Weg. Bei den ersten Europawahlen 1979 wurden die 
Kandidaten oft gefragt, warum sie für das Europäische Parlament kandidier-
ten, da dieses doch „nichts zu sagen“ habe. So verständlich diese Fragen 
 waren, so sehr waren sie jedoch auch Ausdruck eines Mangels an Vertrauen, 

dass sich dieses ändern ließe. Parlamente müssen sich ihre Kompetenzen er-
kämpfen: mit klaren Vorstellungen, Zielstrebigkeit und Beharrlichkeit. Vor 
allem ist die Überzeugung wichtig, das Richtige zu tun. Dies lässt manchen 
mit leidigen Einwand, „unrealistisch“, gar „naiv“ zu handeln, mit Gelassen-
heit ertragen. Wenn sich Robert Schuman, Jean Monnet, Konrad Adenauer 
oder Alcide De Gasperi bei der Begründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) von solchen „Ermahnungen“ hätten leiten las-
sen, wäre der Weg zur europäischen Einheit niemals beschritten worden.

Das Europäische Parlament hat sich in einem kontinuierlichen Prozess, 
Schritt für Schritt, seine Kompetenzen, sein Gesetzgebungsrecht – als gleich-
berechtigter Mitentscheider mit den Regierungen (Ministerrat) – erstritten: 
Einheitliche Europäische Akte (1987), Vertrag von Maastricht (1993), Vertrag 
von Amsterdam (1999), Vertrag von Nizza (2003), Vertrag von Lissabon (2009). 
Die Daten bezeichnen das jeweilige Inkrafttreten der Verträge, mit denen bei 
der Gesetzgebung schrittweise die Einstimmigkeit im Ministerrat zugunsten 
der Mehrheitsentscheidung überwunden wurde – mit Ausnahme der Steuer-
gesetzgebung, bei der das Einstimmigkeitsprinzip Anwendung findet. Auch 
in Fragen der Außenpolitik gilt noch die Einstimmigkeit im Ministerrat. So-
wohl bei der Steuergesetzgebung als auch bei der Außenpolitik muss das Ziel 
sein, die Mehrheitsentscheidung im Ministerrat und die gleichberechtigte Mit-
entscheidung des Europäischen Parlaments zu verwirklichen. Gleichwohl: Das 
Gesetzgebungsrecht des Europäischen Parlaments ist eine Erfolgsgeschichte, 
die 1979 erhofft, aber vermutlich kaum für realisierbar gehalten wurde.

„SPItZEnKanDIDatEn“ FÜR DIE EUROPaWahl

Das Europäische Parlament wählt den Kommissionspräsidenten und die ge-
samte Kommission. Mit dem Vertrag von Lissabon müssen die Staats- und Re-
gierungschefs, wenn sie einen Vorschlag für den Präsidenten der Kommission 
unterbreiten, das Ergebnis der Wahlen „berücksichtigen“. So hat das Ergebnis 
der Wahlen Konsequenzen für die Person des Kommissionspräsidenten. Da-
raus hat sich folgerichtig für die Wahlen 2014 und nun 2019 die Kandidatur 
von „Spitzenkandidaten“ entwickelt.

Manfred Weber, Fraktionsvorsitzender der Europäischen Volkspartei 
(EVP), ist Spitzenkandidat der EVP und Frans Timmermans, Vizepräsident 
der Kommission, Spitzenkandidat der Sozialdemokraten/Sozialisten. Für die 
Wahl des Kommissionspräsidenten wird es darauf ankommen, wie die Mehr-
heiten im künftigen Europäischen Parlament sein werden. Eine Mehrheit von 
EVP und Sozialdemokraten, die sich auf die verschiedenen Positionen in der 
EU verständigen könnten – wie 2014 und davor –, ist angesichts des Erstarkens 
von Populisten und Nationalisten („soziale Nationalisten“), die teilweise das 
gesamte europäische Einigungswerk infrage stellen, nicht selbstverständlich. 

anwalt für die Freiheit, Hans-Gert Pöttering
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Entscheidend ist, dass die proeuropäischen Parteien, insbesondere auf natio-
naler Ebene, stärker als in der Vergangenheit den Europawahlkampf mit gro-
ßem Engagement führen und die Europawahl nicht als eine Wahl geringerer 
Bedeutung behandeln.

InnERE UnD ÄUSSERE GEFÄhRDUnGEn

Die Europäische Union hat viele Gegner – im Inneren wie auch außen. Der rus-
sische Präsident hat den Zusammenbruch der Sowjetunion als die größte Tra-
gödie des 20. Jahrhunderts bezeichnet. Eine gleiche Entwicklung für die Euro-
päische Union würde ihn nicht nur erfreuen, sondern er arbeitet darauf hin. 
Der amerikanische Präsident hat den Brexit positiv kommentiert. Die USA ha-
ben seit Präsident Harry S. Truman die europäische Einigung stets unterstützt. 
Für den gegenwärtigen Präsidenten gilt das nicht. Für ihn sind „deals“ mit der 
EU schwieriger als bilaterale Vereinbarungen mit ihren Mitgliedstaaten. Des-
wegen ist das gemeinsame Handeln der EU-Staaten von größter Bedeutung. 
Für einen Transatlantiker ist es schmerzlich, diese Wahrnehmung und die 
daraus resultierenden Konsequenzen zum Ausdruck zu bringen.

Auch auf Unwahrheiten, Desinformation und „fake news“ muss sich 
die EU im Europawahlkampf einstellen und schnell darauf reagieren. Der 
französische Schriftsteller Éric Vuillard hat in Bezug auf die Propaganda des 
Nationalsozialismus geschrieben: „Die Machenschaften triumphieren über 
die Tatsachen.“ Das droht auch heute. Mit Mut und Entschlossenheit ist da-
rauf zu reagieren.

Nur eine starke und handlungsfähige Europäische Union kann unsere 
Werte und Interessen verteidigen. Werte: Würde des Menschen, Freiheit, 
Demo kratie, Recht und Frieden. Interessen: Europäischer Binnenmarkt mit 
digitalem Binnenmarkt; Wettbewerbsfähigkeit; gemeinsames Handeln in der 
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Europäische Armee); gemein-
same Asyl- und Mi gra tions politik; Energiesicherheit; Klima- und Umwelt-
schutz (Bewahrung der Schöpfung) und so weiter. Die Verteidigung europäi-
scher Werte muss auf allen Ebenen erfolgen: auf kommunaler, regionaler, 
nationaler und europäischer Ebene.

In einigen Ländern der Europäischen Union ist der Rechtsstaat beson-
ders gefährdet (zum Beispiel in Polen, Ungarn, Rumänien). Es ist Aufgabe der 
Euro päi schen Kommission, als Hüterin der Verträge im konstruktiven Dialog 
mit den betroffenen Regierungen und Parlamenten auf die Geltung der 
 europäischen Werte hinzuwirken. Dabei gilt: Parlamentarische Mehrheiten 
müssen die fundamentalen Prinzipien des Rechts und der pluralistischen 
 Demokratie – einschließlich der Rechte von Minderheiten – respektieren.

Das Europäische Parlament ist in dieser „verbundenen Demokra- 
tie“ beziehungsweise „mehrstufigen Demokratie“ eine (!) wichtige Säule. 

 Nationalismus führt zurück in die Vergangenheit mit den uns bekannten 
Tragödien. Nur ein Europa der Zusammenarbeit kann die europäischen 
Werte und Interessen sichern.

FRIEDEn ISt nICht SElBStVERStÄnDlICh

Angesichts der Herausforderungen, ja Gefährdungen, mit denen die Euro päi-
sche Union heute konfrontiert wird, ist der Ursprungsgedanke des europäi-
schen Einigungswerkes wieder stärker zu betonen. Die europäische Einigung 
ist im Kern ein Friedensprojekt. Frieden in Europa ist nicht selbstverständ-
lich. Die Feststellung, in Europa herrsche seit siebzig Jahren Frieden, ist nicht 
zutreffend. In den 1990er-Jahren tobte der Krieg auf dem Balkan, heute exis-
tiert angesichts der russischen Aggression – dazu gehört auch die völker-
rechtswidrige Okkupation der Krim – eine kriegsähnliche Situation in der 
Ostukraine. Frieden gibt – und gab – es zwischen den an der europäischen Ei-
nigung beteiligten Ländern. Die EU ist eine Rechtsgemeinschaft. Interessen-
unterschiede und Konflikte werden friedlich, mit Mitteln des Dialogs und des 
Rechts gelöst. Das ist eine historische Errungenschaft, die es mit Entschlos-
senheit nach innen und nach außen zu verteidigen gilt.

Heimat, Vaterland, Europa bilden zusammen unsere Identität. Dabei 
muss den Menschen bewusst sein: Wer nur seine Heimat sieht, wird sie nicht 
schützen; wer sein Land über alle Nationen stellt, wird zum Nationalisten, 
und Nationalismus führt zum Krieg; wer nur als Europäerin oder Europäer 
empfindet, die oder der hat keine Wurzeln. Wenn wir unsere Identität so ver-
stehen, sind wir Deutsche Patrioten und gute Europäer zugleich. Die Euro-
päi sche Union ist nicht das Paradies auf Erden, aber der bessere Teil der Welt. 
Dass dies so bleibt, liegt in unserer Verantwortung. Darum sind die Europa-
wahlen vom 23. bis 26. Mai 2019 von so großer Bedeutung.

anwalt für die Freiheit, Hans-Gert Pöttering
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Next Generation
Hin zum „digitalen“ Europa

Unsere digitale Gegenwart ist von Tech-Gi-
ganten geprägt, die ihren Sitz weit entfernt 
von Europa haben. Kalifornien navigiert uns 
auf der Straße, liefert bequem unsere Pro-
dukte, gestaltet unsere Freizeit und vernetzt 
uns mit und in jeder Ecke der Welt. Die USA 

sind zweifellos das größte Zentrum der Innovation. Laut Einschätzung  
von The Economist investieren die Vereinigten Staaten von Amerika jährlich 
450 Milliarden Dollar in Forschung und Entwicklung – zwanzig Prozent 
mehr als China und mehr als Europa, Japan und Südkorea zusammen. Kein 
Wunder, dass die Politik hierzulande zugeben musste, dass Europa die erste 
Halbzeit verloren hat.

Die digitale Zukunft kann durchaus auch in anderen Teilen der Welt 
entschieden werden. Die Herrschaftsansprüche Chinas sind allgegenwärtig. 
Massive Subventionen beim Einkauf von Hochtechnologie als Teil einer glo-
balen Industriepolitik und eine rasante Geschwindigkeit in der Umsetzung 
digitaler Vorhaben kennzeichnen das chinesische Modell. Während man sich 
in Deutschland die Frage stellt, ob die Landwirte tatsächlich die 5G-Technik 

PEnChO KUZEV
Geboren 1980 in Veles (Mazedonien),  
Koordinator für Digitalisierung und 
Datenpolitik, Hauptabteilung Politik 
und Beratung der Konrad-Adenauer- 
Stiftung.

brauchen, wird die Jangtse-Delta-Region bereits in diesem Jahr zu den ersten 
Wirtschaftsräumen gehören, die auf vorkommerzielle 5G-Dienste zugreifen. 
Der Aufstieg des chinesischen Unternehmens Huawei zum weltweit größten 
Anbieter von Telekommunikationsausrüstung gibt China einen enormen 
Schub gegenüber den USA und der Europäischen Union (EU) im Wettlauf 
um die Einführung der nächsten Generation der Mobilkommunikation.

Wie sieht es mit der zweiten Halbzeit aus? Immerhin sind beispiels-
weise Deutschland und Europa führend beim Einsatz von Industrierobotern. 
Die Digitalisierung des Maschinenbaus eröffnet darüber hinaus weitere 
Wachstumschancen. Im internationalen Wettbewerb kann die entscheidende 
Größe jedoch nur Europa heißen. Kein europäisches Land bringt im inter-
nationalen Vergleich der Titanen allein die Ressourcen auf, um ein relevanter 
Mitbewerber um Schlüsseltechnologien wie Künstliche Intelligenz (KI) zu 
sein. Ebenso ist kein EU-Land in der Lage, allein das notwendige Niveau in 
der Forschung zu gewährleisten, um überhaupt ansatzweise eine Heraus-
forderung für die USA darzustellen.

DatEn alS WEttBEWERBSFaKtOR

Die vollständige Verwirklichung der vier Grundfreiheiten des europäischen 
Binnenmarktes (freier Waren-, Personen-, Kapital- und Dienstleistungsver-
kehr) ist ein Erfolg des langen Atems. Dank der Rechtsprechung der euro-
päischen Gerichte und der sukzessiven Fortentwicklung der europäischen 
 Verträge genießen alle Bürger der EU die Vorteile eines gemeinsamen Wirt-
schaftsraums. Dreißig Jahre nach der Gründung des EU-Binnenmarktes und 
zwanzig Jahre nach den Anfängen der Liberalisierung im Telekommunika-
tions markt ist das „digitale Europa“ dagegen ein noch unvollendetes Konzept.

Das, was man in der old economy mühsam erreicht hat, nämlich die Be-
seitigung ungerechtfertigter Hemmnisse für die grenzüberschreitende 
Dienstleistungserbringung, sollte in der new economy eigentlich viel einfacher 
gelingen. Letztendlich kennen Daten keine Grenzen – es sei denn, man findet 
immer wieder neue Interpretationslinien, um die alleinige Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten im digitalen Kontext zu betonen. Mal ist es die kulturelle 
Vielfalt, mal die Investitionssicherheit der beteiligten Unternehmen, die 
durch zu viel Harmonisierung angeblich gefährdet sei. Wieder andere recht-
fertigen eine stärkere Kompetenz der nationalen Behörden gegenüber der 
EU-Kommission durch die unterschiedlichen geografischen Bedingungen 
oder die „besonderen Gegebenheiten“ der nationalen Telekommunikations-
märkte. Im Ergebnis leidet die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten EU in der 
globalisierten Welt.

Während im Kontext des Datenschutzes seit Mai 2018 in der EU ein-
heitliche Standards für personenbezogene Daten gelten, fällt der Bereich der 
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nicht-personenbezogenen Daten oder Verwaltungsdaten überwiegend in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Selbst bei den Daten, die keinen Personen-
bezug aufweisen, ist man in Deutschland zurzeit nicht bereit, einen Schritt in 
Richtung des Aufbaus einer „Datenökonomie“ zu gehen, in dem der gesell-
schaftliche Mehrwert und die eigene Wettbewerbs fähigkeit Vorrang vor der 
Silo-Denkweise der verschlossenen Daten haben. Auf diese Weise kann kein 
System entstehen, dessen Offenheit Chancen bietet und Vertrauen durch evi-
denzbasierte Entscheidungen schafft. Aus ordnungspolitischer Perspektive ist 
es durchaus die Aufgabe des Staates, Mindest rahmen bedingungen zur Si-
cherstellung der eigenen Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen. Das Gegenteil ist 
jedoch Praxis: Die Bereitstellung von Daten im direkten oder indirekten 
Staatsbesitz (kommunalen Daten) verläuft nur zögerlich. Der Europäischen 
Union ist die Schaffung von Mindeststandards zur Weiterverwendung der 
Daten des öffent lichen Sektors zu verdanken. Die entscheidenden Impulse 
zur Wahrnehmung der Daten des öffentlichen Sektors als Innovations treiber 
sind ein Ergebnis regulatorischer EU-Vorgaben und nicht einer nationalen 
Strategie der Verwaltungsmodernisierung.

ChanCEn DES DIGItalEn WanDElS

Nur durch mittelbar oder unmittelbar wirkendes EU-Recht ist der Binnen-
markt auch im Bereich der Telekommunikation ein Wirtschaftsraum gewor-
den. In der breiten Öffentlichkeit wird oft zu Unrecht pauschale Kritik an der 
EU-Politik geäußert, und viele Errungenschaften der letzten vier Jahre wer-
den ausgeblendet. Die drei Säulen der von Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker angeregten Strategie für einen digitalen Binnenmarkt – besse-
rer Zugang zu digitalen Waren und Dienstleistungen, optimale Rahmen- 
bedingungen für digitale Netze und Dienstleistungen und die bestmögliche 
Ausschöpfung des Wachstumspotenzials der Digitalwirtschaft – wirken sich 
unmittelbar positiv auf den Wohlstand in Deutschland und Europa aus.

Die grenzüberschreitenden E-Commerce-Angebote und das kosten-
lose Roaming im EU-Ausland bedurften eines harmonisierten Ansatzes, da-
mit Europa die nächste Stufe eines wettbewerbsorientierten Binnenmarkts 
erreichen konnte. Die Beseitigung der doppelten Datenspeicherung und die 
Erleichterung der grenzüberschreitenden Unternehmenstätigkeit bieten wei-
tere Einsparmöglichkeiten für Dienstleister. Schätzungen zufolge soll das 
einheitliche EU-Prinzip zur Gewährung des freien Flusses nicht-personen-
bezogener Daten bis 2020 Zusatzeinnahmen in Höhe von circa 1,9 Milliarden 
Euro für das verarbeitende Gewerbe und 4,5 Milliarden Euro für den Ver-
trieb, den Einzelhandel und für die Hotelbranche einbringen.

Verkäufer müssen Zugang zu gleichen Preisen gewähren, während die 
Verbraucher selbst entscheiden können sollten, auf welcher Website sie  Waren 

oder Dienstleistungen erwerben – im Inland oder Ausland. Die 2018 be-
schlossene Abschaffung des Geoblockings (Diskriminierungen aufgrund der 
Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des Niederlassungsortes des Kun-
den) umfasst im Wesentlichen zwei Dimensionen: E-Commerce- und  Video- 
oder Streaming-Plattformen. Das Verbot von Geoblocking auf dem Gebiet 
des Onlinehandels ermöglicht die Ausweitung des Geschäfts deutscher Un-
ternehmen auf den kompletten EU-Binnenmarkt. Die Verbraucher profitie-
ren wiederum von einem unbeschränkten Zugriff auf Onlineshops in jedem 
EU-Mitgliedstaat. Das verhindert Diskriminierung beim Zugang zu Gütern 
und Dienstleistungen europaweit. Die Weiterleitung auf die jeweils nationa-
len Webseiten ist seit Dezember 2018 Vergangenheit. Die künstliche Auftei-
lung der Märkte konnte nur durch eine einheitliche europäische Lösung auf-
gehoben werden.

Die zweite Dimension der Geoblocking-Regulierung wird umgangs-
sprachlich „Virtuelle Erweiterung des Reisegepäcks“ genannt. Ein deutsches 
Abonnement, beispielsweise vom Streamingdienst Spotify oder Sky GO, ist 
im EU-Ausland nicht mehr eingeschränkt. Die EU-Vorgaben stärken so die 
Verbraucherrechte und beleben das Zusammengehörigkeitsgefühl in Europa.

Ein reibungslos funktionierender digitaler Binnenmarkt liegt im deut-
schen Interesse. Vor allem kleine und mittelständische deutsche Unterneh-
men, die über Grenzen hinweg Produkte und Dienstleistungen anbieten wol-
len, sind von einem uneinheitlichem Vertragsrecht betroffen. Audiovisuelle 
und urheberrechtlich geschützte Dienstleistungen sind allerdings von der 
Geoblocking-Verordnung noch nicht erfasst. Das Paradoxe daran ist, dass aus- 
gerechnet diejenigen digitalen Produkte von der Regelung ausgenommen 
sind, die am einfachsten online grenzüberschreitend gehandelt werden könn-
ten (zum Beispiel E-Books). Es ist auch in deutschem Interesse, dass die Bür-
ger Kultur- und Informationsangebote aus der gesamten EU nutzen können. 
Deshalb ist es eine gute Nachricht, dass die EU-Kommission das Thema 2020 
nochmals auf die Agenda setzen will.

aUSWIRKUnGEn DER  
DatEnSChUtZGRUnDVERORDnUnG

Einerseits ist sich die Politik des Wertes der Daten bewusst, andererseits wer-
den regulatorische Schritte unternommen, die dieser Logik nicht unbedingt 
entsprechen. So ist ungewiss, welche Auswirkungen die jahrelang verhandelte 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) auf den Standort Europa haben wird.

Daten bilden die Grundlage für die Zukunftstechnologie KI. Die 
Grundsätze der Zweckbindung und Datenminimierung der DSGVO stehen in 
einem Spannungsverhältnis zur Entwicklung dieser Technologie in  Europa. 
Deutschland steht in der Disziplin Datenschutz weltweit an der Spitze. Der 

next Generation, Pencho Kuzev
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steigende Börsenwert der Tech-Giganten aus dem Silicon Valley oder aus China 
widerspricht allerdings der These, Datenschutz sei ein Wettbewerbsvorteil. Zu-
gespitzt formuliert, ist KI ohne Zugang zu Daten wie ein Flugzeug ohne Treib-
stoff. Wenn auf nationaler Ebene mit rigiden Einschränkungen der Zugang zu 
Daten erschwert wird, mindert das die Chancen der eigenen Unternehmen, 
experimentieren und neue Produkte und Dienste entwickeln zu können.

Der Zugang zu Daten und Informationen ist der Schlüssel zu Innova-
tion. Die Over-the-Top-Player – die größten, wertvollsten und mächtigsten 
Internet- und Tech-Konzerne der Welt (auch GAFA, nach Google, Apple, 
Face book und Amazon benannt) – unterscheiden sich beispielsweise von den 
übrigen Marktteilnehmern, da sie diese Ressource voll ausschöpfen können: 
von der Datensammlung und -weiterverwendung bis hin zur Mehrwertgene-
rierung, etwa in Form von Mehrwertdiensten (The Apple Health App), daten-
gesteuerten Produkten (Google Maps) oder der Erschließung neuer Märkte 
(Amazon Market Place).

nEtZWERKEFFEKtE UnD MaRKtMaCht

Die Dominanz der anderen wird leider häufig als Ursache für die eigenen 
Schwächen erachtet. Dabei wird die Verschärfung des Datenschutzes oder die 
Auferlegung von Kartellstrafen die eigenen Fähigkeiten im maschinellen Ler-
nen nicht verbessern. Harte regulatorische Eingriffe, wie etwa die struktu-
relle Zerschlagung der digitalen marktbeherrschenden Unternehmen oder 
die Einführung von Dateneigentumskonzepten, werden nicht unbedingt die 
Etablierung von European Champions nach sich ziehen. Den Preis dafür wür-
den die Verbraucher zahlen, und zwar mit schlechteren Angeboten oder gänz-
lichem Verzicht auf manche Dienste. Die Logik der Netzwerkeffekte begüns-
tigt die Schaffung von Marktmacht. Je mehr Verkäufer Amazon anziehen 
kann, desto mehr Käufer werden dort einkaufen. Die Größe und die Teilneh-
merzahl einer Plattform sind daher entscheidend für ihren Erfolg. Ob ein 
Mono polist seinen Sitz in San Francisco oder Tallinn hat, macht da wenig 
Unterschied.

Worauf sich die Politik und vor allem die Regulierungsbehörden in 
Europa fokussieren sollten, ist der Zugang zu Daten und der Aufbau strate-
gischer Kompetenzen im KI-Bereich. Dies kann nur gelingen, wenn die Kom-
petenzen auf EU-Ebene gebündelt werden. Für Wettbewerbsprobleme sollte 
man durchaus den Kartellrechtsrahmen unter die Lupe nehmen. Wenn die 
digitalen Märkte und deren geografische Definition eine EU-Lösung sugge-
rieren, sollte man von nationalen Alleingängen absehen und stattdessen den 
Fokus auf Brüssel richten.

Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit

Neue Schutzmechanismen für einen europäischen Fundamentalwert

Die vorzeitige Pensionierung von Richtern, eine 
unfreundliche Gesetzgebung gegenüber Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs), Manipula-
tio nen am Justizsystem zugunsten hochran-
giger Politiker, die sich einer Strafverfolgung 
entziehen wollen, und Morde an zu Korrup-
tions vorwürfen recherchierenden Journalisten 
sind nur einige Beispiele dafür, was uns dieser 
Tage aufhorchen lässt.

Diese Entwicklungen, die leider immer mehr Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU) betreffen, unterminieren das Prinzip der Rechtsstaat-
lichkeit, das in Artikel 2 des Vertrages über die Europäische Union (EUV) 
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 ver ankert ist. Das dort beschriebene Wertefundament bildet den Kern, das 
Einende der Union. Ein Mitgliedstaat, der rechtsstaatliche Prinzipien unter-
gräbt, kann daher Kritik keineswegs als unzulässige Einmischung in seine 
inneren Angelegenheiten abtun, denn er greift durch sein Handeln die Grund-
lage der europäischen Zusammenarbeit an: Die gegenseitige Anerkennung 
von Gerichtsentscheidungen oder der Europäische Haftbefehl beispielsweise 
können nur existieren, wenn alle Mitgliedstaaten dieselben Grundwerte tei-
len. Nur so kann es einen gemeinsamen Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts ohne Binnengrenzen geben und kann eine nachhaltige wirtschaft-
liche Entwicklung garantiert, Korruption vorgebeugt und ein sicheres Inves-
titionsumfeld geschaffen werden.

Bereits seit 1993 ist die Gewährleistung der Rechtsstaatlichkeit – zu-
nächst im Rahmen der Kopenhagener Kriterien, später als Bestandteil des 
Primärrechts – Vorbedingung für einen EU-Beitritt. In der Vergangenheit 
wurden davon aus politischen Gründen bei den Beitritten Bulgariens und 
 Rumäniens zum 1. Januar 2007 Ausnahmen zugelassen. Beide Staaten unter-
ziehen sich stattdessen einer jährlichen Überprüfung. Nach mehr als zehn 
Jahren unter dem sogenannten Kooperations- und Kontrollverfahren nimmt 
der Unmut in beiden Staaten zu, weil die Sonderbehandlung als stigmatisie-
rend empfunden wird.

Im Hinblick auf Rumänien zeigt der jüngste Bericht vom 13. Novem-
ber 2018 jedenfalls ernstzunehmende Rückschläge. Das belegt, dass die mit 
dem Mechanismus verbundenen Erwartungen noch nicht eingetreten sind. 
Trotzdem sind die regelmäßigen Berichte von zentraler Bedeutung, und an 
ihre Einstellung kann nicht gedacht werden. Als Reaktion auf diese Erfah-
rung wurden die Beitrittsverhandlungen neu strukturiert und das Kapitel 
Rechtsstaatlichkeit an deren Beginn gestellt. Bleiben Fortschritte in den Kan-
didatenländern aus, können die Verhandlungen ausgesetzt werden. Ange-
sichts dieses Verfahrens bei Beitrittskandidaten muss es auch Möglichkeiten 
geben, die Mitgliedstaaten selbst zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit anzu-
halten. Das ist nicht zuletzt eine Frage der Glaubwürdigkeit der EU.

Doch was verstehen wir unter „Rechtsstaatlichkeit“? Es handelt sich 
um einen Sammelbegriff, der die wesentlichen Bedingungen der Legalität ho-
heitlichen Handelns beschreibt.1 In den Mitgliedstaaten hat dieses Prinzip je 
nach juristischer Tradition im Detail voneinander abweichende Ausformun-
gen erfahren. Die Europäische Kommission legt den Begriff in Orientierung 
an die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) und 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) recht umfassend 
aus und fasst darunter Grundsätze wie etwa „das Rechtmäßigkeitsprinzip 
(das einen transparenten, rechenschaftspflichtigen, demokratischen und plu-
ralistischen Gesetzgebungsprozess impliziert), die Rechtssicherheit, das Will-
kürverbot, unabhängige und unparteiische Gerichte, eine wirksame richter-
liche Kontrolle, die Achtung der Grundrechte und Gleichheit vor dem Gesetz“.2

Zur Wahrung der so verstandenen Rechtsstaatlichkeit ist viel erreicht worden. 
Es gibt auf europäischer Ebene diverse Mechanismen für den Fall, dass ein 
Mitgliedstaat die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit systematisch missachtet.

Seit 2014 existiert der EU-Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprin-
zips. Ziel des dreistufigen Dialogverfahrens zwischen Kommission und dem 
betroffenen Mitgliedstaat ist es, schnell auf entsprechende Bedrohungen zu 
reagieren und die Verstetigung festgestellter systemischer Mängel zu vermei-
den. Allerdings kann die Kommission lediglich Empfehlungen aussprechen. 
Davon hat sie erstmals im Falle Polens Gebrauch gemacht.

Die (potenziell) einschneidendsten Sanktionen sieht Artikel 7 EUV vor.  
In letzter Konsequenz können einem Mitgliedstaat Rechte, einschließlich des 
Stimmrechts im Rat, entzogen werden. Voraussetzung ist allerdings die ein-
stimmig zu treffende Feststellung, dass eine schwerwiegende und anhaltende 
Verletzung der in Artikel 2 EUV genannten Werte vorliegt. Dieses Einstim-
migkeitserfordernis stumpft das scharfe Schwert des Artikel 7-Verfahrens ab, 
wenn sich mehrere betroffene Mitgliedstaaten gegenseitig Beistand leisten. 
Das kann nicht im Sinne des Erfinders liegen und sollte geändert werden.

Ob ein Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 258 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) neben dem Artikel 7- 
Verfahren zulässig ist, ist umstritten. Es ist statthaft, wenn ein Mitgliedstaat 
gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstößt. Der EuGH zog Artikel 2 
EUV in entsprechenden Verfahren bereits heran. Allerdings bietet das Ver-
tragsverletzungsverfahren wegen seiner langen Verfahrensdauer keine effi -
ziente Handlungsmöglichkeit bei schwerwiegenden Verstößen.

nEUE anSÄtZE

Daraus wird ersichtlich, dass politische Verfahren nur unzureichende Sank tio-
nen bieten, wohingegen rechtliche Verfahren wenig effektiv erscheinen. Des-
halb bedarf es neuer Ansätze.

Ein solcher Ansatz ist der Vorschlag der Kommission für eine „Verord-
nung über den Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Män-
geln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten“ (Ratsdoku-
ment COM[2018]324 final). Er verbindet die Feststellung von Rechtsstaats- 
mängeln mit finanziellen Sanktionen, wie der Aussetzung oder Reduzierung 
von Zahlungen seitens der EU. Dahinter verbirgt sich die Grundidee, dass 
fehlende Rechtsstaatlichkeit die fehlende Fähigkeit begründet, den wirtschaft-
lichen und zweckgebundenen Einsatz gewährter finanzieller Zuwendungen 
zu kontrollieren – etwa weil Korruption nicht ausreichend bekämpft wird 
oder Behörden nicht wirksam gerichtlich kontrolliert werden. Wichtig ist dies 
insbesondere, um die rechtmäßige Verteilung der durch alle Unionsbürger  
zu leistenden Abgaben zu gewährleisten. Zweifelsohne böte sich durch eine 

Wahrung der Rechtsstaatlichkeit, Gunther Krichbaum
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 Verbindung mit finanziellen Sanktionen ein wirksames Instrument zur Be-
kämpfung von Rechtsstaatsdefiziten. Allerdings darf nicht verschwiegen wer-
den, dass der Vorschlag unter anderem aufgrund einer angenommenen Ex-
klusivität des Artikel 7-Verfahrens und seiner unspezifischen Kriterien, die 
die genannten Rechtsfolgen auslösen sollen,3 kritisiert worden ist.

Fraglich ist vor allem, wie ein einheitlicher Bewertungsmaßstab ange-
legt werden soll. Die Lösung kann jedenfalls nicht auf der politischen Ent-
scheidungsebene liegen. Ein Mehrheitsvotum der Mitgliedstaaten ist dafür 
nicht geeignet. Der betroffene Staat könnte den Vorwurf erheben, er sei Opfer 
einer böswilligen Kampagne einzelner Staaten. Auch ist der Eindruck eines 
belehrenden Auftretens, das Negativreaktionen auslösen kann, zu vermeiden.

Diesem Vorwurf ließe sich mittels einer periodischen Überprüfung 
 aller Mitgliedstaaten begegnen, wie sie unter anderem das Europäische Par-
lament in einer Entschließung vom 25. Oktober 2016 (P8_TA-PROV[2016] 
0409) vorgeschlagen und jüngst mit Entschließung vom 14. November 2018  
(P8_TA-PROV[2018]0456) bekräftigt hat. Neu ist diese Idee nicht: Im Rah-
men des Europäischen Semesters – hierbei handelt es sich um einen sechs-
monatigen Zyklus, in dessen Verlauf die EU-Mitgliedstaaten ihre Wirt-
schafts- und Fiskalpolitik auf ein ander abstimmen – werden unter anderem 
die Kriterien des Stabilitäts- und Wachstumspaktes regelmäßig überprüft. 
Die Kommission erstellt auf dieser Grundlage sogenannte länderspezifische 
Empfehlungen, die die Mitgliedstaaten bei ihrer Haushaltsplanung berück-
sichtigen  sollen.

Darüber hinaus bereitet die eindeutige Klassifizierung der Fälle 
Schwierigkeiten: Während bei der zielgerichteten, vorzeitigen Pensionierung 
von Richtern deren persönliche Unabhängigkeit und damit die Unabhängig-
keit der Justiz bedroht sind, lassen sich überlange Vollstreckungsverfahren, 
die dazu führen, dass Sicherheiten praktisch unverwertbar sind, nicht so ein-
deutig einordnen.

VERnEtZUnG VORhanDEnER StRUKtUREn

Es bedarf zur Bewertung der Vorfälle zunächst einer integren Faktenbasis. 
Dazu erscheint es sinnvoll, in einem ersten Schritt vorhandene Strukturen 
besser zu vernetzen. Dabei gibt es keinen Grund, die Einbindung der Exper-
tise des Europarates zu scheuen: Die Venedig-Kommission etwa hat ihre aus-
gezeichnete Expertise bereits mit Blick auf Südosteuropa unter Beweis ge-
stellt. Auch das Justizbarometer der Europäischen Kommission bietet 
fundierte Analysen und erfährt zu Unrecht wenig Beachtung. Die vom Jus-
tizbarometer herangezogenen Kriterien bieten einen ersten Ansatzpunkt, 
die Kriterien der Rechtsstaatlichkeit zu formalisieren und messbar zu ma-
chen, auch wenn es nur einen Teilaspekt der Rechtsstaatlichkeit betrachtet.

Wahrung der Rechtsstaatlichkeit, Gunther Krichbaum

In einem weiteren Schritt wäre es denkbar, vorhandene Strukturen zu erwei-
tern, um umfassende Betrachtungen zu gewährleisten. Die Agentur der Euro-
päischen Union für Grundrechte wäre dazu gut geeignet. Die Organe der 
Agentur werden durch einen Verwaltungsrat beaufsichtigt, in den die Mit-
gliedstaaten und der Europarat je einen und die Kommission zwei  Vertreter 
entsenden. Dieser paritätische Ansatz bietet Entwicklungspotenzial. Die 
Grundrechteagentur führt bereits eigene Analysen und Datenerhebungen 
durch, fertigt Jahresberichte zu Einzelthemen, ohne sich auf einzelne Mit-
gliedstaaten zu fokussieren, und kann auf Ersuchen von EU-Organen oder 
Mitgliedstaaten anlassbezogene Berichte erstellen. Sie ist jedoch nicht in der 
Lage, umfassend über einzelne Mitgliedstaaten zu berichten. Daher müssten 
die Kompetenzen der Grundrechteagentur und ihre personellen sowie finan-
ziellen Ressourcen gestärkt werden.

ERGÄnZUnG DES aRtIKEl 7-VERFahREnS

Um schließlich dem Vorwurf der Politisierung der Werte des Artikels 2 EUV 
in schwerwiegenden Einzelfällen zu entgehen, ließe sich ein Verfahren beim 
EuGH etablieren. Darin läge zugleich eine Chance, das Verfahren zu ver-
rechtlichen und mit Standards auszustatten, die einheitlich in der EU an-
wendbar wären. Zur Beschleunigung der Verfahren wäre denkbar, den 
 Gedanken der Fachgerichte nach Artikel 257 AEUV aufzugreifen. Deren Ent-
scheidungen, gegebenenfalls verbunden mit Sanktionen, wären in einer wei-
teren Instanz überprüfbar.

Es liegt in der Hand der Mitgliedstaaten, den EuGH mit entsprechen-
den Kompetenzen auszustatten. Dies setzt allerdings eine Änderung der 
 Verträge voraus, welche nach Artikel 48 EUV die Ratifizierung durch alle 
Mitgliedstaaten erfordert. Das ist angesichts der skizzierten Lage zugegebe-
nermaßen kein leichtes Unterfangen.

Die Werte des Artikels 2 EUV sind die Basis der europäischen Integra-
tion und können als solche nicht hoch genug geschätzt werden. Aktuell ste-
hen sie jedoch in einigen Mitgliedstaaten unter Druck. Daher ist die Ergän-
zung des Artikel 7-Verfahrens durch weitere Schutzmechanismen eine 
wichtige Herausforderung, um das Wertefundament der Europäischen Union 
effektiv von innen heraus zu schützen.

1 Pechstein, in: Streinz, EUV/AEUV (3. Aufl. 2018), Art. 2 EUV, Rn. 6.
2 COM(2014)158 final, S. 4, abrufbar unter www.eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar: 

caa88841-aa1e-11e3-86f9-01aa75ed71a1.0017.01/DOC_1&format=PDF [zuletzt abgerufen  
am 08.01.2019].

3 Bundesrat, Drucksache 166/18 (Beschluss), Nr. 33; Europäischer Rechnungshof, Stellung- 
nahme 1/2018, Empfehlung 1, abrufbar unter www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/OP18_01/
OP18_01_DE.pdf [zuletzt abgerufen am 08.01.2019].
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Polen gehört seit Jahren zu den Ländern 
der Europäischen Union (EU), deren Be-
völkerung die europäische Integration mit 
großer Mehrheit befürwortet. Zugleich 

stimmte jedoch ein wesentlicher Teil der 
polnischen Bevölkerung bei den Parla-
mentswahlen 2015 und Kommunalwah-
len im Oktober 2018 für die euroskep-
tische Regierung der  Partei Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS). 
Dieses scheinbare Paradoxon lässt sich er-
klären, wenn man sich eingehender mit 
den Ansichten, Hoffnungen und Sorgen 
der polnischen Gesellschaft befasst.

Die Polen fühlen sich seit Jahrhunder-
ten als Teil des westlichen Kulturkreises. 
Die Jahre der erzwungenen Zugehörigkeit 

zum Ostblock haben dieses Gefühl noch 
verstärkt. Deshalb verfolgte Polen nach 
1989 aus politischer Sicht ein klares Ziel – 
den Beitritt zur Europäischen Gemein-
schaft (EG). Dieses Bestreben wurde von 
der Mehrheit der damaligen Eliten unter-
stützt und basierte auf der Erkenntnis, dass 
nur eine enge Einbindung in die westeuro-
päischen und transatlantischen Struktu-
ren die für das Land so wichtige Sicherheit 
gegen das politische, wirtschaftliche und 
militärische Handeln Russlands bietet.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass die 
Zustimmung zu einem EU-Beitritt in Po-
len eine Selbstverständlichkeit war. Bis zur 
letzten Minute des Beitrittsreferendums 
im Jahr 2003 kursierten Ängste, dass die 
Wahlbeteiligung unter fünfzig Prozent 
liegen oder die Beweggründe der Beitritts-
gegner bei zu vielen Polen verfangen könn-
ten. Dazu kam vor allem die Angst vor ei-
nem erneuten Verlust der gerade erst wie- 
dererlangten Souveränität, den negativen 
Konsequenzen für den polnischen Agrar-
sektor, der angesichts der Konkurrenz sei-
tens der modern ausgestatteten Landwirte 
aus Westeuropa Verluste befürchtete, so-
wie die Sorge um die Wirtschaft, die dem 
Wettbewerb mit westlichen Unternehmen 
nicht würde standhalten können. Letzt-
endlich lag die Wahlbeteiligung jedoch 
bei 59 Prozent, und über drei Viertel der 
Wähler (77 Prozent) befürworteten den 
Beitritt zur EU. Dennoch prägen die da-
mals laut gewordenen Sorgen auch heute 
noch einen Teil der Europa-Debatten in 
Polen und bilden eine Argumentations-
grundlage für Populisten.

Die Polen gehören, nachdem sie sich 
von den realen Vorteilen der EU-Mitglied-
schaft haben überzeugen können, seit Jah-
ren zu den europäischen Nationen, die ihre 
Mitgliedschaft positiv beurteilen: Aktuell 

sind siebzig Prozent der polnischen Bevöl-
kerung dieser Ansicht, während im Ver-
gleich dazu nur sechzig Prozent aller Eu-
ropäer die Mitgliedschaft ihres Landes in 
der EU positiv beurteilen. In Deutschland 
bewerten 79 Prozent der Bevölkerung die 
EU-Mitgliedschaft als positiv.1

Die Hälfte der polnischen Befragten 
äußerte im Frühjahr 2018 unverändert 
positive Gefühle gegenüber der EU, wäh-
rend 37  Prozent neutrale Ansichten be-
kundeten. Der EU-Durchschnitt liegt in 
dieser Frage bei jeweils vierzig und 37 Pro-
zent, in Deutschland hingegen bei 49 und 
34 Prozent. Die Polen unterstützen mehr-
heitlich auch die Ansicht, dass mehr Ent-
scheidungen auf EU-Ebene gefällt werden 
sollten (59  Prozent, EU-Durchschnitt: 
55 Prozent, Deutsche: 59 Prozent), wobei 
der Anteil innerhalb des letzten Jahres um 
sieben Prozentpunkte gestiegen ist. Eine 
deutliche Mehrheit der Polen (80 Prozent) 
fühlt sich auch als EU-Bürger (EU-Durch-
schnitt: 70 Prozent).2

UntERSChIED ZWISChEn 
 tatEn UnD RhEtORIK

Diese hohen Zustimmungswerte werfen 
die Frage auf, wie es möglich ist, dass diese 
europafreundliche Gesellschaft von einer 
europakritischen Regierung regiert wird. 
Die PiS erzielte bei den Parlamentswahlen 
2015 38 Prozent der Stimmen bei einer 
Wahlbeteiligung von 51  Prozent. Auf-
grund der vorhandenen Sperrklauseln 
und des in Polen geltenden Wahlsystems 
verfügt die Partei jedoch über eine Mehr-
heit im Parlament.

Genauso wichtig ist, dass die PiS nicht 
dank EU-feindlicher Slogans die Macht 
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erringen konnte. Sie äußerte derlei nicht 
während des Wahlkampfs, weil bekannt 
war, wie groß die Unterstützung für die 
EU-Integration in Polen ist. Nach wie vor 
ist ein Unterschied zwischen dem Han-
deln und der Rhetorik der Regierenden  
zu erkennen. Einerseits werden Gesetze 
unter Verstoß gegen die in der EU gelten-
den Grundsätze geändert, die Demonstra-
tion der europäischen Solidarität wird ver-
weigert und die EU offen kritisiert. Diese 
Rhetorik adressiert besonders die Stamm-
wählerschaft der PiS, die den euroskep-
tischen Teil der Gesellschaft vertritt und 
die befürchtet, dass Polen ein „fremder 
Wille“ aufgezwungen wird. Andererseits 
betonen die Politiker der Regierungspar-
tei, dass sie Polen nicht aus der EU heraus-
führen wollen, um damit in der politi-
schen, stark pro-europäischen Mitte Stim- 
men zu gewinnen.

UnZUREIChEnDE  
POlItISChE BIlDUnG

Eine andere Ursache für das Paradoxon 
zwischen europafreundlicher Bevölke-
rung und europafeindlicher Regierung 
liegt in einem mangelnden politischen Be-
wusstsein, das auf unzureichende politi-
sche Bildung auch vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen in einer kommunisti-
schen Diktatur zurückgeht. Auch das auf 
das Auswendiglernen von Fakten gestütz- 
te polnische Bildungssystem nach 1989 
vermochte es nicht, die folgenden Genera-
tionen zum Nachdenken über das Wesen 
der Staatsbürgerschaft zu bewegen, die 
Zusammenhänge von Ursache und Wir-
kung zu lehren oder ein Verantwortungs-
bewusstsein für das größere Ganze zu ver-

mitteln. Dieser Prozess braucht wie in der 
Bundesrepublik sowohl Zeit als auch die 
entsprechenden Instrumente.

Hinsichtlich bestimmter Integrations-
bereiche in der EU, wie beispielsweise den 
Euro als der gemeinsamen Währung  – 
34 Prozent der befragten Polen unterstüt-
zen den Euro – oder einer gemeinsamen 
Migrationspolitik, erklären die Polen ihre 
mehrheitliche Abneigung, obwohl in der 
Migrationsfrage im Jahr 2018 bereits 
51 Prozent einer einheitlichen Politik in-
nerhalb der EU zugestimmt hatten. Den-
noch spricht sich die Mehrheit der polni-
schen Bevölkerung gegen die Aufnahme 
von Flüchtlingen in Polen aus.3 Die Zu-
sammenhänge zwischen der Unterstüt-
zung von Integration und ihrer konkreten 
Umsetzung in den einzelnen Bereichen 
werden übersehen. Die Entwicklungsge-
schwindigkeit der EU, die unsichere inter-
nationale Lage, die Wirtschaftsschwan-
kungen in der dreißigjährigen Geschichte 
der jungen polnischen Demokratie sowie 
die zurückgewonnene vollständige Unab-
hängigkeit führen dazu, dass ein Teil der 
Bürger weitere Änderungen fürchtet. Die-
ses Phänomen ist nicht typisch polnisch, 
sondern auch in den anderen Ländern 
westlich der Oder zu beobachten.

anFÄllIGKEIt FÜR 
 POPUlIStISChE SlOGanS

In der polnischen Bevölkerung, die mehr-
heitlich die Kosten der politischen und 
wirtschaftlichen Transformation in der 
Hoffnung trug, nach einer gewissen Zeit 
keine weiteren Änderungen oder Schwie-
rigkeiten mehr ertragen zu müssen, ist  
die Anfälligkeit für populistische Slogans 

groß. Dazu gehören die Verbreitung von 
Ängsten vor der Dominanz durch fremdes 
Kapital, dem Zustrom kulturell fremder 
Flüchtlinge oder der Einführung der ge-
meinsamen Währung und der damit ver-
bundenen finanziellen Verantwortung für 
potenzielle Fehler der anderen. Die Vor-
stellung, dass sich Polen den Befehlen aus 
Brüssel unterordnen müsse, schürt 
Ängste, weil sie mit einem mangelnden 
Wissen über die Funktionsmechanismen 
der EU einhergeht.

Angesichts des Streits um die Ge-
richtsreform und des demonstrativen Wi-
derwillens der nationalkonservativen Re-
gierungspartei, sich mit der EU solidarisch 
zu erklären und einen konstruktiven Dia-
log über ihre Zukunft zu führen, nahmen 
die Vorwürfe zu, die PiS plane den Aus-
stieg Polens aus der EU. Der überwiegen-
den gesellschaftlichen Wahrnehmung zu-
folge strebt die Regierungspartei eher die 
Verlangsamung als die Vertiefung der eu-
ropäischen Integration an: Die PiS ziele 
auf die Beschränkung der Integration und 
die Vergrößerung der Rolle der National-
staaten in der Union (27 Prozent) oder aber 
die Erhaltung des Status quo (25 Prozent) 
ab. Die Annahme, die Regierungspartei 
strebe den Austritt Polens aus der EU an, 
wird jedoch nicht nur vereinzelt, sondern 
von jedem sechsten Befragten geäußert 
(16 Prozent).

Gleichzeitig weicht die wahrgenom-
mene Politik der PiS in Sachen euro-
päische In tegration deutlich von den 
gesellschaft lichen Erwartungen ab. Die 
Polen deklarieren sich als Befürworter des 
aktuellen Integra tions zustands (35 Pro-
zent) oder einer weiteren Vertiefung 
(35 Prozent). Für die Beschränkung der 
Integration und die Stärkung der Rolle der 
Nationalstaaten sprechen sich 14 Prozent 

der Befragten aus. Nur wenige unterstüt-
zen einen polnischen EU-Ausstieg (vier 
Prozent) oder ein Europa der unterschied-
lichen Geschwindigkeiten (drei Prozent).4

KaUM ZUStIMMUnG FÜR  
EInEn „POlEXIt“

Auch andere Umfragen, in denen die Be-
völkerung direkt nach der möglichen Un-
terstützung des EU-Austritts Polens ge-
fragt wird, beweisen eindeutig, dass die 
Gesellschaft mehrheitlich dagegen ist.  
Je nachdem, wie die Frage formuliert wur- 
de, beläuft sich die Befürwortung eines 
„ Polexit“ auf maximal acht Prozent. 
Gleichzeitig sind 77 Prozent der Polen der 
Meinung, dass die EU-Mitgliedschaft die 
polnische Unabhängigkeit stärkt, sech-
zehn Prozent hingegen stimmen dieser 
Aussage nicht zu.5

Die Sorge, dass die Regierungspartei 
Polen aus der EU führen will – nicht un-
bedingt absichtlich und bewusst, sondern 
durch Maßnahmen, die zur Isolierung des 
Landes in Europa beitragen – sollte jedoch 
nicht ignoriert werden, falls die Isolierung 
zunimmt und die euroskeptische Rhe-
torik sich verstärkt. Die Prozesse in den 
euro päischen Gesellschaften und die 
Schnelligkeit der Verbreitung populisti-
scher Slogans zeigen, dass sich gefestigte 
und rationale Überzeugungen nach einer 
gewissen Zeit ändern können. Die Ver-
breitung der Sorge vor einem polnischen 
„Exit“ sollte die Diskussion über die pol-
nische Europapolitik und die Einstellung 
zu Polen zwar nicht dominieren, aber die 
Verbreitung einer euroskeptischen Rhe-
torik sollte beunruhigen und muss zum 
Handeln mobilisieren.

Souveränität und Gemeinschaft, Agnieszka Łada
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Aus deutscher Sicht ist ein aktives und der 
EU freundlich gesinntes Polen ein wichti-
ger Partner beim Ausbau der Union. Trotz 
bestehender Meinungsverschiedenheiten 
in einigen Punkten fällt es den Deutschen 
dank ihrer Herangehensweise an zahl-
reiche Wirtschaftsfragen, der politischen 
Kultur und der Nachbarschaft leichter, 
mit Polen gemeinsame Interessen zu fin-
den und  zusammenzuarbeiten, als mit 
vielen anderen Ländern. Hinzu kommen 
die engen  wirtschaftlichen Beziehungen: 
Seit Jahren wächst das deutsch-polnische 
Handels volumen, das seit Langem bereits 
größer ist als das deutsche-russische.

antWORtEn aUF  
POlnISChE ZWEIFEl

Die Abkehr Warschaus vom proeuropäi-
schen Kurs ist deshalb für Berlin ein An-
lass zur Beunruhigung. Umso wichtiger 
ist es, dass Deutschland die proeuropäi-
sche Haltung der großen Mehrheit der 
polnischen Bevölkerung unterstützt, die 
Sorgen der östlichen Nachbarn zu verste-
hen versucht und Polen partnerschaftlich 
behandelt. Die Antwort auf die polni-
schen Zweifel sollte nicht darin bestehen, 
dem Land den Rücken zuzukehren, son-
dern über deren Ursachen nachzudenken. 
Gleichzeitig müssen die Europäische 
Union und die Regierungen der Mitglied-
staaten die Um setzung der EU-Gesetz-
gebung und die Einhaltung der europäi-
schen Regeln voneinander fordern und 
durchsetzen.

Übersetzung aus dem Polnischen: 
Übersetzungsbüro Perfekt, München

1 Europäisches Parlament: Democracy on the move. 
European elections – one year to go, Eurobaro-
meter 89.2, Mai 2018, www.europarl.europa.eu/
at-your-service/en/be-heard/eurobarometer/ 
eurobarometer-2018-democracy-on-the-move.

2 EU-Open Data-Portal: Standard-Eurobarometer 89, 
Frühjahr 2018, www.ec.europa.eu/germany/news/
eurobarometer20180614_de.

3 Standard-Eurobarometer 89, Frühling 2018.
4 CBOS Public Opinion Research Center: Does Law 

and Justice (PiS) Lead Poland out of the  European 
Union? [im Original: Czy PiS wyprowadza Polskę  
z Unii Europejskiej?], Forschungsmeldung Nr. 154/ 
2018, Warschau, 22.11.2018.

5 IPSOS-Umfrage für OKO.press, 12.–13. August 2018, 
CATI-Methode (telefonisch), landesweite repräsen-
tative Stichprobe (1.023 Personen), vgl. www.oko.
press/wiekszosc-polakow-popiera-zawierzenie-
polski-czarnej-madonnie-przez-morawieckiego-
sondaz [in polnischer Sprache].

Vom „ring of 
friends“ zum  
„ring of fire“

Die Europäische Union und ihre Nachbarn

Die Europäische Union (EU) hat als Friedens-
projekt und aufgrund ihres wirtschaftlichen 
Erfolgs nach dem Zusammenbruch des sow-
jetisch beherrschten Ostblocks eine enorme At-
traktivität für die ihre Nachbarstaaten ent-

wickelt. Für die EU war eine erfolgreiche Transformation ihrer osteuropäischen 
Nachbarn nach ihrem Vorbild von zentralem Interesse. Im Rahmen der Bei-
trittsprozesse konnte sie einen beachtlichen Einfluss auf die innenpolitischen 
Reformen ausüben und Stabilität in ihrer östlichen Nachbarschaft sichern.

Anfang der 2000er-Jahre war jedoch klar, dass die Stabilisierungs- und 
Gestaltungspolitik der Europäischen Union nicht weiter maßgeblich über 
den Assoziierungsprozess im Zuge eines Beitritts erfolgen konnte. Die große 
Erweiterungsrunde von 2004, im Rahmen derer zehn Staaten beitraten, die 
anstehenden Beitritte Bulgariens und Rumäniens sowie die versprochene Bei-
trittsperspektive für die Staaten des Westbalkans veränderten die EU-Außen-
grenze und damit die Herausforderungen in der neuen Nachbarschaft gravie-
rend. Darüber hinaus wurde mit Blick auf die Westbalkan-Staaten deutlich, 
dass die Strategie der Stabilisierung im Wege eines Beitritts ihre Grenzen 
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 erreichte, sodass die EU eine neue Strategie ohne die automatische Aussicht 
auf eine spätere Mitgliedschaft benötigte.

Ende 2002 sprach der damalige Kommissionspräsident Romano Prodi 
von einem neuen Wider Europe-Konzept, um einen ring of friends um die EU von 
Marokko über das Schwarze Meer bis Russland zu schließen. 2004 initialisierte 
die EU die Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) als einheitliches Politik-
konzept gegenüber den östlichen Nachbarn – Belarus, Moldawien, Ukraine 
sowie den Südkaukasusstaaten Armenien, Georgien, Aserbaidschan – und den 
südlichen Mittelmeeranrainern – Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen, Ägyp-
ten, Jordanien, Syrien, Libanon, Israel und den Palästinensischen Autonomie-
gebieten. Die ENP soll den übergeordneten Rahmen der EU-Beziehungen zu 
den sechzehn Nachbarstaaten bilden, um mittels politischer Assoziierung so-
wie ökonomischer Entwicklung und Integration, jedoch ohne Beitrittsverspre-
chen, Stabilität und Sicherheit in der Nachbarschaft zu  erreichen.

Der vornehmlich bilaterale Fokus der ENP soll über Aktionspläne mit 
den Partnerländern deren Übernahme europäischer Normen und Werte vor-
anbringen, im Gegenzug für finanzielle Unterstützung und das langfristige 
Angebot der Integration in EU-Politiken wie den gemeinsamen Binnenmarkt. 
Darüber hinaus ergänzte die EU ihre Aktivitäten mit den Nachbarstaaten 
durch subregionale, multilaterale Initiativen, die sich vor allem konkreten 
Projekten und sektoralen Politikfeldern wie Energiekooperation, Infrastruk-
turausbau und Wirtschaftsförderung widmen und die Zusammenarbeit auch 
zwischen den Partnerstaaten fördern sollen. Die 1995 initiierte Euro-Medi-
terrane Partnerschaft, auch als Barcelona-Prozess bekannt, wurde 2008 mit 
der Union für das Mittelmeer (UfM) neu aufgestellt und bezieht alle Mittel-
meerstaaten ein, das hieß auch die (potenziellen) Beitrittskandidaten des 
westlichen Balkans, die Türkei, Monaco sowie Mauretanien. 2009 kam ferner 
mit der Östlichen Partnerschaft (ÖP) ein multilaterales Forum für die östliche 
Dimension der ENP hinzu.

Konzeptionell hat die EU damit in den letzten fünfzehn Jahren einen 
umfassenden und ambitionierten Ansatz mit einem breit aufgestellten Instru-
mentarium zur Stabilisierung und Transformation ihrer Nachbarstaaten ent-
wickelt. Seine Umsetzung ist jedoch nicht nur hinter den Zielen der Strategie-
papiere, sondern auch den Erwartungen beider Seiten zurückgeblieben.

hInDERnISSE BEI DER IMPlEMEntIERUnG

Das hochgesteckte Ziel eines Rings gut regierter Staaten, die die Werte und 
Prinzipien der Union teilen, an gemeinschaftlichen Politiken der EU zum bei-
derseitigen Wohl partizipieren und damit eine sichere EU-Nachbarschaft bil-
den, scheiterte aufgrund von Ursachen sowohl innerhalb als auch außerhalb 
der Europäischen Union.

Einerseits trug die Idee einer einheitlichen Nachbarschaftspolitik – trotz der 
bilateralen Ausrichtung der ENP – der enormen Diversität der adressierten 
Staaten zu wenig Rechnung. Dies gilt besonders im Hinblick auf die jeweilige 
Ausgangslage, die Ziele der Nachbarschaftspolitik, ihres Grades der Koopera-
tion mit der EU sowie der Annäherung an deren Werte und Politikgestaltung. 
Auch die subregionalen, multilateralen Initiativen UfM und ÖP umfassten 
bereits bei ihrer Etablierung die unterschiedlichsten Staaten als formal gleich-
wertige Partner: Während die UfM autoritäre Staaten wie Libyen unter 
Muammar al-Gaddafi und Syrien unter Baschar al-Assad, kooperations bereite 
und reformorientierte Länder wie Marokko und Jordanien sowie das quasi- 
europäische Israel in einem Kooperationsforum zusammenbrachte, saßen in 
der ÖP Belarus als die „letzte Diktatur Europas“ und die „Erb-Autokratie“ 
Aserbaidschan zusammen mit demokratisch und euro päisch orientierten 
Staaten wie der Ukraine und Georgien an einem Tisch.

Mit Blick auf die Umsetzung der Ziele der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik vermochte die EU vor allem im politischen Bereich guter Re-
gierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte ihr schärfstes 
Schwert – die Bindung ihrer Mittelvergabe an Fortschritte der Partnerländer 
(Konditionalität) – nicht immer konsequent einzusetzen. Ferner gelang in 
den bilateralen Koopera tions beziehungen keine wirkliche Schwerpunkt-
setzung. So glichen die auf einige Jahre angelegten und bilateral ausgehandel-
ten Aktionspläne eher einem end losen Wunschzettel als übersichtlichen kurz- 
und mittelfristigen Prioritäten.

Andererseits erschütterten diverse Entwicklungen die Stabilität und 
Sicherheit in der südlichen und östlichen Nachbarschaft und verschlechterten 
die Wirkungsmöglichkeiten für die Europäische Union im Rahmen der ENP 
massiv. Nachdem die zivilgesellschaftlichen Aufstände in den arabischen Mit-
telmeerländern Anfang 2011, die die autokratischen Herrscher in Tunesien 
und Ägypten hinwegfegten, zunächst Hoffnungen auf tiefgreifende Re-
formen und eine demokratisch orientierte Entwicklung weckten, ging der 
„ Arabische Frühling“ mit den Bürgerkriegen in Libyen und Syrien sowie dem 
Militärputsch in Ägypten schnell in einen „Arabischen Winter“ über und de-
stabilisierte die gesamte Region zunehmend. In der Ukraine löste die Weige-
rung der prorussischen Regierung unter Viktor Janukowitsch, das mit der  
EU ausgehandelte Assoziierungsabkommen zu unterzeichnen, Ende 2013 die 
proeuropäischen Maidan-Proteste aus, in deren Folge Russland 2014 die 
Krim annektierte und ein Bürgerkrieg zwischen der ukrainischen Regierung 
und separatistischen, von Russland unterstützten Gruppen in den ostukrai-
nischen Oblasten Donezk und Luhansk ausbrach. Eine dauerhafte Lösung ist 
weder für die Territorialfrage der Krim noch den weiterhin gewaltsam ausge-
tragenen Konflikt in der Ostukraine in Sicht. Die Ukraine ist auf unabsehbare 
Zeit destabilisiert, und die EU sowie ihre öst lichen Nachbarn sind hinsicht-
lich der russischen Intentionen in der Region nachhaltig verunsichert.

Vom „ring of friends“ zum „ring of fire“, Antje Nötzold
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Den gravierenden Veränderungen in ihrer Nachbarschaft versuchte die Euro-
päische Union durch mehrere Überarbeitungen der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik zu begegnen. Bereits 2011 reagierte sie auf die zunächst posi-
tiven Entwicklungen in der südlichen Nachbarschaft und versprach, die 
Beziehungen auf „eine qualitativ neue Stufe zu heben“, indem sie „gezielter, 
innovativer und ehrgeiziger“ den Bedürfnissen der Menschen und Gegeben-
heiten vor Ort Rechnung trage.1 Die im Mai 2011 vorgestellte „neue Antwort“ 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik präsentierte jedoch nichts wirklich 
Neues mit Ausnahme des „Mehr-für-mehr“-Prinzips, das eine höhere finan-
zielle Unterstützung an konkrete Fortschritte bei Demokratie und Rechts-
staatlichkeit koppeln sollte.2

VERBESSERtE KOnZEPtE DER  
EUROPÄISChEn naChBaRSChaFtSPOlItIK ?

Im November 2015 präsentierte die Kommission nach einer weiteren Über-
prüfung und einem öffentlichen Konsultationsprozess erneut eine „verbes-
serte ENP“, in der die Schwachpunkte und Schwierigkeiten bei der Umset-
zung eingestanden und Anpassungen vorgeschlagen wurden, wie Diskus- 
sionen über Charakter und Prioritäten der jeweiligen Zusammenarbeit, ein 
neues Bewertungskonzept der Fortschritte sowie eine Verstärkung des Prin-
zips der Flexibilität.3 Explizit gestärkt werden soll das Engagement der Euro-
päi schen Union für mehr Kooperation mit den Nachbarn in Sicherheitsfragen 
zur Unterstützung der Stabilisierung der Nachbarschaft und ihrer Resilienz. 
Zwar werden vier Schlüsselprioritäten für die Europäische Nachbarschaftspo-
litik festgelegt, doch sind diese von „guter Regierungsführung, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte[n]“ über „wirtschaftliche Entwick-
lung als Mittel zur Stabilisierung“ bis hin zu „Sicherheit“ sowie „ Migration 
und Mobilität“ insgesamt erneut so breit gefasst, dass keine wirkliche Priori-
sierung erkennbar ist. Die für die ENP bereitgestellten Mittel wurden im Fi-
nanzrahmen 2014 bis 2020 moderat auf 15,4 Milliarden Euro erhöht, was bei 
sechzehn Ländern jedoch nur einem theoretischen Anteil von 137 Millionen 
Euro pro Land und Jahr entspricht.

So setzt die Europäische Union in der Europäischen Nachbarschafts-
politik rhetorisch auf größere Flexibilität sowie Differenzierung und Sensibili-
tät gegenüber den Staaten, bleibt ihrem langfristig angelegten Transformations-  
und Assoziierungsansatz jedoch treu.4 Die Europäische Nachbarschaftspolitik 
ist in Konzeption und Instrumentarium im Kern gleichgeblieben und stellt 
für die Europäische Union weiterhin das zentrale Instrument dar, um Stabili-
tät, Sicherheit und Entwicklung in der Nachbarschaft zu erreichen.

Die Herausforderungen, das umzusetzen, sind in den letzten Jahren 
nicht weniger geworden. Im Gegenteil muss konstatiert werden, dass ein ring 

Vom „ring of friends“ zum „ring of fire“, Antje Nötzold

of friends heute ein weiter entferntes Ziel denn je ist. Vielmehr ist die Europäi-
sche Union derzeit von  einem ring of fire umgeben, sodass sich die Frage stellt, 
ob die Europäische Nachbarschaftspolitik das adäquate Konzept ist, den viel-
fältigen und brisanten Herausforderungen zu begegnen.

MUt ZUR PRIORISIERUnG

Eigentlich sollte die Europäische Union ein attraktiver Partner für ihre Nach-
barn sein, vor allem mit Blick auf die finanziellen Hilfen und sektoralen Ko-
operationsmöglichkeiten. Obwohl die Europäische Nachbarschaftspolitik, 
ergänzt um die multilaterale Union für das Mittelmeer beziehungsweise die 
Östliche Partnerschaft, praktisch alle Bereiche und Instrumente für Koopera-
tionen abdeckt, ist der europäische Einfluss auf die Stabilität und Entwick-
lung in den Nachbarstaaten insgesamt begrenzt. Zum einen, da der Wille zur 
Annahme der Kooperationsangebote den Staaten nicht aufgezwungen werden 
kann. Dieser ist vor allem dort vorhanden, wo eine politische Entscheidung für 
diesen Reformweg bereits gefallen ist. Wo er fehlt, bietet die Euro päische Nach-
barschaftspolitik zumeist nicht genügend Anreize für umfangreiche Verände-
rungen. Zum anderen ist die EU nicht der einzige Spieler auf diesem Feld. 
Insbesondere sicherheitspolitisch ist die EU schwach und hat den Einflüssen 
anderer Akteure, sei es des Verbündeten USA oder regionaler Konkurrenten 
wie Russland oder Iran, wenig entgegenzusetzen. Darüber hinaus bieten China 
oder die Golfstaaten alternative Finanz- und Investitionsquellen.

Die EU sollte in ihrer Nachbarschaftspolitik daher Mut zu einer wirk-
lichen Priorisierung und Differenzierung beweisen. Einerseits sollten die 
multilateralen Foren nicht zwingend geografisch definiert werden, sondern 
Zusammenarbeit von der Erfüllung von Vorbedingungen abhängig machen. 
Andererseits sollte sich die Europäische Union in der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik stärker auf reformwillige Staaten konzentrieren, ihnen attrak-
tive Kooperationsangebote unterbreiten und dabei die bestehenden Instru-
mente und Prinzipien der Konditionalisierung sowie des „Mehr für mehr“ 
konsequent umsetzen.

1 Vgl. Europäische Kommission / Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik: 
Eine Partnerschaft mit dem südlichen Mittelmeerraum für Demokratie und gemeinsamen 
 Wohlstand, KOM(2011) 200, Brüssel, 08.03.2011.

2 Vgl. Europäische Kommission / Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik: 
Eine neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel, KOM(2011) 303, Brüssel, 25.05.2011.

3 Vgl. Europäische Kommission / Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik: 
Überprüfung der Europäischen Nachbarschaftspolitik, JOIN(2015) 50 final, Brüssel, 18.11.2015.

4 Vgl. Europäische Kommission / Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik: 
Bericht über die Umsetzung der überprüften Europäischen Nachbarschaftspolitik, JOIN(2017) 
18 final, Brüssel, 18.05.2017.
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Konflikt- 
management statt 

Konfliktlösung
Russland, Deutschland und die Europäische Union

Das deutsch-russische Verhältnis befindet sich 
in einer Sackgasse, ein Ausweg ist derzeit nicht 
in Sicht, auch vom „gemeinsamen Haus Eu-
ropa“ hat man schon länger nichts mehr ge-
hört. Zu unterschiedlich sind die aktuellen 
Interessen. Narrative und Problemanalysen 

widersprechen sich zum Teil diametral. Gesprächsformate wie der Petersbur-
ger Dialog gleichen oft Monologen, in denen aneinander vorbeikommuniziert 
wird. Der Honeymoon der 1980er- und frühen 1990er-Jahre ist vorbei, als man 
Russland auf dem Weg nach Westen sah und eine Modernisierungspartner-
schaft für ein attraktives Angebot hielt.

Verschiedene Meilensteine markieren die gegenseitige Entfremdung, 
ein weiter Weg war es von der Putin-Rede 2001 vor dem Deutschen Bundestag 
bis zu seinen Einlassungen 2007 bei der Münchner Sicherheitskonferenz. Es 
folgten der Krieg in Georgien, die völkerrechtswidrige Annexion der Krim und 

FRanK PRIESS 
Geboren 1957 in Wolfsburg,  
stell vertretender Leiter, Haupt-
abteilung Europäische und  
Internationale  Zusammenarbeit  
der Konrad- Adenauer-Stiftung.

die Aggression in der Ostukraine sowie das russische Engagement in Syrien 
an der Seite des Assad-Regimes. Schwer wiegen auch die Einschränkungen 
für die russische Zivilgesellschaft, die Charakterisierung von Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) als „ausländische Agenten“, eine limitierte Mei-
nungs- und Pressefreiheit bis hin zu unaufgeklärten Morden an Journalisten 
und Oppositionellen.

Russland dokumentiert: Man will Großmacht sein, über eine eigene 
exklusive Einflusssphäre verfügen, höchstens mit den USA und vielleicht mit 
China auf Augenhöhe verhandeln, nicht aber mit der Europäischen Union 
(EU), deren schiere Existenz als Bedrohung für das eigene Gesellschafts modell 
erachtet wird. Ein neues Jalta wäre sicher etwas, mit dem sich die russische 
Führung anfreunden könnte. Mit westlichen Vorstellungen staatlicher Sou-
veränität und Selbstbestimmung inklusive der freien Entscheidung, zu wel-
chem Bündnissystem man gehören möchte, ist das nicht vereinbar. Wäre, so 
fragt man sich, unter heutigen Bedingungen eine deutsche Wiedervereini-
gung und die Entlassung der Staaten Mittel- und Osteuropas aus dem russi-
schen Imperium denkbar?

FOlGEn DES hItlER-StalIn-PaKtS

Heute unternimmt die russische Führung alles, um die EU zu unterminieren. 
Die Art, wie staatliche russische Medien zu massiver Desinformation im Wes-
ten beitragen, ist umfangreich dokumentiert: Scheitert man schon darin, 
selbst Vertrauen zu gewinnen, mag es immerhin gelingen, auch das Vertrauen 
in alle und alles andere zu zerstören. Dass inzwischen ganze Troll-Armeen 
unterwegs sind, um in sozialen Medien das Meinungsklima zu vergiften, ge-
hört dabei zum Arsenal, nicht nur in Europa, wie man inzwischen weiß. 
„Russland verfolgt eine einfache und klare Strategie“, so der Think Tank 
CSIS: „Es nutzt die inhärenten Schwächen im System der westlichen kapita-
listischen Demokratien aus. Indem es das System von innen heraus durch-
dringt und instrumentalisiert – beispielsweise, indem es sich die lockeren Of-
fenlegungsvorschriften für Eigentum zunutze macht, Korruptionsvorwürfen 
nicht nachgeht, die Arbeit einer unabhängigen Presse und Justiz unterbindet, 
keine Transparenz bei der Parteienfinanzierung und Zulassung von NGOs 
schafft sowie Medienkanälen erlaubt, fehlerhafte Informationen zu verbrei-
ten, und so die Verwirrung und Desillusionierung der Öffentlichkeit fördert –  
gelingt es Russland, die demokratischen Institutionen in Europa durch seine 
Einflussnahme zu schwächen.“ In einigen EU-Ländern scheint diese Strategie 
bereits erfolgreich gewesen zu sein.

Deutschland wird innerhalb Europas nach wie vor als besonderer Part-
ner gesehen, allerdings als einer, der sich gegebenenfalls für eigene Interessen 
in stru men talisieren lässt. Vergessen wird dabei sowohl auf russischer Seite als 
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auch von manchen Partei- und Wirtschaftsvertretern aus der Bundesrepublik, 
dass sich seit den Zeiten der Entspannungspolitik von Willy Brandt und Egon 
Bahr Fundamentales geändert hat: Mittlerweile liegen zwischen Deutschland 
und Russland befreundete Staaten und nicht zuletzt solche, die Mitglieder 
der EU und der NATO sind und die sich von Russland extrem bedroht fühlen. 
Gerade für sie hat der Zweite Weltkrieg eben nicht mit dem Überfall Deutsch-
lands auf die Sowjetunion 1941 begonnen, sondern mit den Folgen des Hitler- 
Stalin-Paktes 1939.

Niemand sollte erwarten, dass sich Deutschland über die Interessen die-
ser Staaten hinwegsetzt, um mit Russland erneut alte Sonderwege zu beschrei-
ten. Bedrückend ist, dass dies auch in manchen deutschen Zirkeln ganz rechts 
und ganz links ebenso ausgeblendet wird wie die Opfer in den bloodlands zwi-
schen heutiger EU und Russland, die viel zu wenig Bestandteil unserer Erinne-
rungskultur sind. Für die aufrechten Bürgerrechtler in Mittel- und Osteuropa 
war „Friedenssicherung durch Stabilisierung der bestehenden Herrschafts-
systeme“ (Katja Gloger, Fremde Freunde, 2017) schon damals keine akzeptable 
Alternative. Bitter formulierte der ehemalige tschechische Außenminister 
Karel Schwarzenberg: „Russland kann besetzen und erobern, wen oder was 
es will, in Deutschland wird es immer Leute finden, die dafür Verständnis 
haben.“ Der beste Weg zu guten Beziehungen mit Deutschland wäre für 
Russland heute, die Beziehungen mit seinen unmittelbaren Nachbarn in Ord-
nung zu bringen.

RÜStUnGSFaBRIKEn UnD altÄRE,  
aBER KEInE REFORMEn

Für Deutschland ist die Verankerung in der EU zentral für eine friedliche 
Entwicklung, wirtschaftliche Prosperität und die Möglichkeit, eigenen Wer-
ten auch künftig in der Welt Geltung zu verschaffen. Großmächte und solche, 
die sich so fühlen, verhandeln hingegen lieber mit schwachen bilateralen 
Partnern und spielen diese bei Bedarf gegeneinander aus. Sie verstehen oft 
nicht, wie die EU funktioniert und dass in ihr auch kleine Staaten oder sogar 
Regionen ein gleichberechtigtes Mitspracherecht haben. Das geopolitische 
Spiel der Großmächte ist mittlerweile auf die Weltbühne zurückgekehrt, auch 
wenn die europäischen Länder weitgehend verlernt haben, in diesen Katego-
rien zu denken. „Die Europäische Integration“, schreibt Timothy Snyder in 
seinem neuesten Buch Der Weg in die Unfreiheit, „hatte lange genug Bestand, 
um von Europäern für selbstverständlich gehalten zu werden und Resonanz 
und Macht anderer Politikmodelle vergessen zu lassen. Doch die Geschichte 
geht immer weiter, und es ergeben sich stets Alternativen.“

Russland seinerseits hat sich vom Weg in die liberale Weltordnung 
 verabschiedet und geht ideologisch eigene Wege. Der russische Ökonom 

 Wladislaw Inosemzev bilanziert: „Seit Ende der achtziger Jahre wurden in 
Russland weder umfassende Reformprojekte noch weitreichende Zukunfts-
visionen entworfen. Das Land orientiert sich weiterhin an der Vergangenheit 
und nicht an der Zukunft.“

Die Staatsführung inszeniert sich in engem Schulterschluss mit der 
russisch-orthodoxen Kirche – der Dreiklang Orthodoxie, Autokratie, Natio-
nalität wirkt prägend (Fiona Hill, Clifford G. Gaddy) – erneut als moralische 
Reserve der Welt, als Gegenpol zum „dekadenten Westen“ mit seiner Fixie-
rung auf die Rechte sexueller und anderer Minderheiten. Der Kampfbegriff 
von Gayropa wird in Stellung gebracht, in nationalistischen und xenophoben 
Parteien des Westens sieht man natürliche Bündnispartner. „Rüstungsfabri-
ken und Altäre, keine Reformen“ ist das, was man nicht nur im Isborsker Klub 
anstrebt. „Russki Mir“, die russische Welt, ist da, wo Russen und Russisch-
stämmige leben, und überall dort fühlt man sich berechtigt, zu handeln. Den-
ker wie Alexander Dugin hatten ihre Konjunktur, Eurasien gilt als das neue 
alte Imperium.

Vom Westen fühlt man sich betrogen, sieht die NATO-Osterweiterung 
als Vertrauensbruch, verweist bei Kritik an eigenen Brüchen des Völkerrechts 
auf die Interventionen westlicher Staaten in Serbien und im Irak, kritisiert 
eine Überdehnung des UN-Mandats im Fall Libyen. In der eigenen Bevölke-
rung kommt die neue Stärke gut an, noch immer profitiert Wladimir Putin 
vom Stabilisierer-Image nach den chaotischen Jelzin-Jahren. Ebenso ist die 
Suche nach äußeren Feinden immer noch ein beliebtes Mittel, um nach innen 
den Schulterschluss hinter den Regierenden zu organisieren.

FURCht VOR „REGIME ChanGE“

Die Ukraine ist dabei für Russland in vieler Hinsicht ein Showcase, mit dem 
man Nachahmer, etwa in Belarus oder im Kaukasus, von zu großer EU-Nähe 
abschrecken möchte. Das Schlimmste für das eigene autoritäre Gesellschafts-
modell wäre eine prosperierende, freie und demokratische Ukraine, attraktiv 
und ein Bezugspunkt auch für die russische Bevölkerung. Die Furcht vor 
„Farbenrevolutionen“ und regime change ist in Moskau sowohl Obsession als 
auch politischer Kampfbegriff. Da geht man bis zur Christianisierung der 
 Kiewer Rus zurück, um eine mehr als tausendjährige Bindung zu beschreiben 
und eigene Interventionen zu legitimieren. Auch deshalb birgt die aktuelle 
Anerkennung einer eigenen autokephalen orthodoxen Kirche der Ukraine 
durch den Ökumenischen Patriarchen von Konstantinopel erheblichen zu-
sätzlichen Sprengstoff – wenn es dessen überhaupt bedürfte.

Nach der völkerrechtswidrigen Annexion der Krim im Jahr 2014 und 
den Übergriffen in der Ostukraine unternimmt Moskau alles, um das Nachbar-
land zu destabilisieren: Die momentane Krise im Asowschen Meer ist dafür nur 
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ein weiterer Beweis. Gleichzeitig testet Moskau aus, welche Reaktionen des 
Westens bei einem immer aggressiveren Kurs zu erwarten sind. Die momen-
tanen Erfahrungen dürften dabei alles andere als abschreckend wirken, auch 
wenn die EU sich auf die Fortsetzung der bestehenden Sanktionen geeinigt 
hat und dies eine gewisse Überraschung für den Kreml gewesen sein dürfte.

Mit frozen conflicts lässt sich insgesamt gut Interessenpolitik machen: 
Da werden Abchasien und Südossetien sowie Transnistrien Faustpfänder 
 gegen eine EU- und NATO-Integration von Georgien und der Moldau, da 
schürt man den Namensstreit zwischen Mazedonien und Griechenland aus 
den gleichen Interessen, da darf in Montenegro schon einmal die russische 
Hand hinter internen Destabilisierungsversuchen vermutet werden. Erklä-
rungen, all diese Konflikte seien nur gemeinsam mit Russland zu lösen, sind 
natürlich nicht falsch – nur liegt genau diese Lösung offenbar nicht im Inte-
resse Russlands.

SPIElt RUSSlanD DIE „ChInESISChE KaRtE“?

In Russland selbst bleiben Strukturen oft intransparent, die Abhängigkeit 
von der Rohstoffwirtschaft ist ungebrochen, Rechtssicherheit fehlt vielerorts 
noch immer, ein Crony-Kapitalismus befreundeter Oligarchen ist kaum ein 
geeigneter Nährboden für Innovationen. Entsprechend hoch sind Kapital-
flucht und der Braindrain junger Talente. Vor diesem Hintergrund sind Pro-
jekte wie die Gaspipeline Nordstream II eben nicht nur wirtschaftlich zu be-
werten, auch wenn man sich darüber ärgern mag, wie unverhohlen etwa 
Flüssiggasinteressen aus den USA geopolitisch bemäntelt und wertemäßig 
verbrämt werden. Natürlich gibt es gemeinsame Wirtschaftsinteressen, viele 
deutsche Firmen haben in Russland massiv investiert, machen gute Ge-
schäfte, leiden unter den Sanktionen. Allerdings lohnt es, die Bedeutung des 
Russlandgeschäfts in den Zusammenhang zu stellen und beispielsweise mit 
dem zu vergleichen, was Deutschland etwa mit Polen umsetzt.

Parallel versucht Russland, die „chinesische Karte“ zu spielen und in 
einer autoritären Internationale den Ton anzugeben. Problem dabei: Im Ver-
hältnis zu China wird man aus demografischer und wirtschaftlicher Unter-
legenheit heraus dauerhaft nur den Juniorpartner abgeben, der russische 
Ferne Osten bleibt zudem eine Zone, wo man sich mit Blick auf China über 
dessen Interessen nicht im Klaren sein kann. Im Ringen um Einfluss in Zen-
tral asien hat man, allen Avancen einer Eurasischen Wirtschaftsunion zum 
Trotz, ebenfalls dauerhaft die schlechteren Karten, der russische Einfluss 
geht zurück. „Im Gegensatz zu China“, so Manfred Huterer in der Zeitschrift 
Osteuropa (9–10/2017, S. 109–115), „hat Russland die Vorteile der Globalisie-
rung nicht genutzt.“ Eigent lich ein Grund, ein auskömmliches Miteinander 
mit Europa höher zu bewerten und etwas in dieses Verhältnis zu investieren.

Aus dem geschilderten Lagebild lässt sich für Deutschland und Europa sowie 
die gemeinsamen Interessen einiges ableiten. „Eine neue Ostpolitik des 
Grand Design“, so der langjährige Russland-Beauftragte der Bundesregie-
rung und SPD-Politiker Gernot Erler im Juni 2017, „erscheint im Moment 
unrealistisch, gefordert ist zunächst eher eine Politik der Deeskalation und 
Gefahrenminderung.“ Ganz offenbar ist „Konfliktmanagement statt Kon-
fliktlösung“ das Gebot der Stunde, wie auch Liana Fix und Jana Puglierin 
formulieren (Zeitschrift Internationale Politik, März/April 2017, S. 44–47). 
Um das aber erfolgreich angehen zu können, gibt es für Deutschland keine 
Alternative zur festen Verankerung in der NATO und der EU,  deren Stärkung 
das zentrale Anliegen des deutschen Außenhandels bleiben muss. Bei allen 
aktuellen Zerreißproben innerhalb der Union ist es ermutigend, dass die Mit-
gliedstaaten bei der Sanktionspolitik weiterhin Einigkeit demonstrieren. Der 
europäische Pfeiler muss in Sicherheits- und Verteidigungsfragen stärker wer-
den; nur aus einer Position der Stärke heraus lässt sich mit Ländern wie Russ-
land befriedigend verhandeln. „Russland wird unberechenbarer“, meint 
Christian Neef, der Westen müsse sich darauf auch militärisch einstellen  
(Aus Politik und Zeitgeschichte, 47–48/2014).

WanDEl nUR VOn InnEn hER MÖGlICh

Gleichzeitig müssen Felder der Kooperation gesucht werden, allen voran bei 
der Rüstungskontrolle. Einerseits wirken amerikanische Absichten mit Blick 
auf die INF- (Intermediate Range Nuclear Forces) und die START-Vereinbarun-
gen (Strategic Arms Reduction Talks) irritierend, unvernünftig sind sie nicht: Es 
gibt Hinweise auf russische Verletzungen der bestehenden Regelungen; 
gleichzeitig ist China nicht Teil der Verträge, sollte es aber unbedingt sein. 
Dies sollte nicht nur den USA, sondern auch den Europäern zu denken geben.

Deutschland und Europa sollten alles unternehmen, um die russische 
Zivilgesellschaft zu stärken und mit ihr im Gespräch zu bleiben. Nicht zuletzt 
der Jugendaustausch und die Städtepartnerschaften können eine Rolle spie-
len, um die gegenseitige Entfremdung zumindest nicht größer werden zu las-
sen – Gespräche über unterschiedliche Perzeptionen, Narrative und ihre Ent-
wicklung sind allemal nützlich. Denn, so der ehemalige Verteidigungsminister 
Franz Josef Jung in der Neuen Zürcher Zeitung vom 16. September 2017: „Der 
Wandel wird nur von innen her möglich sein.“

Dialog also, auf allen Ebenen, mit klaren Botschaften, in den Kanälen, 
die derzeit offenstehen! Er sollte allerdings nicht mit Harmonie und Einver-
ständnis verwechselt werden: Eine stabile Partnerschaft wird es nur dann ge-
ben, wenn fundamentale internationale Standards eingehalten werden und 
alle europäischen Länder auf sichere Grenzen vertrauen können.

Konfliktmanagement statt Konfliktlösung, Frank Priess
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Zutiefst verstört
Der Brexit – persönlich genommen
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Am 29. März 2019, um 23.00 Uhr briti-
scher Zeit, wird der Brexit rechtskräftig 
und Großbritannien verlässt die Europäi-
sche Union (EU). Damit endet auf abseh-
bare Zeit eine vierzigjährige Beziehung 
mit gegenwärtig 27 EU-Partnern, die ge-
meinsam die größte Union freier und 
friedlicher Demokratien sowie den größ-

ten Binnenmarkt freier Nationen weltweit 
bilden.

Die Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union hat Großbritannien Wohl-
stand gebracht, seit 1973 hat sich das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) nahezu ver-
doppelt. Das Vereinigte Königreich ist 
nach dem wirtschaftlichen Niedergang 
der 1950er- und frühen 1960er-Jahre zur 
fünftgrößten Volkswirtschaft der Welt 
aufgestiegen. Im Jahr 2016 stammten  
63 Prozent der Investitionen in Groß-
britannien aus den 27 Mitgliedstaaten  
der Europäischen Union (E-27). Fünfzig 
Prozent des Handels finden mit der EU 
statt – sogar 65 Prozent, wenn man den 

Handel über die EU mit Drittstaaten ein-
rechnet. Großbritannien war das Land mit 
der niedrigsten Arbeitslosenquote in der 
Europäischen Union, es fehlten Arbeits-
kräfte. Die Wiedereinführung von Zöllen 
und anderen Hindernissen, die der Brexit 
verursachen wird, werden das Vereinigte 
Königreich in bisher nie gekannter Weise 
treffen und die Arbeitslosigkeit steigern.

Der Brexit ist ein Schlag ins Gesicht 
all jener Menschen, die sich – wie ich 
selbst – als Schulkinder und Studenten 
von den neuen Möglichkeiten mitreißen 
ließen, die ein „Eintritt nach Europa“ in 
den frühen 1960er-Jahren, als ich zur 
Schule ging, bot. Studieren in Europa 
wurde einfach gemacht. In meinem Fall 
erhielt ich Stipendien aus Oxford und  
vom Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienst (DAAD) und profitierte vom 
Studium der politischen Ideen und jüngs-
ten Geschichte in der Bundesrepublik  
der 1970er-Jahre an den Universitäten 
Bonn und Göttingen. Die Erfahrung, dass 
wir unabhängig von unserer Nationalität 
gemeinsame Werte und Ambitionen tei-
len, die ich während meiner eigenen aka-
demischen Laufbahn gemacht habe, ver-
suchte ich vielen Generationen meiner 
eigenen Studenten nahezubringen. All 
das geht jetzt zu Ende. Die Gemeinsam-
keit ist vorbei. Beim Brexit geht es zum ei-
nen um persönliche und zum anderen um 
intellektuelle und politische Verluste.

JEDER StEht SChlEChtER Da

Dass eine Regierung der Tories, die sich 
stets für die Verteidigung der Freiheit ein-
gesetzt hatte, damit prahlen würde, die 
Freizügigkeit von Menschen (darunter 

vier Millionen Briten, die in der EU leben) 
zu stoppen, ist für mich unfassbar, insbe-
sondere als lebenslanger Tory-Anhänger. 
Kein Wunder, dass ich, meine Familie, 
meine Freunde sowie viele meiner akade-
mischen Kollegen nicht nur in politischer 
Hinsicht, sondern auch persönlich zu-
tiefst verstört sind. Was so viele von uns 
nachts wach hält, ist nicht nur das Verlust-
gefühl, sondern die Sinnlosigkeit dieses 
Verlustes. Am 26. Juni 2016 wurden Ver-
nunft, gesunder Menschenverstand und 
Pragmatismus in einem Anfall von Mas-
senzorn, Ressentiments und Unvernunft 
aus dem Fenster geworfen.

Für viele, die hart daran gearbeitet 
haben, Karrieren aufzubauen und ihre 
Steuern zu zahlen, sind die riesigen Sum-
men, die jetzt rücksichtslos an den Brexit 
verschwendet werden, erschreckend ge-
nug. Nach Schätzungen der (unabhängi-
gen) Bank of England gibt Großbritannien 
bereits 727 Pfund pro Sekunde (440 Mil-
lionen Pfund pro Woche) für die Brexit-
Planung aus. Was die verschiedenen Deals 
von Premierministerin Theresa May be-
trifft, so schätzt das Centre for European 
Reform, dass ein „Norwegen-Deal“ in den 
nächsten fünfzehn Jahren jährlich sieb-
zehn Milliarden Pfund an staatlicher Kre-
ditaufnahme, ein „Kanada-Deal“ 57 Mil-
liarden Pfund sowie ein „No-Deal“ 
81  Milliarden Pfund kosten würde; der 
am 15. Januar abgelehnte Deal von The-
resa May hätte vierzig Milliarden Pfund 
gekostet. Ein „No-Deal“ würde ferner zu 
einem Rückgang des britischen BIP von 
acht Prozent und einem Verlust von min-
destens 750.000 Arbeitsplätzen führen. 
Die britische Wirtschaft ist bereits um 
zwei Prozent geschrumpft, und jeder 
 Bürger ist um 1.000 Pfund ärmer, als er  
es ohne Brexit-Votum wäre. Bei jedem 



106 107 Nr. 554, Januar/Februar 2019, 64. JahrgangDie Politische Meinung

Panorama

 einzelnen Deal steht Großbritannien 
schlechter da als zurzeit.

Der Brexit hat nicht einmal sein 
Hauptziel, die Beendigung der vierzig-
jährigen Auseinandersetzung um die 
Euro päische Union innerhalb der Tory-
Partei, erreicht, sondern den zwanghaften 
Streit verjüngt und von „Europaskeptizis-
mus“ zu „Europafeindlichkeit“ verschärft. 
Die EU-Länder sind für manche zu Geg-
nern, ja sogar zu Feinden geworden. In 
den Tory-Kreisen gibt es keinen Frieden, 
und es kann ihn auf absehbare Zeit auch 
nicht geben.

Dennoch meinte Frau May, sagen zu 
können: „Ich denke, wir werden außer-
halb der EU besser dran sein, wo wir die 
Kontrolle über unsere Grenzen, Gelder 
und Gesetze haben und in der Lage sind, 
um den Rest der Welt herum zu handeln“ 
(Sky News, 23. November 2018). Das ist 
Wahnsinn in jeder Hinsicht: Wir werden 
finanziell nicht bessergestellt sein, die 
Kontrolle unserer Grenzen wird sehr viel 
schwieriger werden, und der einzige Weg, 
den Handel zu befördern, würde bedeu-
ten, die EU-27-Preise zu unterbieten – was 
aber auch bedeutet, dass wir nicht in den 
Binnenmarkt verkaufen könnten.

haMMERSChlaG GEGEn  
DIE RatIO

Für jemanden wie mich, der durch seine 
Forschung und Publikationen ein wenig 
davon versteht, wie oft wirtschaftliche 
Verzweiflung in den vergangenen Jahren 
zu politischem Extremismus geführt hat, 
wann immer es Demagogen und andere 
gibt, die bereit sind, diese auszunutzen, ist 
die Rücksichtslosigkeit gegenüber den 

ökonomischen und politischen Kosten des 
Brexit-Experiments in einer scheinbar sta-
bilen und reifen Demokratie wie Groß-
britannien wahrlich erschreckend. Für die- 
jenigen (also wiederum solche wie mich), 
die sich ihren Unterhalt verdienen, indem 
sie Politik lehren, ist die Brexit-Abstim-
mung doppelt beunruhigend, denn sie of-
fenbart, dass in der heutigen britischen 
Politik die Emotionen über Fakten und 
eine evidenzbasierte Politik triumphieren 
können. Beweise, Information und Ratio 
sind die Grundbausteine des wissen-
schaftlichen Studiums und der Lehre. Als 
Michael Gove (ein potenzieller Nachfolger 
von Theresa May) während der Brexit-
Kampagne sagte, dass die Briten „genug 
von den Experten hätten“, war dies ein 
Hammerschlag gegen die Ratio. Die größ-
ten Experten wie Mark Carney, Gouver-
neur der Bank of England, waren natürlich 
aus rationalen und manchmal sogar emo-
tionalen Gründen „Remainers“ – also die-
jenigen, die beim Referendum 2016 für 
den Verbleib in der EU stimmten.

Dieser unheilvolle Mangel an Respekt 
gegenüber Experten war heuchlerisch: 
Die meisten, wenn nicht sogar alle wirt-
schaftlichen Brexit-Argumente basierten 
auf der Meinung eines einzigen Experten, 
nämlich Professor Patrick Minford von 
der Cardiff University. Das Vereinigte Kö-
nigreich stand ihnen als eine Art „großes 
Singapur“ vor Augen. Damit verbunden 
war die Erwartung eines viel größeren 
Wachstums außerhalb der EU, indem 
man nach den Regeln der Welthandels-
organisation (World Trade Organisation, 
WTO) Handel treiben würde – mit billige-
ren Lebensmitteln, Schuhen und billigerer 
Bekleidung. Obwohl viele auf die Schluss-
folgerungen Minfords aufmerksam wur-
den, beschäftigten sich nur  wenige mit 

seinen dahin gehenden Forderungen, dass 
etwa die Industrieproduktion und die 
Agrar produktion eingestellt, das Pfund 
weiter abgewertet und Millionen Men-
schen umgeschult werden müssten, allein 
um im IT-Bereich zu arbeiten.

GEGEn DIE EU, FÜR DIE natO?

Das Expertenargument, dass die Souverä-
nität der europäischen Staaten zum ge-
genseitigen Vorteil gebündelt werden 
müsse, galt den Brexit-Befürwortern als 
Ketzerei, obwohl die NATO-Mitglied-
schaft des Vereinigten Königreichs von 
den meisten unter ihnen unterstützt wird 
und die Bündniszugehörigkeit eine we-
sentlich weitreichendere Teilung von Ho-
heitsrechten erfordert. Ernstzunehmende 
Wissenschaftler wie mein Kollege Nick 
Rees glauben, dass Großbritannien den 
Verstand verloren hat.

Warum die Menschen für den Brexit 
gestimmt haben, ist kein Geheimnis: 
Schon David Camerons Idee eines Refe-
rendums war unklug. Schließlich gibt es 
immer ausreichend Gründe dafür, gegen 
einen Status quo zu stimmen. Hinzu kam: 
Das Vereinigte Königreich leidet unter 
enormen sozialen und wirtschaftlichen 
Pro blemen, insbesondere in den Rand-
regionen – genau dort, wo der Brexit am 
meisten Unterstützung erfuhr. Der Brexit 
war in erster Linie ein englisches und wa-
lisisches, kein schottisches oder nordiri-
sches Phänomen. Nicht Brüssel, sondern 
die Westminster-Regierung hatte die Ver-
pflichtung, den regionalen Benachteili-
gungen entgegenzuwirken. Es gab weitere 
grobe Versäumnisse der britischen Regie-
rung: Zehn Jahre Sparpolitik im Zeitraum 

von 2008 bis 2018 bedeuteten, dass die 
Reallöhne seit 2008 nicht mehr gestiegen 
waren. Kein Wunder, dass sich die sieb-
zehn Millionen Wähler vergessen fühlten, 
aber auch hieran war die EU unschuldig.

Selbst wenn die Brexit-Anführer heu- 
te darauf bestehen, dass sich der Ausstieg 
lohnen wird, egal zu welchem Preis (auch 
um den Preis größerer Armut), war dies 
nicht die Perspektive, die den Bürgern 
 damals in Aussicht gestellt worden war. 
Ihnen wurde gesagt, dass der Nationale 
Gesundheitsdienst das an EU-Beiträgen 
eingesparte Geld erhalten würde. Auch 
Nahrungsmittel und Kleidung würden 
deutlich billiger zu haben sein.

DaS VERSPREChEn  
DES „ CaKEISM“

Im Mittelpunkt der Brexit-Abstimmung 
stand aber das Versprechen eines „ Ca- 
keism“ (im Deutschen „Rosinen picken“), 
das sowohl von Vote.Leave als auch von 
Leave.EU gegeben wurde. Brexit-Befür-
worter, insbesondere Boris Johnson, er-
klärten beispielsweise, dass der EU-Aus-
tritt Großbritannien ermöglichen würde, 
von den massiven Vorteilen der Zollunion 
und des Binnenmarkts zu profitieren, 
ohne sich aber an die Vorschriften halten 
oder in den gemeinsamen Haushalt ein-
zahlen zu müssen. Dabei handelt es sich 
übrigens um einen Betrag von weniger als 
einem Prozent des britischen BIP, etwa 
acht Milliarden Pfund im Jahr 2017. Dem 
steht ein Ertrag, so der Verband der briti-
schen Industrie, von circa neunzig Mil-
liarden Pfund gegenüber.

Die Unterstützung für die „Cakeism“-
Idee prägte das Denken von Millionen 

Zutiefst verstört, Anthony Glees
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Menschen, politisierte viele und radika-
lisierte das politische Leben. Bis heute 
 folgen sie Theresa Mays „Mantra“ eines 
Vereinigten Königreiches, das den freien 
Handel mit der EU ohne Zollgrenzen 
 zwischen Irland und Nordirland fort-
führt, während es gleichzeitig völlig frei 
ist, eigene Handelsabkommen mit der 
 übrigen Welt abzuschließen, was zur 
Folge hätte, dass man die Preise für Waren 
und Dienstleistungen aus der EU unter-
bieten könne.

ROMantISChE lInIEn:  
DIE „EnGlIShnESS“

Deutet die Brexit-Abstimmung darauf 
hin, dass alle Aufklärung, alles Lehren 
über die EU und ihre Geschichte umsonst 
und Großbritanniens Weg untrennbar 
mit den Ereignissen auf dem europäischen 
Kontinent verbunden war? Die Antwort 
lautet: Nein. Die Wahlanalyse zeigt, dass 
diejenigen, die den größten Zugang zu 
Bildung, zu Logik und Vernunft haben, 
viel eher für „Remain“ stimmten: Je älter, 
ärmer und weniger gebildet die Wähler 
waren, desto wahrscheinlicher war es, 
dass sie für den Brexit stimmten. Der Bre-
xit war ein Votum gegen etabliertes Ex-
pertendenken, sei es in der Industrie, in 
der Berufswelt oder im Bildungswesen, 
zugunsten eines vermeintlichen Wisdom of 
Crowds („Weisheit der vielen“).

Niemanden scheint zu interessieren, 
dass es weltweit gar keine Nation gibt, die 
ausschließlich nach den WTO-Regeln 
Handel treibt; alle WTO-Mitglieder sind 
Teil regionaler oder bilateraler Blöcke. 
Niemand scheint zu verstehen, dass Ver-
waltungsvorschriften Verbrauchern wie 

auch den Herstellern nutzen und die Kos-
ten im Lauf der Zeit senken und eben 
nicht erhöhen.

Die meisten Hochschulabsolventen 
haben wohl für „Remain“ gestimmt, selbst 
wenn es eine kleine, aber sehr einfluss-
reiche Gruppe von Brexit-Intellektuellen 
gab, die die Debatte maßgeblich mitge-
staltet haben. Einige, darunter der His-
toriker und Churchill-Biograph Andrew 
 Roberts, argumentierten, dass eine Na-
tion, die über ein Imperium geherrscht 
hat, mehr als fähig sei, nach den Regeln 
der WTO weltweiten Handel zu betreiben 
und das eigene Schicksal zu bestimmen. 
Andere, wie der Philosoph Roger Scruton, 
verfolgten eine ebenso romantische Linie 
und betonten die typisch englische We-
sensart („Englishness“), die Liebe zum 
Land und zur Natur, welche die EU auf 
unerklärliche Weise zersetzt habe. Das 
deutsche Denken des 19. Jahrhunderts 
scheint sich irgendwie in eine britische 
Volkshaltung des 21. Jahrhunderts ver-
wandelt zu haben.

„FlUCht VOR DER VERnUnFt“

Die Entscheidung, die EU zu verlassen, 
muss meiner Meinung nach respektiert 
werden, wenn die Demokratie einen Sinn 
haben soll. Es gibt nach wie vor eine De-
batte darüber, wie sie durchgeführt wer-
den soll – ob der Verlust aller wirk lichen 
Autorität durch Theresa May bedeutet, 
dass das Parlament den Prozess kontrol-
lieren wird, oder ob es zu einem No-Deal-
Brexit oder zu Neuwahlen kommen wird. 
Aber was auch immer passiert, Großbri-
tannien wird infolge des Brexit ein ganz 
anderes Land sein.

Ein Traum wird nicht allein dadurch 
wahr, dass eine Mehrheit für ihn stimmt, 
auch wenn siebzehn Millionen Wähler sa-
gen, dass er existiert. Die Realität wird 
aber sicherlich durch Extremismus und 
die „Flucht vor der Vernunft“ verändert. 
Es gibt keine Anzeichen dafür, dass die 
Wähler einfach sagen würden: „Oh, wir 
haben uns geirrt, lasst uns wieder in die 
EU  zurückkehren.“ Aller Wahrscheinlich-
keit nach wird ein ohnehin schon radika-
ler „Rumpf“ von Brexit-Anhängern noch 
extremer und noch EU-feindlicher wer-
den und alles so darstellen, als ob die EU 
das Recht Großbritanniens, das zu tun, 
was es will, auf bösartige Weise vereitelt.

Was diejenigen anbelangt, die den-
ken, dass wir uns in einer Zeit des Nach-

denkens über grundlegende Fragen befin-
den: Sollte man ins „innere Exil“ gehen? 
Sollte man versuchen, für „übermorgen“ 
zu  planen? Wie ich aus meiner eigenen Fa-
miliengeschichte weiß, müssen Menschen 
manchmal auswandern: Ich vermute, dass 
die 27 EU-Staaten viele Menschen erwar-
ten können, die England genau jetzt ver-
lassen wollen. Durch einen „Unfall in der 
Geschichte“ habe ich Anspruch auf einen 
deutschen Pass – ich selbst könnte daher 
einer von diesen „Weggehenden“ sein.

Übersetzung aus dem Englischen: KERN AG, Bonn

Redaktionsschluss für diesen Beitrag war der  
18. Januar 2019.

Zutiefst verstört, Anthony Glees
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„Der Star ist
 die Partei“

Über Aufbrüche in der CDU, neue Gemeinsamkeiten mit der CSU  
und parteipolitische Perspektiven des Jahres 2019

RalPh BRInKhaUS
Geboren 1968 in Rheda-Wiedenbrück, 
seit 2009 Mitglied des Deutschen 
 Bundestages, seit September 2018 
 Vorsitzender der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion.

2018 war ein schwieriges Jahr für die 
CDU, das sie jedoch mit Impulsen der 
Erneuerung abgeschlossen hat: mit Ih-
rer Wahl zum Fraktionsvorsitzenden, 
dem Dreikampf um den Bundesvorsitz 
beispielsweise. Wie blicken Sie aus par-
teipolitischer Sicht auf das Jahr 2019?

Ralph Brinkhaus: Zunächst ein Blick zu-
rück: 2018 gab es einen schwierigen An-

fang mit den Regierungsgesprächen, eine 
enorm schwierige Jahresmitte mit dem 
Konflikt zwischen CDU und CSU. Aber 
danach hat es sich für die CDU gut ge-
fügt, auch im Verhältnis zur CSU. Ich war 
viel in Bayern unterwegs, zum Beispiel  
bei der Klausurtagung der CSU-Landtags-
fraktion in Kloster Banz. Annegret Kramp-
Karrenbauer war unter anderem bei der 
CSU-Landesgruppe im Bundestag auf de-
ren Klausur tagung in Kloster Seeon.

Weil wir eine sehr schwierige Strecke 
hinter uns gelassen haben, wird es jetzt 
po sitiv weitergehen. Ich bin optimistisch, 
dass wir ein besseres Europawahlergebnis 
erzielen werden, als das noch vor einigen 

Wochen für möglich gehalten wurde.  
Für den Wahlkampf gibt es eine gute Mi-
schung, weil wir uns einerseits personell 
neu ausgerichtet haben, uns andererseits 
aber auch auf die Erfahrung bewährter 
Persönlichkeiten, vor allem die der Bun-
deskanzlerin, stützen. Wir haben mit 
Manfred Weber auch einen exzellenten 
Spitzenkandidaten. 

Bei den Landtagswahlen in den neuen 
Ländern müssen wir ganz besonders hart 
kämpfen. Aber auch dort sind wir perso-
nell gut aufgestellt und müssen einfach 
eine überzeugende Politik machen. Dabei 
rate ich dazu – und das gilt nicht nur für 
die Landtagswahlen, sondern auch für die 
Europawahl –, den Blick nicht auf andere 
Parteien zu richten, sondern unser „eige-
nes Ding“ zu machen.

Die Bundespartei hat einen von den 
meisten als fair und spannend erlebten 
Wettbewerb um den Vorsitz ausgetra-
gen. Der neue Generalsekretär räumt 
aber ein, dass es nach der knappen 
Entscheidung „sehr, sehr viele Ent-
täuschte“ gibt – unter den Delegierten 
wie auch an der Basis. War die Enttäu-
schung nur eine momentane oder 
muss man an ihrer Überwindung ar-
beiten?

Ralph Brinkhaus: Wer verliert, ist na-
türlich enttäuscht. Wäre man es nicht, 
hätte man nicht mit genügend Herzblut 
gekämpft. Insofern ist das eine normale 
 Reaktion. Insgesamt erlebe ich aber eine 
große Zufriedenheit darüber, dass es eine 
Auswahl gab und wie diese intensive De-
batte geführt worden ist. Diese Erfah-
rung überträgt sich in die Partei hinein, 
weil jetzt alle wissen, dass es nicht nur 
einen personellen Neuauf bruch gibt.  

Die Partei wird sich auch bei den Verfah-
ren neu aufstellen – also mehr Partizipa-
tion und mehr Öffnung hin zu den Mit-
gliedern.

Risse sehen Sie nicht – etwa zwischen 
liberal und konservativ?

Ralph Brinkhaus: Nein, Risse sehe ich 
nicht, im Gegenteil. Mit den beiden unter-
legenen Kandidaten Friedrich Merz und 
Jens Spahn sind Themen auf die Agenda 
gekommen, die jetzt gemeinsam disku-
tiert werden. 

In der Partei sprechen wir beispiels-
weise mehr über Wirtschaft, über Sicher-
heit, vielleicht auch mehr über Werte. Wir 
ziehen auch Bilanz, wo wir in der Migra-
tions- und Ausländerpolitik stehen.

Sie haben bereits in Ihrer Parteitags-
rede eine Rückkehr zur Sacharbeit in 
Partei und Fraktion angemahnt. Trotz-
dem spricht man viel über Personen 
und Ämter, über mögliche Minister-
posten, über den Zugriff zur Kanzlerin-
nennachfolge. Hatten Sie es voraus-
geahnt?

Ralph Brinkhaus: Mich hat betrübt, dass 
sich die Debatte lange auf einzelne Perso-
nen fokussiert hat. Unsere Partei besteht 
nicht nur aus Annegret Kramp-Karren-
bauer und Friedrich Merz. Für alle Politik-
bereiche und auf allen Ebenen haben wir 
gute Leute. Insofern war es ein bisschen 
frustrierend, dass lange immer nur über 
zwei Personen geredet wurde. 

Ich würde mich freuen, wenn wir an 
den Punkt kommen würden, wo wir sa-
gen: Der Star ist die Partei. Genauso, wie 
ich sage: Der Star ist die Fraktion.
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Die Bundespartei, die CDU/CSU-Frak-
tion, die CSU-Landesgruppe – sie alle 
haben angekündigt, ihr eigenes Profil 
zu schärfen. Wird das Regieren da-
durch nicht noch schwieriger, als es in 
der Regierungskoalition eines födera-
len Staates ohnehin schon ist?

Ralph Brinkhaus: Das ist eine sehr gute 
Frage, weil sie mir die Gelegenheit gibt, 
auf etwas Grundsätzliches hinzuweisen: 
Man sollte ein eigenes Profil haben und 
den Wählerinnen und Wählern auch im-
mer wieder verdeutlichen, was man tun 
würde, wenn man allein an der Regie-
rung wäre. Auf der anderen Seite ist es 
aber so, dass die Zeiten absoluter Mehr-
heiten im Bund seit 1961 vorbei sind und 
man zum Regieren Koalitionspartner 
braucht. Mit diesem muss man Kompro-
misse eingehen. Aber niemand muss da-
für seine Seele verkaufen und seine Posi-
tionen aufgeben. 

Momentan gefällt mir überhaupt 
nicht, dass der politische Kompromiss, 
der aus einer klaren Positionierung he- 
raus geschlossen wird, so gering geschätzt  
wird.

Das Herausstellen von Profilen ist al- 
so kein Gegensatz zum effektiven Re-
gieren?

Ralph Brinkhaus: Überhaupt nicht.

Der Streit zwischen CDU und CSU hat 
Sie, wie Sie sagen, „extrem angefasst“. 
Wie beschreiben Sie heute Ihre Ge-
fühlslage mit Blick auf die Union als 
Ganze? Und was können Sie als Vor-
sitzender der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion zu diesem Zusammenhalt bei-
tragen?

Ralph Brinkhaus: Ich bin nicht allein 
Vorsitzender der CDU-Bundestagsabge-
ordneten, sondern der Fraktionsgemein-
schaft von CDU und CSU. Das versuche 
ich zu leben. Es geht darum, diese Ge-
meinschaft immer wieder herauszustel-
len, denn sie hat uns in siebzig Jahren 
Bundesrepublik stark gemacht. Ich bin 
der tiefen Überzeugung – und deswegen 
hat mich das so „angefasst“ –, dass wir ge-
trennt nie wieder die gleichen Gestaltungs-
möglichkeiten haben würden und nie wie-
der eine so gute Politik machen könnten, 
wie wir es gemeinsam geschafft haben. 

Es ist essenziell, dass CDU und CSU 
zusammenstehen. Nicht nur Seeon war 
ein guter Anfang, ich verstehe mich bei-
spielsweise gut mit Alexander Dobrindt 
und Markus Söder. Übrigens ist es fach-
lich unter den Kollegen von CDU und 
CSU auch im letzten Jahr gut gelaufen.

Zu Jahresbeginn waren die Zeitungen 
voller Szenarien, wie es mit der Großen 
Koalition weitergeht. Die Fortführung 
bis ans Ende der Legislaturperiode galt 
nicht als die wahrscheinlichste Option. 
Warum sind Sie sicher, dass es anders 
kommt?

Ralph Brinkhaus: Zunächst einmal wol-
len wir über die volle Länge – bis 2021 – 
gute Politik machen. Zwar hatten wir  
bei der Bundestagswahl 2017 kein zufrie-
denstellendes Ergebnis, aber wir wurden  
die größte Fraktion und haben den Auf-
trag  bekommen, eine Regierung für vier 
Jahre zu führen. Und diesen Auftrag müs-
sen wir erfüllen. Deswegen muss es unser 
und der Plan der SPD sein, diese vier Jahre 
nicht nur durchzuhalten, sondern sie im 
Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
auch gut zu gestalten. Schließlich ist 

 überhaupt nichts davon zu halten, die 
Menschen so lange neu wählen zu lassen, 
bis es den Politikern passt.

Über alle bevorstehenden schwierigen 
Wahlen und Halbzeitevaluierungen 
hinweg?

Ralph Brinkhaus: Die Sacharbeit ist in 
der Koalition gut angelaufen. Wir ha- 
ben etwa bis Dezember enorm viel gelie-
fert, und das wollen wir weiterhin tun. 
Wir wollen das Leben der Menschen 
Stück für Stück besser machen. Insofern 
sollte man uns auch an unserer Sacharbeit 
messen.

Die Koalition und die Union haben sich 
2018 viel mit sich selbst beschäftigt. 
Entsprechend richten Sie den Blick 
wieder auf den politischen Gegner und 
raten zum „Gegenpressing“. Was und 
vor allem wen meinen Sie damit?

Ralph Brinkhaus: Gegenpressing bedeu-
tet im Fußball, den Ball möglichst schnell 
zurückzugewinnen, wenn er in den Rei-
hen der Gegner ist. Es geht darum, selbst 
das Spiel zu machen. Das heißt, wir wol-
len die Initiative in der Hand haben und 
die Themen setzen.

… und das wären beispielsweise?

Ralph Brinkhaus: Im Mittelpunkt steht, 
das Leben der Menschen in der Mitte der 
Gesellschaft zu verbessern, uns mehr auf 
die Themen der Mitte zu fokussieren, als 
das in der Vergangenheit der Fall war: 
Wohnen, Pflege, Mobilität, aber insbeson-
dere auch die Innere Sicherheit. Es geht 
nicht allein um Einbruch in mein Haus, 
sondern auch um das Knacken von Ac-

counts. Insofern wird Cybersicherheit ein 
Schwerpunkt sein. Die Menschen wollen 
wissen, wie das Land morgen aussieht. Im 
Bereich Innovation und Technologie müs-
sen wir sehr viel Gas geben.

Ich hatte Sie so verstanden, dass es 
beim Gegenpressing auch um eine Ant-
wort auf die populistische Debatten-
führung geht.

Ralph Brinkhaus: Ja, das betrifft selbst-
verständlich auch das Thema Zusammen-
halt der Gesellschaft. Und dabei stellt sich 
die Frage: Fördert die Art und Weise, wie 
momentan der politische Diskurs erfolgt, 
eine konsensuale Gesellschaft? Ich wür- 
de sagen, dass wir eine gegenläufige Ent-
wicklung haben. Bei allem Streit um die 
Sache muss man auch immer respektvoll 
und achtsam mit dem politischen Gegner 
umgehen, weil es um einen Streit der 
 Argumente geht und nicht darum, dass 
man sich für moralisch besser hält als den 
anderen.

In einem Aufsatz schreiben Sie: „Das 
Vertrauen in die Politik ist erschüttert. 
Bürger fühlen sich nicht mehr respek-
tiert.“ Manche wollen „nichts mehr 
von einem Politiker hören“. Ist das 
nicht eine Analyse, die eine Volkspar-
tei in ihrem Selbstbewusstsein aufrüt-
teln müsste?

Ralph Brinkhaus: Diese Erkenntnis hat 
dazu geführt, dass wir einiges umstellen, 
und dementsprechend sind wir optimis-
tisch, dass das künftig in die andere Rich-
tung läuft.

Was heißt es, „das Land aus der Mitte 
heraus zu denken“?

„Der Star ist die Partei“, Ralph Brinkhaus
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Ralph Brinkhaus: Ich formuliere es mal 
so: Der Charakter einer Gesellschaft zeigt 
sich daran, wie gut sie mit Randgruppen 
und Minderheiten umgeht. Trotzdem 
müssen wir die Mitte der Gesellschaft 
wieder mehr in den Fokus rücken. Das 
sind die Leute, die morgens früh aufste-
hen, ihre Kinder zur Schule bringen, ar-
beiten gehen und gegebenenfalls abends 
ein Ehrenamt ausfüllen. Diese Menschen 
haben im politischen Diskurs zuletzt re-
lativ wenig stattgefunden. 

Im Wahlkreis werde ich beispielsweise 
gefragt: Wie geht es in der Diesel-Frage 
weiter? Was ist mit der Pf lege- und der 
 Gesundheitsversorgung? Frühkindliche 
Bildung, Kita-Plätze bis zur Qualität der 
Grundschulen, G8- und G9-Abitur, be-
rufliche Ausbildung – auch das sind die 
Themen, die die Menschen bewegen.  
Wir müssen die politische Flughöhe von 
10.000 Metern verlassen, in der wir große 
Grundsatzdebatten führen über Dinge, 
die die Menschen vielleicht nicht ganz so 
interessieren.

Sie trauen sich viel zu, die Mitte in ei-
ner „granularen Gesellschaft“ finden 
zu wollen …

Ralph Brinkhaus: Wichtig ist, dass wir 
der Versuchung widerstehen, die Men-
schen selbst in granulare Schubladen zu 
stecken. Das wäre ein Fehler. Ich schaue 
dabei auch auf die eigene Partei, in der 
etwa gesagt wurde, wir müssten jetzt eine 
urbane Großstadtpartei werden. 

In Würzburg bei einer Veranstaltung 
habe ich kürzlich gesagt: Die Unionsfami-
lie ist zuständig für die Menschen, die im 
Zen trum von Würzburg leben – die viel-
leicht andere Interessen haben als die 
Menschen, die im Steigerwald leben. Aber 

beide brauchen eine politische Heimat. 
Und die Volksparteien sind für beide da. 
Ich kann doch nicht sagen, es interessiert 
mich nicht, wer im Steigerwald lebt, und 
wer dort Diesel fährt, der hat Pech gehabt. 
Ich bin natürlich auch für die Fahrradfah-
rer in Würzburg zuständig, aber nicht al-
lein. Sich auf Partikularinteressen zu kon-
zentrieren, das können andere Parteien 
machen, aber nicht wir.

Unter dem Hashtag #Brinkhausunter-
wegs sind Sie aktuell auf einer „Zuhör-
tour“: Welche Themen nehmen Sie  
daraus konkret mit nach Berlin?

Ralph Brinkhaus: Ich war gleich zu Be-
ginn des Jahres in der Lausitz. Dort haben 
die Menschen mir über ihre ganz konkre-
ten Sorgen vor Ort berichtet. Was passiert 
mit unseren Arbeitsplätzen? Was passiert 
mit unserer Region? Da ist mein Stand-
punkt: Die Menschen im Braunkohletage-
bau, in den Kraftwerken oder bei den Zu-
lieferern – die gehören auch zur Mitte der 
Gesellschaft. Und deswegen bleiben Um-
weltpolitik und das Erreichen der Klima-
ziele wichtig. 

Aber auf der anderen Seite müssen 
wir auch immer sehen, was das für eine 
Region und die Menschen dort bedeutet. 
Wie kann ich sie auf den Weg zum Ziel mit 
an Bord nehmen, anstatt sie zu verlieren?

Was sagen Ihnen die Menschen zu 
 Europa?

Ralph Brinkhaus: Die erste Reaktion ist 
meist, dass sie ansprechen, was alles in 
Brüssel schiefläuft. Im Verlauf der Dis-
kussion stellt sich heraus, dass viele Leute 
durchaus ein Verständnis dafür haben, 
dass es sich um ein wichtiges politisches 

Projekt handelt und dass ihre Arbeits-
plätze sehr stark vom europäischen Bin-
nenmarkt abhängig sind. Die Menschen 
wissen auch zu gut, dass Deutschland in 
einem harten internationalen Wettbewerb 
steht, der zunehmend von China domi-
niert wird – einem Land mit einer Bevöl-
kerung von 1,3 Milliarden und momentan 
sehr, sehr viel Geldreserven. Wenn man 
ihnen dann noch bewusst macht, dass es 
hingegen nur achtzig Millionen Deutsche 
gibt, dann sagen viele: Nein, auch deshalb 
brauchen wir ein gemeinsames Europa. 
Wir haben den Fehler gemacht, Europa 
auf Geldfragen zu reduzieren. Das hat 
sich bei den Menschen eingebrannt. Un-
sere Herausforderung bis zum Mai wird 
sein, den Menschen wieder zu vermitteln, 
dass Europa weit mehr ist als die Summe 
von vielen Rettungspaketen – und zwar in 
erster Linie ein Friedensprojekt. Europa 
garantiert unsere Sicherheit – übrigens 
auch im Inneren. Gegen viele Formen der 
Organisierten Kriminalität muss man eu-
ropaweit vorgehen.

Europa wird 2019 den Schwerpunkt der 
Debatten in der Bundestagsfraktion 
bilden. Mit welchem Ziel?

Ralph Brinkhaus: Wir wollen mitma-
chen in Europa, weil wir den Auftrag ha-
ben, die Interessen des deutschen Volkes 
zu vertreten. In den letzten Jahren haben 
wir das besonders in Finanzfragen sehr 
ernst genommen, auch unterstützt durch 
die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts. Aber es gibt Luft nach oben, 
und das heißt: Nach Artikel 23 Grund-
gesetz können wir der Bundesregierung 
Handlungsmaximen für Verhandlungen 
in Brüssel mit auf den Weg geben; wir 
können eine Subsidiaritätsrüge ausspre-

chen und haben auch die Möglichkeit ei-
ner umfassenderen Kontrolle, ob und wie 
bestimmte Dinge umgesetzt werden. Wir 
wollen bei der europäischen Legislative 
nicht erst dann dabei sein, wenn ein euro-
päischer Rechtsakt abgeschlossen ist. Das 
heißt: Als Deutscher Bundestag werden 
wir uns künftig in der Frühphase der Ent-
wicklung von Richtlinien und Verordnun-
gen einbringen. Und zwar nicht als Brem-
ser, sondern einfach gemäß unserem Auf- 
trag, dass wir unser deutsches Interesse 
vertreten.

Gegenüber den finanzpolitischen Avan-
cen Emmanuel Macrons gelten Sie als 
skeptisch …

Ralph Brinkhaus: Insofern sehr skep-
tisch, als wir in den europäischen Finanzen 
immer eine Gratwanderung haben: zwi-
schen Solidarität, die in einer Gemein-
schaft notwendig ist, einerseits. Anderer-
seits darf Solidarität keine Einbahnstraße 
werden. Wir hatten jedoch den Eindruck: 
Die eine Seite gibt etwas, die andere be-
kommt etwas, hat aber keine Bereitschaft 
zur Beachtung bestimmter Konditionie-
rungen. Wenn wir Europa auf einen  reinen 
Umverteilungsmechanismus reduzieren, 
wird er Europa mittelfristig kaputtma-
chen, weil die Geberländer irgendwann 
keine Lust mehr haben, zu geben, und die 
Nehmerländer immer noch sagen, es ist 
nicht genug.

Das Gespräch führte Bernd Löhmann  
am 8. Januar 2019.
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Klassenkampf  
und Islam

Vierzig Jahre Iranische Revolution

ChRIStIan FUnKE
Geboren 1982 in Unna (Westfalen),  
Iranist, Religions- und Islamwissen-
schaftler. Er verbrachte mehrere Jahre  
in Iran und forscht zu Themen des 
 modernen Irans und des schiitischen 
Islam.

In der Silvesternacht des Jahres 1977 
brachte US-Präsident Jimmy Carter auf 
seinen Gastgeber Mohammad Reza Schah 
Pah lavi in Teheran den Toast aus: „Dank 
der großartigen Führung des Schahs ist 
Iran eine Insel der Stabilität in einer der 
am meisten auf gewühlten Gegenden der 
Welt.“ Trotz sporadischer Proteste gegen 
seine fast vierzigjährige Herrschaft schien 
der Schah äußerlich auf dem Gipfel seiner 

Macht: Durch Ölexporte stabilisiert, war 
Iran zum wichtigsten Verbündeten des 
Westens im Nahen Osten geworden, die 
technische Modernisierung schritt voran, 
und eine gebildete Mittelschicht war ent-
standen. Doch schon bald überschlugen 
sich die Ereignisse, und Straßen proteste, 
ein Generalstreik und Massendemonstra-
tionen legten das gesamte Land lahm. Da-
bei traten religiöse Motive immer stärker 
hervor, und bald war die Rede von einer 
„Is lamischen Revolution“. Der 76-jährige 
Ajatollah Ruhollah Chomeini führte aus 
dem Exil in Frankreich die Revolution an.
Indem Chomeini bereits 1963 gegen die 
Reformvorhaben des Schahs pro testierte – 
darunter die Einführung des Frauenwahl-
rechts und eine umfassende Landreform – 

und sich an die Spitze protestierender 
Kleriker und Seminaristen in der den 
Schiiten heiligen Stadt Ghom – Chomeini 
unterrichtete dort bis 1963 Islamisches 
Recht – stellte, brach er mit der quietisti-
schen Tradition der Schia. Diese besagt, 
dass weltliche Herrschaft, solange sie die 
Ausübung der religiösen Pflichten nicht 
hindert, toleriert werden soll, selbst wenn 
sie prinzipiell illegitim ist. Chomeini hin-
gegen entwickelte die Vorstellung, dass 
die Rechtsgelehrten selbst herrschen soll-
ten, um vorübergehend an die Stelle des 
zwölften schiitischen Imams zu treten, 
dessen endzeitliche Wiederkehr erwartet 
wird.

Viele Protestierende, Außenstehende 
und Experten sahen in Chomeini zunächst 
eine Art iranischen Gandhi, der nach  
der Revolution nach Ghom zurückkehren 
würde, um sich religiösen Studien zu 
 widmen. Nicht seine außerhalb klerikaler 
Kreise kaum rezipierten Schriften und auf 
Kassetten verbreiteten Predigten waren 
es, die Religiöse, Nationalisten, Kommu-
nisten, die Mittelschicht und die Unter-
schicht miteinander verbanden, sondern 
gemeinsame politische Forderungen so-
wie die Macht schiitischer Rituale, Bilder 
und Narrative. Sie ordneten das chaoti-
sche Revolutionsgeschehen in das Schema 
eines Kampfes zwischen Gut und Böse ein 
und verliehen sowohl persönlichen Erfah-
rungen als auch Verlusten einen Sinn.

Statt nach seiner Rückkehr in den 
Iran ins Seminar zurückzukehren, kon-
zentrierte Chomeini die Macht im neuen 
Staat in den Händen des Klerus und schal-
tete jegliche Opposition systematisch aus. 
Er beendete die über 2500-jährige Mo nar-
chie und setzte an ihre Stelle eine „islami-
sche Moderne“, die sich sowohl von der 
Nachahmung des Westens als auch von 

den kommunistischen Systemen des Os-
tens abgrenzte. Eckpfeiler der neuen poli-
tischen Ordnung waren ein gelenktes par-
lamentarisches System und Chomeinis 
Version des schiitischen Islam, dessen 
Kleriker in allen politischen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Bereichen fortan 
den Ton angaben. Während viele kultu-
relle und wissenschaftliche Errungen-
schaften der Schahzeit rückgängig  ge- 
macht wurden, was bis heute zu einer 
 Talentabwanderung führt, gelang es den-
noch, ein politisches System zu schaffen, 
das eine eingeschränkte Mitwirkung des 
Volkes ermöglichte.

DIE URSaChEn DER 
 REVOlUtIOn

Wie konnte es zu dem Umsturz kommen, 
den kaum jemand vorausgesehen hatte?  
In gewisser Weise wurde der Schah Opfer 
seines Erfolges und seiner Hybris zu-
gleich. Noch zu Zeiten John F. Kennedys 
fragte er rhetorisch eine Gruppe von Offi-
ziellen, warum die Studenten der Univer-
sität Teheran gegen ihn demonstrierten. 
„Wir haben ihnen alles gegeben. Was wol-
len sie noch?“ Der spätere Zentralbank-
direktor Mehdi Samii entgegnete dem 
Schah, dass die Studenten die Dinge, die er 
ihnen gegeben hatte, als Teil ihrer unver-
äußerlichen Rechte betrachteten und sich 
dem Standpunkt verweigerten, dass ihnen 
diese Rechte  gegeben worden seien, und 
zudem meinten, dass ihnen andere Rech- 
te vorenthalten würden.1 Damit  brachte 
Mehdi Samii auf den Punkt, dass der ra-
santen wirtschaft lichen und kulturellen 
Entwicklung des Landes auf der politischen  
Ebene kein Pendant  gegenüberstand. Die 
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neue Mittelschicht wurde zwar in die Bü-
rokratie des Staates inte griert, politische 
Partizipation dagegen wurde ihr nicht 
eingeräumt.

An dem Generalstreik von 1978 wa-
ren sowohl Staatsbedienstete als auch 
Lohnarbeiter beteiligt. Beide unterstütz-
ten die Forderungen nach der Freilassung 
politischer Gefangener, Pressefreiheit, 
Gewaltenteilung und der Abschaffung des 
1975 eingeführten Einparteiensystems. 
Die verspäteten und oft dilettantischen 
Reaktionen des Schahs zerrütteten den 
Glauben an eine Zukunft des Pahlavi-
Staates. Einen Markstein bildete eine Fern-
sehansprache des Schahs, in der er mit 
kraftloser Stimme und in ziviler Garde-
robe Reformen versprach und erklärte, er 
habe die Stimme der Revolution gehört. 
Psychologisch hatte die Revolution bereits 
gewonnen, denn Chomeini und seine Ge-
folgsleute beherrschten die Klaviatur der 
Symbole  perfekt.

Nach fünfzig Jahren des iranischen 
Nationalismus, der auf die vorislamische 
Zeit rekurrierte und dezidiert laizistisch 
war, wurde der Islam zu einem Instru-
ment, eine oppositionelle Haltung gegen-
über dem Staat auszudrücken. So legten 
Haushälterinnen und Studentinnen das 
Kopftuch an, Arbeiter und Beamte ließen 
sich Bärte wachsen. Selbst atheistische 
Kommunisten bezogen sich auf Imam 
Hussein und sein Martyrium bei Kerbela. 
Die revolutionäre Rhetorik, die Klassen-
kampf und Islam miteinander vermischte, 
bediente sich der schiitischen Tradition 
und erfand sie gleichermaßen neu. Die 
Schriften Ali Schariatis und Dschalal Al-e 
Ahmads lieferten den intellektuellen Un-
terbau für diesen neuen Iran, der zugleich 
zurück zu den Wurzeln und in eine bes-
sere Zukunft weisen sollte.

PaRIa DER 
 WEltGEMEInSChaFt

Die erste Dekade der Islamischen Repu blik 
wurde vom Ersten Golfkrieg (1980–1988) 
überschattet. Nach einem vom Westen ge-
deckten Überraschungsangriff Saddam 
Husseins geriet Iran zunächst in die De-
fensive. Der irakische Diktator hoffte, er 
könne das durch Säuberungen stalinisti-
schen Typs geschröpfte gegnerische Mili-
tär schnell bezwingen. Er sah sich jedoch 
bald mit einem langatmigen Stellungs-
krieg konfrontiert, in dem keine Seite be-
deutende Gewinne erzielen konnte. Zahl-
reiche Staaten, darunter auch die Bundes- 
republik Deutschland, lieferten Waffen an 
beide Konfliktparteien, deren menschliche 
und wirtschaftliche Opfer enorm waren.
Auch im Inneren war der neue Staat nicht 
gefestigt. Nachdem gemäßigte und natio-
nalistische Kräfte ausgeschaltet worden 
waren, rangen die islamo-marxistischen 
Volksmudschahedin mit Chomeinis An-
hängern um die Macht, wurden aber 
letztlich verdrängt. Terroranschläge, Ver-
haftungswellen, patrouillierende Milizen, 
ein Aufstand der iranischen Kurden und 
die Islamisierung der Schulen und Uni-
versitäten prägten die ersten Jahre nach 
der Revolution. Chomeinis charismati-
sche Führung schlichtete die schwelenden 
Konflikte zwischen links-islamistischen 
und konservativen Kräften, die allerdings 
nach seinem Tod wieder an Virulenz  ge- 
wannen. Ein Jahr vor seinem Tod ord - 
nete Chomeini die Massenhinrichtung  
von mindestens dreitausend politischen 
Gefangenen an. Es war ein Blutgericht,  
das die künftigen Machthaber zusam-
menschweißen sollte und bis heute sei- 
ne Schatten wirft. Die Verfassung wurde 

 dahin  gehend geändert, dass die politi-
schen, nicht aber die religiösen Qualifika-
tionen des Obersten Rechtsgelehrten aus-
schlaggebend für seine Eignung als 
Staatsoberhaupt sein sollten. Der Sys tem-
erhalt wurde dabei sogar über die Prin-
zipien des Islam gestellt und zum Kern-
prinzip der Islamischen Republik Iran 
erhoben. Der neue, seit 1989 amtierende 
Revolutionsführer Ali Chamenei und der 
neue Präsident Hashemi Rafsandschani 
(1989–1997) lenkten ihr Augenmerk auf 
den Wiederaufbau des vom Krieg gebeu-
telten Landes und bedienten sich hierzu 
ansatzweise einer wirtschaftsliberalen Po-
litik, die auch ausländische Investoren ins 
Land holen wollte. Zur gleichen Zeit dau-
erten die Verfolgung und Ermordung po-
litischer Gegner sowohl in Iran als auch 
im Ausland an,  wovon etwa die Ketten-
morde, eine systematische Serie von Mor-
den und des Verschwindenlassens von 
Personen in den 1990er-Jahren in Iran 
und das Mykonos-Attentat, bei dem am 
17. September 1992 vier iranisch-kurdi-
sche Exilpolitiker im Auftrag des irani-
schen Geheimdienstes in Berlin ermordet 
wurden, beredtes Zeugnis ablegen. Die 
Feindschaft mit Israel, die sich nach dem 
Zerfall der Sowjetunion intensivierte, die 
Unterstützung der libanesischen Hisbollah 
und die revolutionäre Rhetorik machten 
Iran zu einem Paria der Weltgemeinschaft.

Erst mit dem unerwarteten Wahlsieg 
Mohammad Chatamis (1997–2005) bei 
den Präsidentschaftswahlen zeichnete 
sich  sowohl im Inland als auch gegenüber 
dem Westen eine Politik der Entspannung 
ab. Die Reformen Mohammad Chatamis 
lockerten die repressive kulturelle Sphäre 
auf und ermöglichten durch Zeitungs-
gründungen einen kritischen Diskurs. 
Ziel des aus den Linksislamisten hervor-

gegangenen Reformflügels war es, die Is-
lamische Republik durch politische und 
so zia le Reformen zu stabilisieren und zu 
erhalten, doch stieß die Regierung auf 
 immer stärkeren Widerstand von Revolu-
tions führer und Wächterrat.

POlItISChE lÄhMUnG  
DES lanDES

Die Spaltung der politischen Elite, die  
um die Deutungshoheit der Revolution 
rang, in deren Namen sich jegliche Politik 
 rechtfertigen muss, führte zu einer poli-
tischen Lähmung des Landes. Mit Mah-
mud Ahmadinedschad (2005–2013), der 
ebenfalls überraschend die Präsident-
schaftswahlen gewann, schwang das Pen-
del wieder zugunsten derer aus, die die 
 Islamische Republik im Sinne ihrer isla-
misch-autoritären Komponente definie-
ren wollten. Während er im Ausland in 
erster Linie aufgrund seiner Aussagen 
zum Holocaust und seines offensiven 
 Umgangs mit dem iranischen Nuklear-
programm wahrgenommen wurde, zeich-
neten seine Präsidentschaft in Iran vor al-
lem Nepotismus, Messianismus, wirt- 
schaft liche Krisen, Zensur, kulturelle Re-
pressionen und eine populistische Rheto-
rik aus.

Nach der von massiven Betrugsvor-
würfen begleiteten Wiederwahl Mahmud 
Ahmadinedschads 2009 versammelten sich 
in Teheran und anderen Städten die größ-
ten Massenproteste seit der Revolution 
dreißig Jahre zuvor. Die Kernforderungen 
der sogenannten Grünen Bewegung un-
terschieden sich kaum von denen des Jah-
res 1978, verlangte sie doch die Freilas-
sung politischer Ge fangener, das Ende der 
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Zensur und der  gewalttätigen Übergriffe 
auf politische Gegner sowie die Annullie-
rung der Wahlen. Der massive Ansehens- 
und Legitimitätsverlust, der durch die 
Niederschlagung der Protestwelle ent-
stand, hallt bis heute nach, spielen Wah-
len und Massen im Selbstverständnis der 
Islamischen Repu blik doch eine zentrale 
Rolle. Dass die Antiaufstandseinheiten 
und Milizen nicht davor zurückschreck-
ten, am heiligen Aschura-Tag, an dem die 
Schiiten des Todes des für sie dritten 
Imams Hussein in der Schlacht von Ker-
bela gedenken, Blut zu vergießen, Gefan-
gene zu vergewaltigen und Gräber zu 
schänden, fasste Großajatollah Hossein 
Ali Montazeri mit den Worten zusammen, 
die Islamische Republik sei weder isla-
misch noch eine Republik.2

MIttElSChICht WURDE 
 aBERMalS EnttÄUSCht

Die Präsidentschaft Hasan Rohanis (seit 
2013) stand somit zunächst vor der Auf-
gabe, zwischen den politischen Lagern 
Brücken zu schlagen und das Vertrauen in 
das politische System wiederherzustellen. 
Rohani setzte, wie schon Rafsandschani, 
auf wirtschaftliche Reformen und warf 
sein gesamtes politisches Gewicht in die 
Waagschale, indem er die letztlich erfolg-
reichen Verhandlungen über das iranische 
Atomprogramm in eine neue Runde führ- 
te. Dass eine für die Bevölkerung spürbare 
wirtschaftliche Dividende des Abkom-
mens ausblieb und sich die wirtschaftliche 
Lage Irans weiter verschlechterte, führte 
zu Unruhen. Ehemalige Anhänger der 
 Reformbewegung und die Mittelschicht 
wurden abermals enttäuscht. Bei seiner 

Rede vor der Vollversammlung der Verein-
ten Nationen in New York 2013 führte 
Hasan Rohani aus: „Die Verwirk lichung 
von Demokratie im Einklang mit der Reli-
gion und friedlichen Regierungswechseln 
hat dazu geführt, dass Iran ein Anker der 
Stabilität in einem Meer der regionalen 
Instabilität ist.“ 3

Wie auch zu Zeiten des Toasts Jimmy 
Carters steht Iran heute äußerlich stabil 
da. Gleichzeitig sind es tiefgreifende Pro-
bleme wie die immer wieder aufflammen-
den wirtschaftlichen Krisen, die anhalten- 
de internationale Isolation, das umstritte- 
ne militärische Engagement in Syrien und 
die ungeklärte Frage, welchen Stellenwert 
die Partizipation des Volkes im Gesamt-
system einnehmen soll, die weiterhin un-
gelöst sind. Gemessen an ihrem immer 
wieder vorhergesagten baldigem Zusam-
menbruch nimmt das vierzigjährige Be-
stehen der Islamischen Republik fast wun-
der. Hinter die Wünsche, Hoffnungen und 
Möglichkeiten ihrer Anfänge ist sie jedoch 
weit zurückgefallen. Die staatliche Kor-
ruption und Misswirtschaft, die wirt-
schaftliche Misere und die sich weiter öff-
nende Wohlstandsschere, die Verfolgung 
politischer Gegner und die alltägliche 
Gängelung von Frauen und Andersden-
kenden machen das vierzigjährige Jubi-
läum der Iranischen Revolution für viele 
Iraner zu einem bitteren Anlass.

1 Siehe Abbas Milani: The Shah, New York 2011, 
S. 280.

2 Siehe Christian Funke: Ästhetik, Politik und 
 schiitische Repräsentation im zeitgenössischen 
Iran, Leiden und Boston 2017.

3 Siehe: Matn-e kâmel-e sochanân-e doktor Rohâni 
dar schast-o haschtomin madschma'-e 'umûmi-e 
sâzmân-e mellal-e motahhed (vollständiger Text 
der Ansprache Hasan Rohanis bei der 68. General-
versammlung der Vereinten Nationen),  
www.president.ir/fa/71572 (in persischer Sprache).

Pragmatismus  
und Moral

Einblicke in die Persönlichkeit David Ben Gurions

alEXanDER BRaKEl
Geboren 1976 in Bonn, Leiter des 
 Auslandsbüros der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Jerusalem, Israel.

Tom Segev: David Ben Gurion. Ein Staat 
um jeden Preis, Siedler Verlag, München 
2018, 800 Seiten, 35,00 Euro.

Gründungsgestalten umweht immer ein 
besonderer Mythos. Und Mythen reizen 
Wissenschaftler, an ihnen zu kratzen. 
Diesbezüglich bildet der israelische Staats-
gründer David Ben Gurion keine Aus-
nahme. Das Kratzwerk übernimmt der Je-
rusalemer Historiker und Journalist Tom 
Segev. Pünktlich zum 70-jährigen Jubi-

läum der Gründung des jüdischen Staates 
hat er eine dickleibige Biographie des ers-
ten is rae lischen Premierministers vorge-
legt. Wer Segev kennt, konnte sich auf ein 
kritisches Werk gefasst machen. Der Au-
tor von Standardwerken über die Staats-
gründung, den Sechstagekrieg, Palästina 
in der Zwischenkriegszeit oder auch über 
den Umgang Israels mit dem Holocaust 
wird den „neuen Historikern“ zugerech-
net, die seit den 1980er-Jahren gängi- 
ge Narrative der israelischen Geschichts-
schreibung hinterfragen.

Segev hat den Anspruch, das Leben 
seines Protagonisten in dessen Gesamt-
heit aufzuzeichnen; es ist eher der Mensch 
denn der Politiker Ben Gurion, der ihn 
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 interessiert. Folgerichtig widmet sich der 
Großteil des 800 Seiten starken Werkes 
der Zeit vor 1948. Das Buch beginnt mit 
Kindheit und Jugend des künftigen Politi-
kers, schildert den frühen Tod seiner Mut-
ter und Freundschaften, die ein ganzes 
Leben halten sollten. Vor allem aber zeigt 
es die frühe Begeisterung des jungen David 
Grün, wie der 1886 im polnischen Płońsk 
geborene Knabe damals noch hieß, für 
den Zionismus. Schon früh unterhielt er 
sich mit Gleichaltrigen auf Hebräisch und 
träumte von der Auswanderung nach Pa-
lästina. Mit bereits zwanzig Jahren setzte 
er seinen lang gehegten Plan in die Tat um 
und wanderte ins Gelobte Land aus.

ZIOnISMUS alS hÖChStES 
 POlItISChES PRInZIP

Dort widmete er, der nie eine Berufsaus-
bildung oder ein Studium abgeschlossen 
hatte, sein Leben vollständig dem Zionis-
mus. Im Ersten Weltkrieg stellte er sich 
erst an die Seite der Osmanen, später, als 
das Kriegsglück sich wendete, an die der 
Engländer, beides in der Hoffnung auf 
eine wohlwollende Haltung der beiden 
Großmächte gegenüber einem zukünf-
tigen jüdischen Staat. Nach Ende des 
Krieges setzte er seine Arbeit in der Ge-
werkschaft Histadrut und der Jüdischen 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei  Poale 
Zion fort. Schnell machte er dort Karriere, 
ab 1930 ebenso in der von ihm mitgegrün-
deten Arbeiterpartei Mapai. Im Laufe der 
Zeit wurde er zum wichtigsten zionisti-
schen Politiker.

„Ein Staat um jeden Preis“ hat Segev 
sein Buch im Untertitel genannt und 
 damit auch das entscheidende Motiv des 

 Lebens seines Protagonisten beschrieben. 
Sein gesamtes Privatleben ordnete Ben 
Gurion der Gewinnung eines jüdischen 
Staates in Palästina unter. Im Dienste der 
zionis tischen Sache war er oft monatelang 
von seiner Familie und seiner Frau Paula 
getrennt. Auch die eigene Gesundheit 
schonte er nicht. Und vor allem räumte er 
dem Zionismus eine höhere Priorität über 
andere politische Prinzipien ein, wenn 
notwendig sogar über die Demokratie. 
Leider erfährt der Leser nichts über die 
Antriebskräfte, die hinter Ben Gurions 
zio nistischer Haltung standen. Dessen 
Ehrgeiz und Skrupellosigkeit beleuchtet 
Segev zur Genüge, aber weshalb sich der 
spätere Premierminister bereits in sehr 
frühen Jahren dem Zionismus regelrecht 
verschrieb, bleibt unterbelichtet.

Eindrucksvoll beschreibt Segev dage-
gen Ben Gurions unermüdlichen Einsatz 
für die Gründung eines jüdischen Staates 
in Palästina, ebenso sein ständiges Ringen 
mit der ungünstigen Voraussetzung da-
für – der arabischen Bevölkerungsmehr-
heit. Von seiner Ankunft im Nahen Osten 
bis zu seinem Tod glaubte Ben Gurion 
nicht an die Möglichkeit eines friedlichen 
Zusammenlebens mit den arabischen 
Nachbarn. Und tragischerweise bestätigte 
die antijüdische Gewalt der Araber ihn ein 
ums andere Mal, angefangen mit den Un-
ruhen in Jaffa 1921 über die landesweiten 
Ausschreitungen 1929, den großen Auf-
stand 1936 bis 1939 bis zum Angriff der 
arabischen Nachbarländer auf den neuge-
gründeten jüdischen Staat 1948. Folge-
richtig sprach sich Ben Gurion dagegen 
aus, arabische Arbeiter zu beschäftigen, 
versuchte, sie durch jüdische Arbeiter zu 
ersetzen, und setzte seine Hoffnung dar-
auf, die Araber mittelfristig durch jüdi-
sche Einwanderer zu minorisieren.

Im Jahr 1937 versuchte die britische Man-
datsmacht, Palästina durch einen Tei-
lungsplan zu befrieden, der zu Ben Guri-
ons freudiger Überraschung die Vertrei- 
bung der arabischen Bevölkerung aus dem 
jüdischen Gebiet vorsah. Während die jü-
dischen Rechten den Teilungsplan als un-
zureichend ablehnten, setzte Ben Gurion 
sich für dessen Annahme ein  – in der 
Hoffnung, die Grenzen des relativ kleinen 
jüdischen Gebietes unter dem Druck der 
fortgesetzten Immigration weiter zu-
gunsten der jüdischen Bevölkerung ver-
schieben zu können. Der Plan scheiterte 
an der arabischen Ablehnung. Die Rah-
menbedingungen für eine jüdische Staats-
gründung hatten sich jedoch in Ben Gu-
rions Kopf festgesetzt: ein so großes 
Gebiet wie möglich mit so wenigen arabi-
schen Bewohnern wie möglich, inklusive 
der Möglichkeit, deren Zahl durch Ver-
treibungen weiter zu dezimieren.

MIt EntSChlOSSEnhEIt  
ZUR ISRaElISChEn 
 UnaBhÄnGIGKEIt

Der Zweite Weltkrieg und die national-
sozialistische Judenverfolgung brachten 
ein vorläufiges Ende der hochtrabenden 
Pläne. Der Holocaust stürzte Ben Gurion 
in tiefe Verzweiflung – allerdings weniger 
wegen des Schicksals der Verfolgten selbst, 
sondern vielmehr, weil er damit das Ende 
der jüdischen Migration aus Europa nach 
Palästina und damit das Ende des zionisti-
schen Projekts befürchtete. In aller Offen-
heit erklärte er: „Ich sehe die grauenhafte 
geschichtliche Bedeutung der national-
sozialistischen Gräueltaten nicht in der 
entsetzlichen Menge der ermordeten Ju-

den, sondern in der Vernichtung gerade 
der hervorragenden Volksgruppe, die als 
einzige unter allen Teilen fähig […] war, 
den Staat aufzubauen.“ Folgerichtig wi-
dersetzte er sich auch der Rettung euro-
päi scher Juden, solange diese nicht der 
Stärkung des zukünftigen Staates diente: 
„Die Forderung, Kinder aus Deutschland 
ins Land zu holen, entspringt bei uns 
nicht nur dem Mitgefühl mit diesen Kin-
dern. Wenn ich wüsste, dass man alle Kin-
der Deutschlands durch ihre Verbringung 
nach England retten könnte und nur die 
Hälfte durch ihre Verbringung nach Erez 
Israel, würde ich das Zweite wählen, denn 
wir haben nicht nur diese Kinder in Rech-
nung zu ziehen, sondern die Geschichte 
des Volkes Israel.“ Letztendlich waren das 
weitgehend theoretische Überlegungen, 
weil die zionistische Bewegung ohnehin 
nicht imstande war, größere Gruppen ver-
folgter Juden zu retten. Dennoch wirft 
diese Haltung ein bezeichnendes Licht auf 
die Überzeugung des Politikers, dass die 
zionistische Staatsgründung allen ande-
ren Zielen überzuordnen war.

Nicht zuletzt dieser Entschlossenheit 
war es zu verdanken, dass Ben Gurion 
sein Ziel schließlich erreichte: Am 14. Mai 
1948 verlas er in Tel Aviv die israelische 
Unabhängigkeitserklärung. Vorausgegan-
gen war ihr ein blutiger Untergrundkampf 
gegen die britischen Besatzer und die Ver-
abschiedung des UN-Teilungsplans am 
29. November 1947. Im anschließenden 
Krieg gelang es dem neugegründeten 
Staat, seine Unabhängigkeit zu verteidi-
gen. Auf Befehl oder zumindest mit Wis-
sen des neuen Premierministers wurden 
dabei Hunderttausende Palästinenser aus 
ihrer angestammten Heimat vertrieben. 
Und auch nach dem israelischen Sieg 
setzte Ben Gurion große Anstrengungen 
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daran, ihre Rückkehr zu verhindern. Der 
jüdische Staat brauchte dauerhaft eine 
große jüdische Bevölkerungsmehrheit. 
Immer wieder haderte der Politiker mit 
der Frage, wie sich seine Vorstellung eines 
moralisch hochstehenden zionistischen 
Staates mit dieser Politik in Einklang 
bringen ließe. Ein ums andere Mal setzte 
er aber den Pragmatismus über die Moral.

Die im Land verbliebenen Araber er-
hielten zwar die israelische Staatsbürger-
schaft, standen aber bis 1966 unter Mi-
litärverwaltung. Friedensverhandlungen 
mit den arabischen Nachbarstaaten lehnte 
Ben Gurion ab, aus Angst, zu weitgehende 
Zugeständnisse machen zu müssen. Und 
als – nach seiner Zeit als Regierungschef – 
die israelische Armee im Sechstagekrieg 
Ostjerusalem und das Westjordanland er-
oberte, war es nicht Friedenswillen oder 
Kompromiss bereitschaft, sondern die 
Angst vor einer arabischen Bevölkerungs-
mehrheit, die für seine Skepsis gegenüber 
einer dauerhaften Besatzung sorgte.

ERlahMEnDER EhRGEIZ

Mit der Gründung des jüdischen Staates 
hatte Ben Gurion sein politisches Lebens-
ziel erreicht, und sein Ehrgeiz erlahmte. 
Die verbleibenden zwanzig Jahre seines 
Lebens erzählt Segev als eine Geschichte 
des Abstiegs, reich an Affären und Intri-
gen. Das hat eine gewisse Logik, enthält 
dem Leser jedoch ein genaueres Bild des 
Regierungspolitikers Ben Gurion vor. 
Über seine Rolle beim Aufbau und der 
Konsolidierung Israels erfährt man wenig.

Dazu mag Segevs große Distanz ge-
genüber seinem Protagonisten beige tra gen 
 haben. Vor dem geistigen Auge des Lesers 

entsteht das Bild eines vom Ehrgeiz zer-
fressenen, misstrauischen und zur Freund-
schaft unfähigen Mannes. Selbst seine 
miserablen Qualitäten als Liebhaber, der 
nur um die eigene Befriedigung bemüht 
gewesen sei, enthält das Buch nicht vor.

Weitgehend unterbelichtet bleiben je-
doch die Verdienste des Spitzenpolitikers. 
Welche Voraussetzungen waren es, die 
ihn – abgesehen von persönlichen Ambi tio-
 nen und hellem Verstand – an die Spitze 
der zionistischen Bewegung brachten? Wie 
hoch ist sein Anteil an der Entstehung des 
jüdischen Staates zu bemessen? Und bei 
allem Verständnis für Segevs Kritik an 
Ben Gurions Umgang mit der arabischen 
Bevölkerung des Landes: Welche Alterna-
tiven hätte es gegeben? War Ben Gurions 
Einschätzung nicht tatsächlich das Er-
gebnis zwar kühl kalkulierter, aber hoch-
gradig realistischer Überlegungen? In den 
Weltgeschichtlichen Betrachtungen schreibt 
Jacob Burckhardt: „Sprichwörtlich heißt 
es: ,Kein Mensch ist unersetzlich.‘ – Aber 
die wenigen, die es eben doch sind, sind 
groß.“ War David Ben Gurion demnach 
ein „Großer“ der Geschichte? Nach dem 
Abschluss des vorliegenden Buchs hat man 
darauf keine Antwort.

Dennoch lohnt die Lektüre. Die Bio-
graphie bietet tiefe Einblicke in die Per-
sönlichkeit des israelischen Staatsgrün-
ders und analysiert die Probleme, die den 
jüdischen Staat auch heute, siebzig Jahre 
nach seiner Gründung, noch umtreiben.

Am 28. August 2018 hielt der kroatische 
Ministerpräsident Andrej Plenković eine 
Grundsatzrede in der Konrad-Adenauer-
Stiftung zu Kroatien und der Zukunft 
der Europäischen Union, in der er  
nach fünf Jahren Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union Bilanz zog und 
einen Ausblick auf künftige Aufgaben 
und Ziele gab. Die weitere Perspektive  
für den westlichen Balkan stand auch im 
Zentrum der von der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Zusammenarbeit mit  
dem Nationalrat Österreichs initiierten 
Interparlamentarischen Westbalkan-
konferenz am 9. Oktober 2018 in Wien.

Am 21./22. September 2018 hat unter der 
Schirmherrschaft von Bundesministerin 
Julia Klöckner der Kommunalkongress 
der Konrad-Adenauer-Stiftung statt-
gefunden, bei dem rund 200 Kommunal-
politikerinnen und Kommunalpolitiker 
aus Deutschland, Luxemburg und 
Frankreich über die Bedeutung der 
Lokalpolitik für die Zukunft Europas 
und die Rolle Europas für das Ehrenamt 
diskutierten.

Am „Tag der KAS“, der am 27. September 
2018 von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
eröffnet wurde, feierte auch die neue 
Veranstaltungsreihe Standpunkt. Das neue 
Debattenforum der Konrad-Adenauer- 
Stiftung Premiere. In einem Gespräch 

thematisierten der italienische Philosoph 
Angelo Bolaffi und Norbert Lammert  
die gegenwärtigen und künftigen Heraus- 
forderungen der Demokratie. Das 
Debattenforum wird im ersten Halbjahr 
2019 fortgesetzt.

Am 8. Oktober 2018 wurde der Preis 
Soziale Marktwirtschaft im Haus der  
Deutschen Wirtschaft in Berlin verliehen. 
Bundeswirtschaftsminister Peter Alt-
maier hielt in diesem Rahmen eine 
wirtschaftspolitische Grundsatzrede.  
Die Laudatio auf den Preisträger,  
Ralph Dommermuth, hielt die neue 
Juryvorsitzende Hildegard Müller.

Bei der jährlichen Europa-Rede am  
9. November erörterte der Präsident des 
Europäischen Gerichtshofs, Koen 
Lenaerts, die aktuelle Lage Europas mit 
Blick auf die rechtliche Stellung der 
Mitgliedstaaten.

Einen Beitrag für das Erreichen neuer 
Zielgruppen leistete das innovative 
PopUpLab in der Mitte Berlins. Für den 
Zeitraum von knapp zwei Monaten 
wurden ab dem 12. November 2018 in 
einem angemieteten Ladenlokal 
 Veranstaltungen wie Filmabende, 
Fishbowl-Diskussionen und Mittags-
gespräche, aber auch Seminare und 
Konferenzen durchgeführt.

Pragmatismus und Moral, Alexander Brakel
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Mit Blick auf die Arbeit der Enquête-
Kommission des Deutschen Bundestags 
zur Künstlichen Intelligenz (KI) und im 
Vorfeld der Kabinettsklausur der Bundes-
regierung am 14./15. November 2018 zu 
diesem Schwerpunkt veröffentlichte  
die Konrad-Adenauer-Stiftung Publika-
tionen zur KI mit Blick auf wirtschaft-
liche Potenziale sowie gesellschaftliche, 
medienpolitische und ethische Fragen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel führte 
am 21. November 2018 mit einer Rede  
in die Veranstaltung Parlamentarismus im 
Spannungsverhältnis von Globalisierung 
und nationaler Souveränität ein. Anschlie-
ßend diskutierten aktive und ehemalige 
Parlamentspräsidenten aus wichtigen 
europäischen Partnerländern über die 
gegenwärtigen Herausforderungen  
für nationale Parlamente.

Verantwortung und Engagement für das 
Gemeinwohl und deren Bedeutung für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
standen im Mittelpunkt des 9. Demo-
kratiekongresses, der am 22. November 
2018 zum Thema Helden des Alltags –  
Alltag der Helden in Dresden stattfand. 
Mitwirkende waren neben Minister-
präsident Michael Kretschmer zahlreiche 
Persönlichkeiten aus unterschiedlichen 
Bereichen des gesellschaftspolitischen 
Engagements.

Die traditionelle Berliner Rechtspolitische 
Konferenz fand am 29. und 30. November 
2018 statt und stand unter dem Titel 
Verfassungsstaat im Wandel – Herausforde-
rungen für das Grundgesetz nach 70 Jahren. 
Den Festvortrag über die Rolle des 
Bundesverfassungsgerichts hielt dessen 
Präsident Andreas Voßkuhle.

Anlässlich des Jubiläums 100 Jahre 
Frauenwahlrecht widmete sich am  
14. Januar 2019 eine Veranstaltung dem 
Thema Frauenpolitik. Dabei beleuchteten 
führende Persönlichkeiten aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft das  
bisher Erreichte in der Frauenpolitik  
und diskutierten über Ansätze für eine 
stärkere politische Beteiligung von 
Frauen im nationalen und internatio-
nalen Kontext.

Zusammengestellt vom Vorstandsbüro  
der Konrad-Adenauer-Stiftung

Die nächste Ausgabe erscheint im April 2019 
zum Thema

Ordnung
 

Gut verfasst ?

Mit Beiträgen unter anderen von Annegret Kramp-Karrenbauer,  
Dieter Grimm und Adolf Muschg.
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hIP UnD EUROPÄISCh
Mode als plakatives, politisches Bekenntnis 

„Die Europäische Union, einst als öder Verwaltungsapparat verschrien,  
wirkt plötzlich wie eine verlorene Utopie“, schreibt „monopol“, das Berliner  
„Magazin für Kunst und Leben“. Populismus und Nationalismus haben  
auch in der Kunst- und Kreativszene Besorgnis ausgelöst. Seitdem sind etwa 
Kapuzenpullis mit den EU-Sternen – hier die „EUnify Hoodies“-Kollektion –  
zu einem modischen Trend geworden, der sich über die sozialen Medien  
erstaunlich schnell verbreitet. 

„Die Jugend muss Europa cool finden!“, fordert David Mallon, Creative Director  
des Labels, das die Hoodies gestaltet hat.

Europescarf, ein Charity-Projekt, das vor allem Schals zu pro-europäischen 
Modestatements entwirft, verweist auf seiner Website darauf, „wie existenziell  
und wichtig die Europäische Idee ist“. Es müsse „wieder klar werden, dass  
ein Aufwachsen in Frieden, Freiheit und Wohlstand nicht selbstverständlich  
ist und man sich für den Erhalt dieser Errungenschaften einsetzen muss“. 

Beredte Politiker hätten es nicht anders formuliert. Umso besser, wenn  
sich diese Botschaft ohne ihr Zutun in den stilprägenden Subkulturen des 
Kontinents verbreitet.

Foto: © Søren Drastrup, Berlin
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